LANDERAUSSCHUSS FUR ARBEITSSCHUTZ UND SICHERHEITSTECHNIK

\/

Leitlinien zur
Gefahrstoffverordnung
LV 45

3. Uberarbeitete Auflage




LEITLINIEN ZUR GEFAHRSTOFFVERORDNUNG

Impressum: LASI-Verdffentlichung - LV 45
Leitlinien zur Gefahrstoffverordnung

Nachdruck, auch auszugsweise, nur mit Genehmigung des Herausgebers.
Den an der Erarbeitung der Regelungen beteiligten Institutionen sind der Nachdruck sowie
das Bereitstellen zum Herunterladen auf eigenen Internetseiten erlaubt.

Herausgeber: Landerausschuss fur Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik (LASI)

LASI-Vorsitzender: Steffen R6ddecke
c/o Die Senatorin fur Bildung, Wissenschaft und Gesundheit
der Freien Hansestadt Bremen
Rembertiring 8-12
28195 Bremen

Verantwortlich: Dr. Bernhard Briickner
Koordinator ,Stofflicher Gefahrenschutz*
Hessisches Sozialministerium
DostojewskistralRe 4
65187 Wiesbaden

Redaktion: Arbeitskreis ,Fragen und Antworten zur Gefahrstoffverordnung*

Dr. Bettina Schroder (Vorsitz)

Behdrde flr Gesundheit und Verbraucherschutz
Amt fir Arbeitsschutz

BillstralRe 80

20539 Hamburg

Dr. Michael Au

Hessisches Sozialministerium
DostojewskistralRe 4

65187 Wiesbaden

Dr. Markus Berges

IFA - Institut fir Arbeitsschutz der DGUV
Alte Heerstralle 111

53757 Sankt Augustin

Margret Bockler

Berufsgenossenschaft Energie Textil Elektro Medienerzeugnisse
Gustav-Heinemann-Ufer 130

50968 Kdln

Dr. Thomas H. Brock

Berufsgenossenschaft Rohstoffe und chemische Industrie
Kurflrsten-Anlage 62

69115 Heidelberg

Dr. Jurgen Blnger

Institut fur Pravention und Arbeitsmedizin der DGUV
Ruhr-Universitat Bochum

Burkle-de-la-Camp-Platz 1

44789 Bochum

Gottfried Ingenhaag

Behorde fur Gesundheit und Verbraucherschutz
Amt fir Arbeitsschutz

BillstraRe 80

20539 Hamburg



LEITLINIEN ZUR GEFAHRSTOFFVERORDNUNG

Dr. Robert Kellner

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung (DGUV)
Fockensteinstrale 1

81539 Miinchen

Norbert Kluger

Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft
An der Festeburg 27 - 29

60389 Frankfurt am Main

Andreas Ogan

Ministerium fUr Arbeit, Integration und Soziales
des Landes Nordrhein-Westfalen

Furstenwall 25

40219 Dusseldorf

Dr. Wolfgang Pflaumbaum

IFA - Institut flr Arbeitsschutz der DGUV
Alte HeerstralRe 111

53757 Sankt Augustin

Thomas Rabente
Berufsgenossenschaft Holz und Metall
KreuzstralRe 45

40210 Dusseldorf

Theodor Scheit

Ministerium fiir Arbeit, Soziales und Gesundheit
des Landes Schleswig-Holstein
Adolf-Westphal-Stral3e 4

24143 Kiel

Dr. Erhard Schmidt

Sachsisches Staatsministerium fir Wirtschaft, Arbeit und Verkehr
Wilhelm-Buck-Strale 2

01097 Dresden

Dr. Ursula Vater

Regierungsprasidium Kassel

Fachzentrum fir Produktsicherheit und Gefahrstoffe
Ludwig Mond Straf3e 33

34121 Kassel

Dr. Heiner Wahl

Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales
Rochusstralie 1

53123 Bonn

Dr. Torsten Wolf

Bundesanstalt fir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
Friedrich-Henkel-Weg 1-25

44149 Dortmund

Bildnachweis: Amt fuir Arbeitsschutz, Hamburg
Herausgabedatum: November 2012

ISBN: 978-3-936415-71-1

Die Leitlinien stehen im Internet zum Download bereit unter:
http://lasi.osha.de - Publikationen = LASI-Verd6ffentlichungen



http://lasi.osha.de/

LEITLINIEN ZUR GEFAHRSTOFFVERORDNUNG

Vorwort

Nahezu funf Jahre nach der letzten umfassenden Novellierung ist die neugefasste
Gefahrstoffverordnung am 1. Dezember 2010 in Kraft getreten. Anlass fur die Neufassung
war insbesondere die Notwendigkeit, die Verordnung an die Fortentwicklung des europai-
schen Chemikalienrechts anzupassen. Gleichzeitig wurden aber auch Aktualisierungen
vorgenommen, die aus den Erfahrungen der vergangenen funf Jahre bei der Anwendung
der Gefahrstoffverordnung in der betrieblichen Praxis resultieren. Gleichzeitig wurde die
Uberfuhrung der Anforderungen zur arbeitsmedizinischen Vorsorge in die Verordnung zur
arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) abgeschlossen.

Die grundlegenden Neugestaltungen und auch alle wesentlichen Anderungen der Gefahr-
stoffverordnung wurden in der Vergangenheit durch die LASI-Veroffentlichung ,Leitlinien
zur Gefahrstoffverordnung® (LV 45) begleitet. Bereits zur Neukonzeptionierung der Ge-
fahrstoffverordnung im Jahr 2005 hatte der LASI in enger Abstimmung mit den Unfallversi-
cherungstragern die LV 45 in Form eines Frage/Antwort-Kataloges verdffentlicht, um beim
Vollzug der Gefahrstoffverordnung eine einheitliche Vorgehensweise der staatlichen Ar-
beitsschutzbehdrden untereinander sowie mit den Praventionsdiensten der Unfallversiche-
rungstrager zu erzielen. Auch die neue Gefahrstoffverordnung aus dem Jahr 2010 wird
durch eine entsprechende Neuauflage der LASI-Vero6ffentlichung ,Leitlinien zur Gefahr-
stoffverordnung” in der bereits bewéhrten Form erlautert. Hierzu wurde die LV 45 grundle-
gend Uberarbeitet und an die Ausfihrungen der neuen Gefahrstoffverordnung angepasst.
Zugleich wurde eine Vielzahl neuer Fragestellungen, die sich aus der Anwendung der bis-
herigen Verordnung und den ersten Erfahrungen mit der neuen Gefahrstoffverordnung
ergaben, in den Frage-Antwort-Katalog integriert. Die LV 45 soll damit auch in ihrer 3. Auf-
lage eine praxisorientierte Unterstltzung bei der Umsetzung der Gefahrstoffverordnung
sein.

Dieser neugefasste Frage-Antwort-Katalog richtet sich in erster Linie an die Aufsichtsbe-
amtinnen und -beamten der staatlichen Arbeitsschutzbehérden. Auch die neue LV 45 ist —
wie bereits die Vorgangerausgaben — in einer kooperativen Zusammenarbeit zwischen
den Aufsichtsbehdrden der Lander, dem Bundesministerium fur Arbeit und Soziales, der
Bundesanstalt fir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin und den Unfallversicherungstragern
entstanden. Auf diese Weise soll auch zuklnftig vermieden werden, dass die verschiede-
nen Aufsichtsbehdrden und -dienste unterschiedliche Anforderungen an die Betriebe stel-
len.

Die Fragen und Antworten sind dartber hinaus eine wertvolle Unterstitzung fur diejeni-
gen, die vor Ort fur die Umsetzung der Gefahrstoffverordnung zustandig sind.

Bremen/Wiesbaden im November 2012
Steffen Réddecke Dr. Bernhard Brickner

Vorsitzender des Landerausschusses flir Arbeits- Koordinator fur das Fachthema ,Stofflicher
schutz und Sicherheitstechnik (LASI) Gefahrenschutz” des LASI
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A ANWENDUNGSBEREICH, BEGRIFFSBESTIMMUNGEN, ALLGEMEINES

A 1 ANWENDUNGSBEREICH

All
81 Abs. 3 Satz 2

Was sind ,andere Personen® im
Sinne dieses Satzes?

Die Vorschriften der GefStoffV dienen nicht nur dazu, den-
jenigen Beschaftigten, der selbst die Téatigkeit mit einem
Gefahrstoff durchfihrt, vor diesem Gefahrstoff zu schitzen,
sondern auch andere Beschéftigte oder Personen. Diese
.anderen Personen® sind Dritte, die z.B. aufgrund eines
Auftrags oder einer Dienstleistung infolge der genannten
Tatigkeit Gefahrstoffen ausgesetzt sein kénnen (z.B. ein
Auftragnehmer, dessen Beschaftigte, aber auch Unbeteilig-
te, z.B. Besucher und Kunden).

A 1.2 (Aufl. 2008: A 1.2, 1.Teil)
§1Abs. 3

Fallen ehrenamtlich Tatige in den
Geltungsbereich der GefStoffv?

§ 2 Abs. 6

Fallen ehrenamtlich Tatige unter
die den Beschaftigten gleichge-
stellten ,sonstigen Personen“?

Ziel der GefStoffV ist nach § 1 Abs. 1 u.a. ,den Menschen
[...] vor stoffbedingten Schadigungen zu schitzen durch
[...] MalRnahmen zum Schutz der Beschatftigten und ande-
rer Personen vor Gefahrdungen bei Tatigkeiten mit Gefahr-
stoffen”. Ehrenamtlich Tatige sind nach § 2 Abs. 6 Nr. 1 den
Beschéftigten gleichgestellt. Dort hei3t es: ,Es stehen
gleich 1.) den Beschéftigten [...] sonstige [...] Personen,
[...], die Tatigkeiten mit Gefahrstoffen austben [...]*. Somit
gelten fur die ehrenamtlich Tatigen ausdrtcklich auch die
Bestimmungen des Dritten bis Sechsten Abschnitts zum
Schutz der Beschéftigten.

Die Erméachtigungsgrundlage im ChemG bezieht sich nicht
auf Arbeitnehmer, sondern auf Beschaftigte. Eine Ein-
schrankung der ,sonstigen Personen [...], die Tatigkeiten
mit Gefahrstoffen durchfuhren* (8 2 Abs. 6 Nr. 1), auf Ar-
beitnehmer ist nicht ableitbar.

Zum speziellen Fall der ehrenamtlichen Tatigkeit in der
freiwilligen Feuerwehr s.a. die nachfolgende Frage.

A 1.3 (Aufl. 2008: A1.2, 2.Teil)

Unterliegen auch Tatigkeiten, bei
denen Vorkommen und Einwir-
kungen von Gefahrstoffen nicht
vorhersehbar und planbar sind,
der Gefahrstoffverordnung (z.B.
C-Einsatze der Feuerwehr)?

Die Gefahrstoffverordnung gilt auch bei Téatigkeiten von
Einsatzkraften mit Gefahrstoffen, z.B. bei Brédnden, Gefahr-
gut- und Chemikalienunfallen.

Erforderliche MalBnahmen fiir C-Einsatze sind flur die Ein-
satzkrafte in der Feuerwehrdienstvorschrift 500 ,Einheiten
im ABC-Einsatz" (FwDV 500) naher ausgefihrt.

Nach der FwDV 500 muss die Einsatzleitung unter ande-
rem durch eine ad-hoc Gefahrdungsbeurteilung (Lagefest-
stellung, Beurteilung, Planung der Malnahmen, Umset-
zung, Wirksamkeitskontrolle) die erforderlichen Maf3nah-
men zum Schutz der Einsatzkréfte und der Betroffenen
(z.B. Beschaftige, Bevdlkerung) treffen.

A 1.4 (Aufl. 2008: A1.3)
81 Abs. 3
SchlieRt der Geltungsbereich

auch die Beférderung auf3erhalb
eines Betriebes ein?

Ja.
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A 1.5 (Aufl. 2008: A1.4)

Welche Paragraphen der Verord-
nung sind fur Unternehmer ohne
Beschaftigte relevant?

Fur Unternehmer ohne Beschéftigte gelten nach § 2 Abs. 6
Nr. 2 GefStoffV alle Regeln der VO. Beispielhaft s. hierzu
auch Frage | 1.1 zu Anforderungen bei Asbestarbeiten.
Regelungen, die Pflichten in Bezug auf Beschéftigte enthal-
ten, sind in diesen Fallen nicht einschlagig. (s. a. A 1.2 zu
den Beschaftigten gleichgestellte Personen).

Weitere Ausfihrungen s. a. Nr. 1 Abs. 4 TRGS 400.

A 1.6 (Aufl. 2008: A1.5)

Abgrenzung zum Geltungsbereich
des Arbeitsstéattenrechts:

Fallen z.B.

1. Schwimmmeister in Hallenb&-
dern (Tatigkeit Aufsicht, ohne
Bedienung der Chlorungsanla-
ge, trotzdem Belastung durch
Ausdlnstung von Stickstoff-
Chlor-Verbindungen aus dem
Badewasser)

2. Kassenarbeitsplatze an Tank-
stellen

3. Verkauf von Gefahrstoffen
4. Beschétftigte, die
a. auf Betriebsgelande

b. auRerhalb des Betriebsge-
landes

verkehrsbedingtem Staub und/
oder DME ausgesetzt sind und

o0 z.B. als Kraftfahrer bei ihrer
Tatigkeit diese Gefahrstoffe
auch erzeugen

oder

o z.B. als Verkehrspolizisten
mit ihrer Tatigkeit nicht zu
deren Entstehung beitragen

grundsatzlich unter die Gefahr-
stoffverordnung?

Generell ist zu beriicksichtigen, dass verschiedene Tatig-
keitsbereiche von Beschaftigten in Bezug auf die Anwend-
barkeit der GefStoffV differenziert zu bewerten sind.

Zul.und 2.

Schwimmmeister und Tankstellenkassierer fihren in den
genannten Fallen keine Tatigkeit mit Gefahrstoffen durch,
da sie die betreffenden Gefahrstoffe nicht verwenden und
ihre Aufsichts- bzw. Verkaufstatigkeiten auch nicht ursach-
lich fur die Freisetzung von Gefahrstoffen sind (8 6 Abs. 1
Satz 1). Auf diese Beschéftigten bzw. ihre Téatigkeiten sind
daher die Bestimmungen der GefStoffV (z.B. Regelungen
zu Grenzwerten oder zur arbeitsmedizinischen Vorsorge)
nicht unmittelbar anzuwenden, es gelten die Regelungen
des Arbeitsstattenrechts und ggf. des Mutterschutzrechts
(MuSchArbV).

Schwimmmeister und Tankstellenkassierer sind aber mog-
licherweise in Folge von Tétigkeiten anderer Beschétftigter
mit Gefahrstoffen (Bedienpersonal der Chlorungsanlage,
Tankwart) diesen Gefahrstoffen ausgesetzt, so dass ihre
Gesundheit als unmittelbare Folge dieser Tatigkeiten ge-
fahrdet werden koénnte. Die Gefahrdungsbeurteilung und
Gestaltung der SchutzmafRnahmen in Bezug auf diese ur-
sachlichen Tatigkeiten muss daher auch die Gefahrdung
anderer Beschaftigter einbeziehen. Hier sind insbesondere
auch die Regelungen zu Betriebsstdérungen zu beachten.

Zu 3.

Anders ist die Situation bei Verkaufspersonal, das unmittel-
bar mit (wenn auch verpackten) Gefahrstoffen Tatigkeiten
durchfihrt. Hier gilt die GefStoffV, ggf. kann es sich um
Tatigkeiten mit geringer Gefahrdung handeln (s. Abschnitt
E 3).
Zu 4.

a) Bei Gefahrstoffbelastungen, die durch den Verkehr auf
dem Betriebsgelande entstehen, ist grundsatzlich die Gef-
StoffV heranzuziehen (z. B. auf Bauhotfen). Konkret sind
diejenigen Tatigkeiten zu beurteilen, durch die die Gefahr-
stoffe entstehen bzw. freigesetzt werden, wie das Betreiben
von Kraftfahrzeugen. Bei der Beurteilung und der Festle-
gung von z. B. technischen Schutzmalinahmen ist nicht nur
die Gefahrstoffbelastung der Beschéftigten zu beriicksichti-
gen, die diese Tatigkeit austben, sondern auch die Belas-
tung anderer Beschaftigter (s. a. Ausfihrungen zu Ziffern 1
und 2 dieser Frage).




LEITLINIEN ZUR GEFAHRSTOFFVERORDNUNG

SEITES

b) AuRerhalb eines Betriebsgeldndes kdnnen verkehrsbe-
dingte Gefahrstoffbelastungen im Regelfall nicht mehr
hauptsachlich einer betrieblichen Tatigkeit zugeordnet wer-
den. Zum Arbeitsschutz ist hier nach Arbeitsschutzgesetz
zu verfahren (s. a. A 1.8); im Ubrigen ist das Immissions-
schutzrecht einschlagig.

A 1.7 (Aufl. 2008: A 1.6)

Nach § 1 Abs. 3 GefStoffV darf
auch die Gesundheit und Sicher-
heit anderer Beschéftigter oder
Personen als unmittelbare Folge
von Tatigkeiten mit Gefahrstoffen
nicht gefahrdet werden.

Ist damit die GefStoffV einschla-
gig und vorrangig (lex specialis),
wenn Birobeschéftigte durch Ma-
lerarbeiten im Gebaude Gefahr-
stoffen ausgesetzt sind?

Gibt es einen zuséatzlichen bzw.
vorrangigen Schutzanspruch nach
dem Arbeitsstattenrecht, wonach
AuR3enluftqualitat statt Einhaltung
des AGW zu gewéhrleisten ware?

Die Gefahrdungsbeurteilung des Malerbetriebs nach Gef-
StoffV muss alle potenziell Gefahrdeten einbeziehen, also
auch die Beschéftigten des Betriebs, in dem die Arbeiten
durchgefihrt werden. Dabei greift auch die Abstimmungs-
pflicht nach § 15 GefStoffV.

Fur die Auswahl der SchutzmaflRnahmen werden die Stoff-
eigenschaften sowie Dauer und Intensitat der mdglichen
Exposition von Bedeutung sein. Zu beachten sind auf jeden
Fall die MaRBnahmen nach § 8 Abs. 1 GefStoffV (s. insbe-
sondere Nr. 3, ,Begrenzung der Anzahl der Beschaftigten,
die Gefahrstoffen ausgesetzt sind“ und Nr. 4 ,Begrenzung
der Dauer und der Hohe der Exposition); ein Verzicht auf
diese MaRRnahmen unter Verweis auf die Einhaltung eines
AGW ware nicht zulassig. Aus der Anwendung des Gefahr-
stoffrechts ergibt sich daher fir die Blrobeschéftigten auch
kein verringertes Schutzniveau im Vergleich zum Arbeits-
stattenrecht.

A 1.8 (Aufl. 2008: A1.7)

Abgrenzung des Geltungsbe-
reichs

Nach welcher Rechtsgrundlage
kdnnte fur einen Polizisten, der an
einer stark befahrenen Strale
arbeitet, PSA gefordert werden?

Die Gefahrstoffverordnung und Arbeitsstattenverordnung
finden in diesem Fall keine Anwendung (s. A 1.6). Der Ar-
beitgeber hat nach § 3 ArbSchG und den allgemeinen
Grundsétzen des § 4 ArbSchG die erforderlichen Maf3nah-
men einzuleiten, wobei die Bereitstellung von Atemschutz
nachrangig ist gegentber organisatorischen Mal3hahmen
(z.B. Regelungen zur Arbeitszeit).

A 1.9 (Aufl. 2008: A1.8)
8 3 Nr. 13 Buchstabe a

Tatigkeiten mit Stoffen, die das
Kind im Mutterleib schadigen
kénnen (fruchtschadigende (Re)
Stoffe)

Wie ist die Zusammensetzung der
Belegschaft  hinsichtlich  Ge-
schlecht und Alter bei der Geféhr-
dungsbeurteilung zu fruchtschadi-
genden (R.) Stoffen zu wirdigen?
Muss der Arbeitgeber die Exposi-
tion gegeniber solchen Stoffen
unabhangig vom Geschlecht und
Alter seiner Beschaftigten mini-
mieren, auch wenn im Betrieb nur
Manner arbeiten? In welchem
Umfang gelten bei solchen Stof-

Fruchtschadigende (R.) Stoffe sind eine Untergruppe der
fortpflanzungsgefahrdenden Stoffe; sie gehéren damit zu
den gefahrlichen Stoffen nach § 3a Abs. 1 Nr. 13 ChemG
und in der Folge auch zu den Gefahrstoffen nach § 2 Abs. 1
GefStoffV. Eine spezifische Einschrankung hinsichtlich der
Geltung der Pflichten der Gefahrstoffverordnung fiir diese
Stoffe enthalt die Verordnung nicht, sie bestehen also im
Grundsatz ebenso wie fur alle anderen Gefahrstoffe.

Entsprechend sind R.-Stoffe regelhaft in die Gefahrdungs-
beurteilung und bei der Festlegung technischer und organi-
satorischer Schutzmaflinahmen einzubeziehen. Bei der
Festlegung individueller Schutzmaflinahmen (z.B. Atem-
schutz) kann die individuelle Gefahrdung des jeweiligen
Beschaftigten bertcksichtigt werden.

Ergédnzende Hinweise:
e Fir den Schutz werdender und stillender Mutter gelten
die Anforderungen der Verordnung zum Schutze der

Mutter am Arbeitsplatz (MuSchArbV) mit den dortigen
Regelungen zur Beurteilung der Arbeitsbedingungen
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fen Uberhaupt die Pflichten der|,

Eine Festlegung, im Unternehmen nur M&nner einzu-
Gefahrstoffverordnung?

stellen, um Kosten fir ArbeitsschutzmalRnahmen zu
sparen, ist nicht mit dem Allgemeinen Gleichbehand-
lungsgesetz (AGG) vereinbar.

A 2 BEGRIFFSBESTIMMUNGEN

Eine Vielzahl von Begriffen aus der Gefahrstoffverordnung und technischen Regeln ist im ,Beg-
riffsglossar zu den Regelwerken der Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV), der Biostoff-
verordnung (BioStoffV) und der Gefahrstoffverordnung (GefStoffV)“ (im Folgenden: ,Begriffs-
glossar*) erlautert. Es ist auf der Internetseite der Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeits-
medizin verodffentlicht und kann von dort heruntergeladen werden.

A 2.1 (Aufl. 2008: A2.2)
§ 2 Abs. 6 Nr. 2

Die Definition des Auftraggebers ist im jeweiligen Kontext
zu sehen. Bei § 15 Abs. 1 GefStoffV handelt es sich um
denjenigen, der durch eine Fremdfirma im eigenen Betrieb

Wie ist der Auftraggeber unter
Beriicksichtigung von 8§ 15 Abs. 1
und 5 sowie § 16 Abs. 4 definiert?

Aufgaben erledigen lasst. In § 2 Abs. 6 Nr. 2 und § 16 Abs.
4 GefStoffV ist Auftraggeber derjenige, fur den die Heimar-
beit getatigt wird.

Es werden unterschiedliche Be-
zige hergestellt (Informations-
pflichten gegentber Fremdfirmen,
Heimarbeit).

Hier ist zu differenzieren. Es gibt "Schnupperpraktika”,
Schulpraktika, Pflichtpraktika im Rahmen einer Hochschul-
ausbildung, Praktika nach Abschluss einer Berufsausbil-
dung oder eines Studiums und anderes mehr. Die Gesamt-
rechtslage hangt von der Art des Praktikums ab.

Soweit es sich um ein Praktikum handelt, dem ein Ver-
tragsverhaltnis zwischen dem Praktikanten und dem Prakti-
kumsbetrieb schriftlich oder auf Grund mundlicher Abrede
zu Grunde liegt, ist der Arbeitgeber des Praktikumsbetriebs
Arbeitgeber im Sinne der GefStoffV und damit in der Pflicht.

Sofern es sich zum Beispiel aber um ein Schilerbetriebs-
praktikum (also ein Praktikum als Bestandteil des Unter-
richts zum Kennenlernen des Berufslebens) handelt, ist
dies eine schulische Veranstaltung. Derartige Praktikanten
unterfallen nicht dem 8 2 ArbSchG. Sie sind aber "Beschéf-
tigte" nach dem weiter formulierten § 2 Abs. 6 der Gef-
StoffV. In diesen Féllen tragt die entsendende Schule die
Organisations- und Kontrollverantwortung fir die zu be-
ricksichtigenden Bestimmungen der GefStoffV. Gleichwohl
ist aber fur den Arbeitsschutz vor Ort auch in solchen Fallen
der Arbeitgeber des Praktikumsbetriebs verantwortlich (ver-
gleichbar der Situation bei Leiharbeit).

Fur diese Schilerpraktika hat die Kultusministerkonferenz
.Richtlinien zur Sicherheit im Unterricht* herausgegeben,
die auch Regelungen zu Verantwortlichkeiten enthalten und
von den Landern per Erlass verbindlich gemacht worden
sind. Weitere Regelungen sind in den Regeln ,Unterricht in
Schulen mit gefahrlichen Stoffen* (BG/GUV-SR 2003/2004)
enthalten.

A 2.2 (Aufl. 2008: A2.3, 1. Teil)
§ 2 Abs. 6

Wer hat die Funktion des Arbeit-
gebers in Bezug auf Praktikanten
als den Beschaftigten gleichge-
stellte ,sonstige Personen®?
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A 2.3 (Aufl. 2008: A2.3, 1. Teil)
§ 2 Abs. 6

Wer hat die Funktion des ,Arbeit-
gebers” (Unternehmers) in Bezug
auf ehrenamtlich Tétige als den
Beschéftigten gleichgestellte
.sonstige Personen” (z.B. Freiwil-
lige Feuerwehr)?

Fir die ehrenamtlich Tatigen ebenso wie fur Angestellte
oder Beamte der freiwilligen Feuerwehr liegen die Unter-
nehmerpflichten bei der jeweiligen Kommunalverwal-
tung. Ehrenamtlich Tatige bei der "Freiwilligen Feuerwehr"
unterliegen auch den Bestimmungen der GefStoffvV (s. A
1.2 und 2.4).

Bei der "Freiwilligen Feuerwehr" Gben ehrenamtliche Ein-
satzkrafte die den einzelnen Kommunen durch die jeweilige
Landesgesetzgebung als Pflichtaufgabe zugewiese-
ne Aufgabe der offentlichen Gefahrenabwehr aus - zum
Nutzen der Stadte und Gemeinden. Aufgrund der hoheitli-
chen Verpflichtung der jeweiligen Kommunen (bzw. Kreise)
zur offentlichen Gefahrenabwehr und zur Unterhaltung der
Feuerwehren obliegt es den jeweiligen Kommunen (Krei-
sen) bzw. deren Leitern dafir Sorge zu tragen, dass die
Vorgaben der GefStoffV auch im Hinblick auf ehrenamtlich
tatige Einsatzkrafte der Feuerwehr eingehalten werden.

A24
§2 Abs. 6 Nr. 1

Fallen ehrenamtlich Tatige unter
die den Beschaftigten gleichge-
stellten ,sonstigen Personen*?

Ja, siehe hierzu A 1.2

A25

§ 2 Abs. 6

Gehort zu den ,sonstigen Perso-
nen“, die Tatigkeiten mit Gefahr-
stoffen durchfiihren und den Be-
schaftigten gleichgestellt sind,
auch der Arbeitgeber, der die
gleichen Tatigkeiten wie seine
Beschaftigten durchfihrt oder ein
mit Gefahrstoffen téatiger Unter-
nehmer ohne Beschaftigte?

Nein, s. a. Begriffsglossar zu ,Beschaftigte”.

Mitarbeitende Arbeitgeber, Unternehmer ohne Beschéftigte
und Selbststandige z&hlen nicht zu den ,sonstigen Perso-

nen-.

A26

Wie ist der Begriff ,Fachkunde
definiert, wo sind néhere Ausfih-
rungen zu finden?

Der Begriff ,fachkundig” ist in 8 2 Absatz 12 GefStoffV all-
gemein definiert.

Eine Prifung zum Nachweis der Fachkunde ist im Unter-
schied zur Sachkunde (§ 2 Absatz 13 GefStoffV) nicht vor-
geschrieben.

Die inhaltlichen Anforderungen sind je nach Bezug unter-
schiedlich; spezifische Erlauterungen zur Fachkunde sind
im Technischen Regelwerk an folgenden Stellen zu finden:

e Fachkunde nach 8§ 6 Abs. 9 (Gefahrdungsbeurteilung):
in der TRGS 400 (Nr. 3.1) und im Begriffsglossar;

e Fachkunde nach § 7 Abs. 10 (Messungen):
in der TRGS 402;

e Fachkunde nach Anhang | Nr. 4.4.4 Abs. 4 (Offnen be-
gaster Container):
in der TRGS 512.

Bisher (Stand Juni 2012) gibt es keine spezifischen Erlaute-




LEITLINIEN ZUR GEFAHRSTOFFVERORDNUNG SEITE 8

rungen in einer TRGS zur Fachkunde nach § 8 Abs. 7 (Zu-
gang zu  giftigen, sehr  giftigen und CMR-
Stoffen/Zubereitungen, Tatigkeiten mit solchen sowie
atemwegssensibilisierenden Stoffen/Zubereitungen), auch
nicht zu dem alternativ aufgefihrten Begriff ,besonders un-
terwiesen” (s.a. F 2.18).

Zur Fachkunde, deren Nachweis die Behorde nach § 18
Abs. 4 im Zusammenhang mit der Erstellung von Sicher-
heitsdatenblattern verlangen kann, siehe B 1.10

Weitere Fachkundeanforderungen sind z.B. in der TRGS
524 definiert.

Davon unabhangig gelten die Vorschriften zur Qualifikation
von Betriebsarzten und Fachkraften fir Arbeitssicherheit
nach ASiG/UVVen.

A 2.7 (neue Frage 2012) Ob eine ,ausreichende Fachkunde* bei ungelernten Kraften
Unter welchen Voraussetzungen vorliegt oder nicht, bedarf einer differenzierten Betrachtung.

ist eine angelernte Kraft fachkun-|Grundsatzlich ist der Begriff der Fachkunde eng mit einer
dig? fundierten beruflichen Ausbildung und erworbener berufli-
cher Erfahrung verbunden. Ein entsprechender Nachweis
ist angelernten Kraften haufig nicht moglich. Eine der gefor-
derten Fachkunde nahe und abgeschlossene Ausbildung
selbst ist dariber hinaus Grundlage, auch im juristischen
Sinn Verantwortung flir das Handeln Gbernehmen zu kén-
nen.

Vor diesem Gesamthintergrund ist es angezeigt, fur die
Qualifikationsvoraussetzungen nach GefStoffV eher hohe
Anforderungen zu stellen, soweit nicht dezidierte Vorgaben
(s. A 2.6) zu beachten sind.

Im Einzelfall kann beispielsweise eine Messung der Ar-
beitsplatzkonzentration mit einem direktanzeigenden Mess-
system auch nach grindlicher Einweisung und Eintibung
als ausreichend fachkundig akzeptiert werden.

A 2.8 (Aufl. 2008: A2.7) Die TRGS 402 gibt in einer Fuf3note zu Abschnitt 6 Ab-
satz 5 folgende Definition: ,Als Hintergrundbelastung ist
diejenige Luftkonzentration zu verstehen, die am Ort der
lastung* (siehe Begriffsglossar zu Tatigkeiten mit Gefahrstoffen vorliegen wirde, wenn diese

Lausgesetzt sein®). wie wird diese Tatigkeiten nlc.ht stattfinden. . . o .
bestimmt? BezugsgroRe ist demnach nicht die Luftqualitat in Reinluft-

gebieten, sondern die Umgebungsluft, soweit sie nicht
durch die Emissionen des betrachteten Arbeitsplatzes be-
lastet ist. Ggf. kbnnen Daten von Gebieten mit ahnlicher
Immissionssituation zum Vergleich herangezogen werden.
Auch Innenrdume kommen grundsatzlich als MaRstab in
Betracht.

Die Dauer der Belastung ist bei der Beurteilung zu bertick-
sichtigen; kurzzeitige Belastungsspitzen sind nicht zwangs-
laufig als Uberschreiten der Hintergrundbelastung zu be-
werten. Gefragt ist auch hier die fachkundige, verantwortli-
che Bewertung durch den Arbeitgeber.

Zu Arbeitsplatzen mit verkehrsbedingten Gefahrstoffbelas-

Welcher zeitliche und raumliche
Bezug qilt fur die ,Hintergrundbe-
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tungen s.a. A 1.6.

A 2.9 (neue Frage 2012)

Warum konnen Alltagsstoffe wie
Wasser, Holz oder Kunststoffe
auch Gefahrstoffe sein, obwohl
Sie nicht gekennzeichnet sind?

Nach 8§ 2 Abs. 1 Nr. 3 liegen auch dann Gefahrstoffe vor,
wenn z.B. aus Erzeugnissen geféahrliche Stoffe entstehen
oder freigesetzt werden. § 2 Abs. 1 Nr. 4 erweitert den Ge-
fahrstoffbegriff explizit auch auf Stoffe und Zubereitungen,
welche die Einstufungskriterien nicht erfillen, die aber auf
Grund ihrer Eigenschaften oder der Art und Weise, wie sie
am Arbeitsplatz vorhanden sind oder verwendet werden,
die Gesundheit und Sicherheit der Beschéftigten gefahrden
koénnen.

Beispiele sind:

- Wasser (Uber Feuchtarbeit in der TRGS 401 ,Geféhrdung
durch Hautkontakt®)

- Holz (Uber TRGS 553 ,Holzstaub®)

- Papier, Holz, Polyethylen, Polystyrol (wegen Eigenschaft
als Brandlast z.B. Gber TRGS 510 ,Lagerung von Ge-

fahrstoffen in ortsbeweglichen Behaltern® oder uber
TRGS 800 ,Brandschutz")

A 2.10 (neue Frage 2012)

§ 2 Abs. 13 Satz 3

Wenn Firmen aus dem Ausland in
Deutschland tatig werden sollen,
haben deren Beschéftigte oft kei-
nen anerkannten Sachkundelehr-
gang (in Deutschland) absolviert,
wie er z.B. flur Asbest-ASI-
Arbeiten, fur die Schéadlingsbe-
k&dmpfung oder fir Begasungen
gefordert ist.

Kann stattdessen aufgrund § 2
Abs. 13 Satz 3 eine Anerkennung
der Qualifikation als gleichwertig
erfolgen?

Welche Kriterien sind bei der An-
erkennung der Gleichwertigkeit
anzuwenden?

Missen Unterlagen in deutscher
Sprache vorgelegt werden?

Wie ist hinsichtlich der Kenntnis
der einschlagigen  deutschen
Rechtsnormen zu verfahren?

Eine Anerkennung aufgrund von 8 2 Abs. 13 Satz 3 ist
mdglich.

Kriterien kdnnen aus den einschlagigen TRGS bzw. den
dort genannten Lehrgangs- und Priifungsinhalten abgeleitet
werden (TRGS 519, TRGS 512, TRGS 523)

Die Vorlage von Unterlagen in deutscher Sprache kann
gefordert werden. Veranlasst die Behorde eine Uberset-
zung, kann eine Erstattung der Auslagen vom Antragsteller
gefordert werden.

Die Kenntnis der einschlagigen deutschen Rechtsnormen
ist notwendiger Bestandteil der Prifung auf Anerkennung.

A 3 TECHNISCHES REGELWERK

A3.1

Wie ist das bestehende (alte)
Technische Regelwerk auszule-
gen? Kann es verbindlich heran-
gezogen werden? Wann ist mit

Soweit es sich um TRGS handelt, die ab 2005 Uberarbeitet
wurden, sind im Wesentlichen redaktionelle Anpassungen
erforderlich, insbesondere die Korrektur von Fundstellen in
der Verordnung. Diese Uberarbeitung wird voraussichtlich
jeweils im Zusammenhang mit der laufenden Fortschrei-
bung des Regelwerks entsprechend dem Stand der Technik
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Uberarbeiteten TRGS zu
nen?

rech-

erfolgen und daher langere Zeit in Anspruch nehmen. In der
Ubergangszeit kénnen die TRGS sinngemafd weiter ange-
wandt werden.

Auch bei TRGS aus der Zeit vor 2005 kénnen noch um-
fangreichere Anpassungen erforderlich sein. Auch diese
kénnen aber weiter Orientierung bieten. In diesem Zusam-
menhang wurde im Bundesarbeitsblatt Heft 1/2005 Fol-
gendes bekannt gemacht:

Gefahrstoffe

Bekanntmachung des BMWA vom 31. Dezember
2004 - 111b3-35122
zur Anwendung der TRGS vor dem Hintergrund der
neuen Gefahrstoffverordnung

Die Gefahrstoffverordnung ist am 1.1.2005 in einer
grundlegenden Neufassung in Kraft getreten. Es wird
darauf hingewiesen, dass die Verordnung keine Uber-
gangsbestimmungen fir das technische Regelwerk
(TRGS) enthélt, da diesem nach § 8 Abs. 1 der Ver-
ordnung zukinftig eine andere rechtliche Bedeutung
zukommt. Der neu zu berufende Ausschuss fur Ge-
fahrstoffe hat die Aufgabe festzustellen, welche der
bisherigen TRGS - ggf. nach redaktioneller Anpassung
- auch nach der neuen Verordnung weiter gelten kon-
nen und welche einer inhaltlichen Uberarbeitung be-
durfen. Die bisherigen technischen Regeln kdnnen je-
doch auch kinftig als Auslegungs- und Anwendungs-
hilfe fur die neue Verordnung herangezogen werden.
Dabei ist jedoch zu beachten, dass die noch nicht
Uberarbeiteten Technischen Regeln nicht im Wider-
spruch zu der neuen Verordnung stehen dirfen. Dies
ist beispielsweise bei den bisherigen Festlegungen zur
Ausloseschwelle oder zu den TRK-Werten gegeben. In
solchen Fallen sind die entsprechenden Festlegungen
im technischen Regelwerk als gegenstandslos zu be-
trachten.

Bei folgenden TRGS stammt die bei Erscheinen der
3. Auflage dieser Leitlinien aktuelle Ausgabe aus der
Zeit vor 2005:

TRGS 522 ,Raumdesinfektion mit Formaldehyd” (zuletzt
geadndert 9/2001) erganzender Hinweis: in Bearbeitung

TRGS 523 ,Schadlingsbekampfung” (zuletzt geandert
11/2003) ergéanzender Hinweis: in Bearbeitung

TRGS 525 ,Umgang mit Gefahrstoffen in Einrichtungen
zur humanmedizinischen Versorgung" (5/1998)

TRGS 551 ,Teer und andere Pyrolyseprodukte* (zuletzt
geéndert 6/2003)

TRGS 602 ,Zinkchromate und Strontiumchromat in Kor-
rosionsschutz-Beschichtungsstoffen“ (5/1988)

TRGS 608 ,Hydrazin in Wasser- und Dampfsystemen”
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(zuletzt geandert 4/1993)
TRGS 609 ,Methyl- und Ethylglykol* (6/1992)
TRGS 614 ,Azofarbstoffe” (3/2001)

TRGS 617 ,Stark losemittelhaltige Oberflachenbehand-
lungsmittel” (9/1993)

TRGS 618 ,,Chrom(VI)-haltige Holzschutzmittel”
(12/1997)

A 3.2

8§ 7 Abs. 2 Satz 3

Erhalten Schriften (z.B. Regel-
werk der Unfallversicherungstra-
ger), auf die in einer TRGS ver-
wiesen wird, dadurch auch den
Status der Vermutungswirkung?

Bei TRGS, die auf der Grundlage der bis zum 31. 12. 2004
geltenden GefStoffV verabschiedet wurden, nicht.

Fur etwaige Verweise in neuen TRGS wird die Entschei-
dung im AGS getroffen und muss anhand der Formulierung
in der jeweiligen TRGS erkennbar sein.

Eine entsprechende, positive Entscheidung wurde z.B. ge-
troffen flr die Anwendung von PSA gemall BGR 190 in
verschiedenen TRGS, fiir die Anlage 1 ,Tatigkeits- und
branchenbezogene Anwendungen® in der TRGS 401 sowie
in der Anlage zur TRGS 420.

Eine Zitierung im Literaturverzeichnis reicht nicht aus.

A 3.3 (neue Frage 2012)

Worin unterscheiden sich TRGS
und BekGS?

Im Vorspann zu TRGS und zu BekGS heil3t es gleicherma-
Ben, sie ,geben den Stand der Technik, Arbeitsmedizin und
Arbeitshygiene sowie sonstige gesicherte wissenschaftliche
Erkenntnisse fur Tatigkeiten mit Gefahrstoffen [...] wieder.”
Weiter heil3t es: ,Sie werden vom AGS aufgestellt/ermittelt
[und] vom BMAS im Gemeinsamen Ministerialblatt be-
kanntgegeben.”

Das Instrument der BekGS wurde vom BMAS bisher dann
anstelle einer TRGS gewadhlt, wenn die betreffende Verof-
fentlichung zwar eine Hilfestellung bei der Durchflihrung der
GefStoffvV gab, aber aufgrund ihres Gegenstandes nicht
unmittelbar deren Umsetzung diente. So wird etwa die Er-
stellung von Sicherheitsdatenblattern nach der REACH-VO
— eine in der GefStoffV nur noch deklaratorisch enthaltene
Pflicht — in der BekGS 220 thematisiert.

Das Technische Regelwerk zur GefStoffV wird im Ubrigen
in der TRGS 001 erlautert.

A 4 VOLLZUGSTATIGKEIT

Anerkennungsverfahren

A 4.1 (Aufl. 2008: A 4.2)
§ 10 Abs. 5
Luftrickfihrung

Missen die Lander/die Unfallver-
sicherungstrager auf Antrag Aner-
kennungsverfahren durchfiihren?

Nein.

Grundsatzlich durfen sie dies, eine Verpflichtung (bzw. ein
Anspruch eines Antragstellers) besteht jedoch nicht.

Von den Unfallversicherungstragern anerkannte Verfahren
und Gerate finden sich im IFA-Handbuch.

Zustandigkeiten
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A 4.2 (Aufl. 2008: A 4.3)

85
Sicherheitsdatenblatt

a) Wenn ein deutscher Hersteller
seine Produkte (mit Sicherheits-
datenblatt) ins EU-Ausland liefert,
sind die deutschen Behdrden
dann auch fur die Uberwachung
der von nationalen Besonderhei-
ten abhangigen Angaben (z.B.
Grenzwerte) im Sicherheitsdaten-
blatt zustandig?

b) Nach Art. 31 REACH-VO (auf
den 8 5 GefStoffV Bezug nimmt)
muss das SDB in einer Amtsspra-
che des Mitgliedsstaates vorge-
legt werden, in dem der Stoff oder
die Zubereitung in Verkehr ge-
bracht werden soll. Sind die hiesi-
gen Behérden dann auch fur die
Uberwachung dieser SDB, die
nicht in deutscher Sprache abge-
fasst sind, zustandig?

a) Ja
b) Ja

Die Bestimmungen zum Sicherheitsdatenblatt sind inzwi-
schen kein eigener Regelungsgegenstand der GefStoffV
mehr, sondern Bestandteil einer direkt geltenden EG-
Verordnung (REACH-VO). Obwohl die inhaltlichen Anforde-
rungen an das Sicherheitsdatenblatt kaum verandert wur-
den, ergibt sich durch den veradnderten Bezugsrahmen ein
anderer Aufgabenzuschnitt auch fiir die Behdrden. Die in
der REACH-VO an die ,Lieferanten” adressierten Pflichten
bei der Gestaltung des Sicherheitsdatenblattes sind je nach
Sitzland des Abnehmers unterschiedlich. Da fur die Aufsicht
jeweils die Behorden im Sitzland des Normadressaten (also
des Lieferanten) zustandig sind, missen diese sich nach
der Logik der REACH-VO ggf. auch mit Mangeln auseinan-
dersetzen, die z.B. mit Sprache oder Grenzwerten im Sitz-
land des Abnehmers in Bezug stehen.

In der Praxis ist davon auszugehen, dass entsprechende
Félle im Wesentlichen auf Grund von Beanstandungen aus
den anderen Mitgliedsstaaten auftreten. Dabei wird eine
Zusammenarbeit mit den dortigen Behdrden — unter Einbe-
ziehung der BAUA - hilfreich und notwendig sein. Zur Zu-
sammenarbeit siehe auch Art. 122 REACH-VO.

Schwierigkeiten im Aufsichtsalltag bei der Umsetzung die-
ser Regelungen sollten in das REACH-Forum (Gremium
fur den Austausch der Aufsichtsbehdrden der Mitgliedstaa-
ten) eingebracht werden, um langfristig auf europaischer
Ebene praktikable Ablaufe zu entwickeln.

www.reach-helpdesk.de

A 4.3 (Aufl. 2008: A.4.4)

Muss, kann oder soll der Arbeit-
geber den Unfallversicherungs-
trdgern die Gefahrdungsbeurtei-
lung zur Verfigung stellen?

Die Gefahrstoffverordnung selbst enthalt keine derartige
Pflicht, aber die Gefahrdungsbeurteilung ist vom Arbeitge-
ber dem Unfallversicherungstrager nach § 3 UVV ,Grund-
satze der Pravention” auf Verlangen zugénglich zu machen.

Nach § 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 ist den zustéandigen Behorden unverziglich eine Mitteilung tber
jeden Unfall und jede Betriebsstérung zu erstatten, die bei Tatigkeiten mit Gefahrstoffen zu ei-
ner ernsten Gesundheitsschadigung gefuhrt haben, nach Nr. 2 Uber Krankheits- oder Todesfal-
le, bei denen konkrete Anhaltspunkte fir eine Verursachung durch die Tatigkeit mit Gefahrstof-

fen bestehen.

A 4.4 (Aufl. 2008: A4.5)
8§18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1

Was ist eine ernste Gesundheits-
schadigung? Ist eine diesbezugli-
che Mitteilung auch dann erforder-
lich, wenn die Dauer der Arbeits-
unfahigkeit unterhalb der Schwel-
le liegt, ab der eine Meldung an

Eine Gesundheitsschadigung wird allgemein als das Her-
vorrufen oder Steigern eines pathologischen Zustands defi-
niert. Wann eine Gesundheitsschadigung als ,ernst* einzu-
stufen ist, ist nicht offiziell definiert. Allgemein kann eine
Gesundheitsschadigung zumindest dann als ,ernst* ange-
sehen werden, wenn sie eine langerfristige, mindestens
ambulante medizinische Versorgung verlangt. Fuhrt die
Gefahrstoffexposition zu einer Arbeitsunfahigkeit, ist in je-
dem Fall eine Mitteilung erforderlich.
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den zustandigen Unfallversiche-
rungstrager vorgesehen ist?

A 4.5 (Aufl. 2008: A4.6)
§ 18 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2

Betrifft die Mitteilung nur aner-
kannte Berufskrankheiten-Falle?

Nein. ,Konkrete Anhaltspunkte” liegen nicht erst nach Ab-
schluss eines Berufskrankheiten-Verfahrens vor. Vielmehr
soll die Mitteilung so rechtzeitig erfolgen, dass durch ein
Eingreifen der Behotrde eventuelle weitere Schaden verhin-
dert werden kénnen.

8§ 19 Behordliche Ausnahmen, Ano

rdnungen und Befugnisse

A 4.6 (neue Frage 2012)
8§19 Abs 1 Satz 1

Die GefStoffV nennt hier nur die
Madoglichkeit, Ausnahmen von den
88 6 bis 15 zuzulassen. Gibt es
die friher moglichen Ausnahmen
von den Verboten und Beschran-
kungen (jetzt § 16 i.V.m. Anhang
I, friher § 18 i.V.m. Anhang IV)
noch?

Ausnahmen von § 16 i.V.m. Anhang |l sieht die GefStoffV
nicht vor. Die Beschrankungen des friiheren Anhangs IV
sind inzwischen Uberwiegend in Artikel 67 i.V.m. Anhang
XVII der unmittelbar geltenden européischen Chemikalien-
verordnung REACH geregelt. Auch dieser kennt keine
Ausnahmezulassungen von den Beschrankungen. Gleiches
gilt fur die inzwischen in die Verordnung Uber persistente
organische Schadstoffe (VO (EG) Nr. 850/2004, POP-VO)
aufgenommenen Verbote.

Ad7
§19 Abs. 1

Ausnahmen zur Abwendung einer
unverhaltnismaRigen Harte bei
Vereinbarkeit mit Schutz der Be-
schéftigten: Wo liegt der Mal3stab
fur den Schutz der Beschaftigten?
Z.B. welche Exposition ohne
Atemschutz ist vertretbar?

Der Arbeitgeber muss in seinem Antrag Angaben zur Ge-
fahrdung der betroffenen Beschaftigten und zu der geltend
gemachten unverhéltnismaligen Harte machen, die der
zulassenden Behdrde eine Interessenabwagung ermogli-
chen. Ein fur alle Einzelfélle verbindlicher MaRRstab kann
nicht genannt werden. Sollten die zustandigen Behodrden
mit zahlreichen, ahnlich gelagerten Einzelfallen konfrontiert
sein, empfiehlt sich die Erstellung einer zwischen den L&n-
dern abgestimmten Entscheidungshilfe.

A 4.8 (neue Frage 2012)
819 Abs. 3

Die GefStoffV nennt hier die M6g-
lichkeit, im Einzelfall auf Antrag
bei der zustédndigen Behorde eine
Ausnahme von den Kennzeich-
nungsvorschriften der RL
67/548/EWG und RL 1999/45/EG
zuzulassen.

a) Besteht diese Ausnahmemdg-
lichkeit auch fur die Kenn-
zeichnungsvorschriften der
CLP-VO?

b) Kann die Ausnahmemdglich-
keit bzgl. der RL 67/548/EWG
noch (nach dem 01.12.2010) in
Anspruch genommen werden?

Kennzeichnungserleichterungen nach MalRgabe von § 19
Abs. 3 GefStoffV kdnnen von der zustandigen Behdrde nur
noch bzgl. der Kennzeichnungsvorschriften der RL
1999/45/EG fir Zubereitungen zugelassen werden. Diese
Kennzeichnungserleichterungen sind bis maximal zum
31.05.2015 zu befristen.

a) Fur die Kennzeichnungsvorschriften der CLP-VO be-
steht keine Ausnahmemaoglichkeit tber die in Anhang |
Nr. 1.3 und 1.5 CLP-VO ausgefiihrten Ausnahmen und
Kennzeichnungserleichterung hinaus.
b) Die in 819 Abs. 3 GefStoffV noch enthaltene Mdglich-
keit der Ausnahme gegeniber den Kennzeichnungs-
vorschriften der RL 67/548/EWG hat flr Stoffe keine
praktische Bedeutung mehr, da seit 01.12.2010 nur
noch bereits in Verkehr gebrachte Stoffe im Abverkauf
mit einer Kennzeichnung nach RL 67/548/EWG in Ver-
kehr gebracht werden durfen.
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A 5 MITARBEITERBETEILIGUNG

A5.1

In  welchem Verhéltnis stehen
Betriebsverfassungsgesetz

(BetrVG), das mehr Einflussmog-
lichkeiten der Mitarbeitervertre-
tung vorsieht, und die Regelun-
gen in der GefStoffV zueinander?

Das BetrVG hat Vorrang und ist zu beachten. Hierdurch
wird eine angemessene Beteiligung der Mitarbeitervertre-
tungen auch in Zukunft gesichert. Das BetrVG stellt die
Forderung an den Betriebsrat, ,sich dafiir einzusetzen,
dass die Vorschriften Uber den Arbeitsschutz .... durchge-
fuhrt werden.” (8 89 Abs. 1 Satz 1 BetrVG). Dies ist aber
nur bei umfassender Einbindung des Betriebsrats mdglich,
wie es auch in § 89 Abs. 2 BetrVG gefordert wird.

A 5.2
§11 Abs. 3 Satz 1

Wie kann die vorgesehene Bera-
tung mit den Beschéftigten bzw.
der Mitarbeitervertretung konkret
beschrieben werden?

Hierfur gelten insbesondere das Betriebsverfassungsgesetz
oder die Personalvertretungsgesetze.

A 53
§ 10 Abs. 4

Warum ist die Konsultierung der
fur den Arbeitsschutz Zustandi-
gen, wie Fachkraft fir Arbeitssi-
cherheit/Betriebsarzt, nicht aus-
driicklich vorgesehen?

Hierflr gelten die allgemeinen Vorschriften des Arbeitssi-
cherheitsgesetzes (in Bezug auf die Beratung der Beschaf-
tigten durch Betriebsarzt und Fachkraft fir Arbeitssicherheit
siehe insbesondere § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 4, 8 6 Abs. 1 Satz
2 Nr. 4 ASIG) sowie die Konkretisierungen der entspre-
chenden Unfallverhiitungsvorschriften. Danach kann die
Beteiligung des Betriebsarztes bzw. der Fachkraft fur Ar-
beitssicherheit erforderlich sein.

A54
8§14
Missen Beschaftigte Uber einge-
haltene Grenzwerte informiert

werden? Oder nur bei Uberschrei-
tung?

Die aktive Informationspflicht bestent nach § 14 Abs. 3
Nr. 2 nur bei einer erhéhten Exposition bei Tatigkeiten mit
krebserzeugenden, erbgutverandernden und fruchtbar-
keitsgefahrdenden Stoffen der Kategorie 1 und 2. Die re-
gelmafigen Ermittlungsergebnisse sind als Expositionsda-
ten zu dokumentieren und den Beschaftigten zuganglich zu
machen, § 14 Abs. 3 Nr. 3, 4, 6 und 7 GefStoffV.

Ab55

Hat der Betriebsrat das Recht auf
Einsichtnahme in die Ermittlungs-
ergebnisse? Wie ist das Vorge-
hen bei Betrieben ohne Betriebs-
rat?

Ja, nach § 7 Abs. 8 Satz 4 GefStoffV. Sofern kein Betriebs-
rat besteht, haben die Beschaftigten unmittelbar dieses
Recht. Sie haben dieses perstnliche Recht aber auch,
wenn ein Betriebsrat existiert.

B GEFAHRSTOFFINFORMATIONEN

B 1 SICHERHEITSDATENBLATT

B1.1
§5i.V.m. §6 Abs. 2
Kann der Arbeitgeber darauf ver-

Gemal Nr. 4.1 Abs. 4 TRGS 400 ist das Sicherheitsdaten-
blatt auf offensichtlich unvollstandige, widersprichliche
oder fehlerhafte Angaben zu tberprifen.

Diese Prifung ist bedeutsam, da erfahrungsgemal viele
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trauen, dass die Angaben im Si-
cherheitsdatenblatt richtig sind?

SDB fehlerhaft oder unzureichend sind.

B 1.2 (neue Frage 2012)

Was muss/kann der Arbeitgeber
tun, wenn er feststellt, dass die
Angaben im Sicherheitsdatenblatt
nicht richtig sind?

Nach § 6 Abs. 2 Satz 1 GefStoffV ist der Arbeitgeber ver-
pflichtet, sich die fir die Gefahrdungsbeurteilung notwendi-
gen Informationen beim Inverkehrbringer (hier: seinem Lie-
feranten des Stoffs oder der Zubereitung) oder aus ande-
ren, ihm mit zumutbarem Aufwand zuganglichen Quellen zu
beschaffen.

Der Arbeitgeber muss diejenigen Informationen fiir seine
Gefahrdungsbeurteilung und die Festlegung von Schutz-
mafnahmen verwenden, die nach seiner Prifung fachlich
richtig sind, da er fur die Richtigkeit seiner Gefahrdungsbe-
urteilung verantwortlich ist

Ist der Arbeitgeber Akteur der Lieferkette und stehen ihm

e neue Informationen Uber gefahrliche Eigenschaften
eines Stoffes oder einer Zubereitung oder

e weitere Informationen, die die Eignung der im Si-
cherheitsdatenblatt angegebenen Risikomanage-
mentmalnahmen flr die identifizierten Verwendun-
gen in Frage stellen kénnen,

zur Verfigung, muss er diese dem unmittelbar vorgeschal-
teten Akteur oder Handler in der Lieferkette (hier: sein Lie-
ferant des Stoffs oder der Zubereitung) zur Verfligung stel-
len (Artikel 34 REACH).

Uber fehlerhafte Sicherheitsdatenblatter sollte der Arbeit-
geber die Behoérde informieren.

B 1.3 (neue Frage 2012)

Wie lange muss ein Arbeitgeber,
der reiner Verwender von Gefahr-
stoffen ist, die Sicherheitsdaten-
blatter aufheben? Gilt hier auch
die zehnjahrige Aufbewahrungs-
pflicht aus REACH?

Aus der Gefahrstoffverordnung selbst ergibt sich keine Auf-
bewahrungspflicht fiir Sicherheitsdatenblatter. Uber das
Gefahrstoffverzeichnis muss nur der Zugriff auf das aktuelle
Sicherheitsdatenblatt gewahrleistet werden.

Allerdings besteht nach REACH eine Aufbewahrungspflicht
von mindestens 10 Jahre nach der letzten Verwendung fur
nachgeschaltete Anwender.

Die TRGS 400 verweist auf diese 10-jahrige Aufbewah-
rungspflicht nach REACH.

B 1.4 (Aufl. 2008: B1.3)
§ 5 Abs. 2

In der GefStoffV wird gefordert,
bei den Angaben in Abschnitt 15
und 16 des SDB insbesondere die
vom BMAS bekannt gegebenen
Regeln und Erkenntnisse zu
CMR-Gefahrdungen zu berlck-
sichtigen.

Gilt das auch fur einen Lieferan-
ten aus einem anderen Mitglied-
staat, der ein deutschsprachiges
Sicherheitsdatenblatt liefert?

Die Bestimmung gilt unabhéngig vom Sitz des urspringli-
chen Lieferanten/Herstellers, ebenso wie die Forderung
nach einem deutschsprachigen SDB (sehe Anhang Il Nr.
15 und 16 REACH-VO).

In Abschnitt 15.1 des SDB ist ggf. auf die TRGS 905 bzw.
TRGS 906 hinzuweisen.
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B 1.5 (Aufl. 2008: B1.4)

§5 Abs. 2
Wenn der Hinweis auf vom BMAS
bekannt gegebene CMR-

Gefahrdungen nicht im Sicher-
heitsdatenblatt steht, wie soll
dann eine deutsche Behdrde z.B.
mit einem Lieferanten aus einem
anderen Mitgliedstaat umgehen?

Entsprechende Falle sind Uber die BAuA, Gruppe 5.4 (Be-
treff REACH) an die Behdrde im Mitgliedstaat des Lieferan-
ten abzugeben. Die Abgabe kann uber ICSMS erfolgen
(,Staffelstablbergabe®); fur Chemikalien gilt dabei die
BAUA-Behdrdennummer 1269.

B 1.6

Missen européische Grenzwerte
im Sicherheitsdatenblatt genannt
werden?

Nein, es sind die national geltenden Grenzwerte zu nen-
nen. Nach Anh. Il Nr. 8.1.1 REACH-VO sind die Grenzwer-
te ,aufzufuhren, die derzeit in dem Mitgliedsstaat gelten, in
dem das Sicherheitsdatenblatt ausgegeben wird.“. Die Mit-
gliedstaaten mussen auf Grundlage der europaischen Wer-
te eigene Grenzwerte festsetzen.

B 1.7 (neue Frage 2012)

Mlssen aus den Exposition-
Risiko-Beziehungen (ERB) abge-
leiteten Akzeptanz- und Toleranz-
konzentrationen gemall BekGS
910 im Sicherheitsdatenblatt auf-
gefihrt werden?

Nein.

Diese Werte sind keine nationalen Grenzwerte, eine Anga-
be nach Nr. 8.1 Anhang Il REACH ist daher nicht gefordert.
Als ,malRRgebliche nationale Regelung” nach Nr. 15.1 Satz 2
Anhang Il REACH koénnen sie auch nicht bezeichnet wer-
den, da die Verknupfung zur Verordnung bisher fehlt.

B 1.8 (neue Frage 2012)

8§ 5 Abs. 1 i.V.m. Anhang Il Nr.
8.1.4 REACH-VO

Kann die Angabe von DNEL und
PNEC im SDB gefahrstoffrechtlich
gefordert und durchgesetzt wer-
den?

Die Angabe von DNEL und PNEC im Sicherheitsdatenblatt
ist durch REACH Anhang Il Nr. 8.1 und die ,Guidance on
the compilation of safety data sheets® Nr. 8.1 (bzgl. nach-
geschalteter Anwender in Verbindung mit Nr. 3.23) gere-
gelt.

Die Durchsetzung von Pflichten der REACH-VO erfolgt
grundsatzlich aufgrund der 88 21 und 23 ChemG i.V.m. den
entsprechenden Bestimmungen der REACH-VO. Die Ahn-
dung von VerstdlRen gegen Pflichten der REACH-VO be-
zuglich der Erstellung und Ubermittiung von SDB erfolgt
aber aufgrund § 23 GefStoffV i.V.m. § 26 Abs. 1 Nr. 11
Satz 1 ChemG.

B 1.9 (neue Frage 2012)

Welche Verbindlichkeit haben die
RisikomanagementmalRnahmen
im erweiterten Sicherheitsdaten-
blatt (eSDB) fiir Arbeitgeber?

Diese Risikomanagementmalinahmen sind keine aufgrund
der Gefahrstoffverordnung verbindlichen MaRhahmen.

Zur Nutzung von REACH-Informationen im Arbeitsschutz
bietet die BekGS 409 ausfihrliche Informationen. Im Ubri-
gen siehe hierzu auch Antwort zu D 1.8.

B 1.10 (neue Frage 2012)

§ 18 Abs. 4 i.V.m. Anhang Il
REACH-VO

In der GefStoffV heil3t es, der Be-
horde sei auf Verlangen die ge-
manR Anhang Il REACH-VO fir die
Erstellung von Sicherheitsdaten-
blattern geforderte Fachkunde
nachzuweisen.

Nachzuweisen ist ggf. eine Fachkunde, wie sie in § 2
Abs. 12 definiert ist. N&here Ausfiihrungen, was dies bein-
haltet, sind der Guidance on the compilation of safety data
sheets (Nr. 3.5) und der BekGS 220 (Anlage 2) zu entneh-
men.

REACH enthalt keine Begriffsbestimmung fur den dort ver-
wendeten Begriff ,sachkundige Person“. Bei der Umset-
zung in das nationale Recht wurde aufgrund der in REACH
genannten Anforderungen (Schulungen, Auffrischungskur-
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In REACH hingegen wird von
.sachkundiger Person“ gespro-
chen.

Was ist gefahrstoffrechtlich gefor-
dert?

se, Prifungen werden nicht genannt) vorausgesetzt, dass
inhaltliche Ubereinstimmung mit dem gefahrstoffrechtlichen
Begriff Fachkunde besteht.

B 2 GEFAHRLICHKEITSMERKMALE; EINSTUFUNG/KENNZEICHNUNG/VERPACKUNG

B 2.1 (neue Frage 2012)
§ 4 Abs. 2

,Sofern nach Artikel 61 der VO
(EG) Nr. 1272/2008 die Einstu-
fung, Kennzeichnung oder Verpa-
ckung von Stoffen und Zuberei-
tungen nach der RL 67/548/EWG
oder der RL 1999/45/EG erfolgt,
sind [...] die Bestimmungen dieser
Richtlinien sowie die Absatze 3
bis 6 und 8§ 5 Absatz 3 anzuwen-
den.”

Was bedeutet diese Regelung?

Die GefStoffvV greift hier die Ubergangsregelungen der
CLP-VO (Artikel 61) auf. Diese Ubergangsregelungen be-
inhalten die Anwendung européaischer Richtlinien, welche
im Gegensatz zur CLP-VO nicht unmittelbar wirksam sind
und daher im nationalen Recht umgesetzt werden mussen.
Diese nationale Umsetzung erfolgt durch die Inbezugnah-
me in § 4 Abs. 2.

B 2.2 (neue Frage 2012)

§4 Abs. 3

Was steht hinter der Forderung,
bei der Einstufung von Stoffen
und Zubereitungen die nach § 20
Abs. 4 bekannt gegebenen Re-
geln und Erkenntnisse zu beach-
ten?

Es gibt technische Regeln, die Hinweise zur Einstufung von
Stoffen oder Téatigkeiten enthalten, insbesondere die TRGS
900, 905, 906, 907, 401 und 406. Die zu Grunde liegende
Datenlage ist als gesicherte wissenschaftliche Erkenntnis
bei der Einstufung zu bertcksichtigen und ggf. in das SDB
aufzunehmen bzw. - als Arbeitgeber - in der eigenen Ge-
fahrdungsbeurteilung zu bertcksichtigen.

B 2.3 (neue Frage 2012)
§4 Abs. 11

In der GefStoffV werden ergén-
zende Informationsanspriiche
gegeniiber dem Inverkehrbringer
dargelegt, wenn Informationen
Uber Zubereitungen oder uber
Verunreinigungen/Beimengungen
von Stoffen fur eine Einstufung
daraus zu erstellender neuer Zu-
bereitungen nicht ausreichen.

Wer kann sich auf diese Informa-
tionsanspriiche nach § 4 Abs. 11
berufen?

Anspruchsberechtigt sind Hersteller neuer Zubereitungen
als nachgeschaltete Anwender.

Beansprucht werden kénnen alle Informationen, die fir eine
ordnungsgemalRe Einstufung neuer Zubereitungen erfor-
derlich sind. Dabei macht die GefStoffV nicht zur Voraus-
setzung, dass die neuen Zubereitungen tatsachlich in Ver-
kehr gebracht werden. Der betreffende Hersteller kann die
Informationen also auch abfordern, um sie in seiner Ge-
fahrdungsbeurteilung zu nutzen.

C GRUNDBEGRIFFE DER GEFAHRDUNGSBEURTEILUNG

C 1 ALLGEMEINES
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Cil1
§6

In welchem Verhdltnis steht die
Geféahrdungsbeurteilung nach der
GefStoffV zur Gefahrdungsbeur-
teilung nach dem Arbeitsschutz-
gesetz?

Ist die Gefahrdungsbeurteilung
nach GefStoffV gleichzusetzen
mit dem Ex-Schutzdokument nach
Betriebssicherheitsverordnung?

Eine Zuordnung der Angaben in der Gefdhrdungsbeurtei-
lung nach ArbSchG zu einem bestimmten Rechtsbereich ist
nicht zwingend abzuleiten. Letztlich ist eine integrierte Ge-
fahrdungsbeurteilung fur alle Gefahrdungsbereiche anzu-
streben (s.a. Nr. 1 Abs. 1 TRGS 400).

Die Gefahrdungsbeurteilung nach § 3 BetrSichV, die Zo-
neneinteilung nach § 5 BetrSichV und das Ex-
Schutzdokument nach § 6 BetrSichV gehen in Hinblick auf
den Explosionsschutz tiber die Gefahrdungsbeurteilung und
Dokumentation nach § 6 GefStoffV hinaus (insbesondere
bei der Zoneneinteilung). Die Ergebnisse der Gefahrdungs-
beurteilung nach Gefahrstoffverordnung kénnen jedoch bei
der Erstellung des Explosionsschutzdokumentes berick-
sichtigt werden.

Ein vollstandiges Ex-Schutzdokument ist als Dokumentati-
on des Ex-Schutz-Teils der Gefahrdungsbeurteilung ausrei-
chend.

Cc1l.2
8 6 Abs. 8 Satz 5

Die Gefahrdungsbeurteilung ist
bei maRgeblichen Veranderungen
zu aktualisieren.

Was sind ,maR3gebliche Verénde-
rungen“?

Sind damit nur Anderungen der
innerbetrieblichen  Bedingungen
gemeint oder sind auch mal3geb-
liche Veradnderungen (Weiterent-
wicklungen) des Standes der
Technik zu bertcksichtigen?

Mit ,mafRgebliche Veranderungen® sind sowohl Anderun-
gen der innerbetrieblichen Situation als auch auR3erbetrieb-
liche Veranderungen gemeint, die zu einer Anderung des
Ergebnisses der Gefahrdungsbeurteilung filhren kénnten.
Werden solche Veranderungen nicht berticksichtigt, ist die
Gefahrdungsbeurteilung als veraltet anzusehen.

Neben den in Nr. 3.1 Abs. 3 der TRGS 400 genannten An-
lassen kann z.B. auch die Markteinfihrung eines ungefahr-
licheren Ersatzstoffes/-verfahrens eine malRgebliche Ver-
anderung sein.

Es bietet sich an, eine regelmaRige Uberpriifung der Aktua-
litat der Gefahrdungsbeurteilung in einer innerbetrieblichen
Regelung festzulegen.

C 1.3 (neue Frage 2012)
8 6 Abs.12

Was muss der Arbeitgeber tun,
wenn ihm zu Stoffen oder Zube-
reitungen keine Priufdaten oder
entsprechende  aussagekraftige
Informationen zur akut toxischen,
reizenden, hautsensibilisierenden
oder erbgutverandernden Wirkung
oder zur Wirkung bei wiederholter
Exposition vorliegen?

Im Rahmen der Gefahrdungsbeurteilung sind Stoffe und
Zubereitungen wie Gefahrstoffe zu behandeln, wenn grund-
legende Prifungen oder Bewertungen von gefahrlichen
Eigenschaften nicht oder nur teilweise vorliegen. Als grund-
legende Prifungen und Bewertungen sind nach § 6 Abs. 12
GefStoffV und TGRS 400 Nr. 4.2 Abs. 8 Prifungen auf die
akute Toxizitat, auf Reizung, erbgutverdnderndes Potential
und Hautsensibilisierung sowie die Bewertung der Toxizitat
bei wiederholter Exposition zu verstehen.

Koénnen diese Informationen nicht ermittelt werden, so sind
fur diese Stoffe und Zubereitungen bei der Gefahrdungsbe-
urteilung nach TRGS 400 Nr. 4.2 Abs. 9 mindestens die
Schutzmalinahmen entsprechend der Eigenschaft

1. giftig (R23, 24 oder 25) bzw. Akut. Tox. 3 (H331, H311,
H301),

2. reizend (R38) bzw. Hautreiz. 2 (H315),

3. erbgutverdndernd Kategorie 3 (R68) bzw. Muta.2
(H341) und

4. hautsensibilisierend (R43) bzw. sens. Haut 1 (H317)
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festzulegen.

C 1.4 (Aufl. 2008: A 2.1
§6 Abs. 1

» Tatigkeit mit Gefahrstoffen”

Was kénnen ,Tatigkeiten mit Ge-
fahrstoffen “ nach GefStoffV sein?

Beispiele fur Tatigkeiten mit Gefahrstoffen oder fur Tatigkei-
ten, bei denen Gefahrstoffe entstehen oder freigesetzt wer-
den konnen, sind:

«  Abflllen von Sauren,

»  Spritzlackieren von Bauteilen,

» Demontage von Asbestplatten,

* Bohren von Léchern in Betonwénde,
* Betanken von Kraftfahrzeugen,

e«  Backen mit Mehl,

*  Sé&gen von Holz.

Der Begriff , Tatigkeit* ist umfassend (8 2 Abs. 4). und be-
zieht auch Bedien- und Uberwachungstatigkeiten ein, z.B.:

. Druckerbedienung,
» Fahren eines dieselbetriebenen Fahrzeuges,
= Arbeiten in einer Leitwarte.

C 2 DOKUMENTATION

c21
8§ 6 Abs. 8

Wie muss eine Dokumentation
der Gefahrdungsbeurteilung aus-
sehen?

Anhand der Dokumentation muss die Entscheidung Uber
die getroffenen MalRhahmen nachvollziehbar sein.

N&here Angaben enthéalt Nr. 8 der TRGS 400.

c22
8§ 6 Abs. 8 Satz 2

Was bedeutet ,keine detaillierte
Dokumentation“ im Falle von Té&-

Eine vereinfachte Dokumentation sollte das Ergebnis der
Geféahrdungsbeurteilung darstellen und dabei den Hinter-
grund fir die Entscheidung ,geringe Gefahrdung“ doku-
mentieren (verwendete Gefahrstoffe, Hinweise fur geringe
Exposition, Mengenbewertung, Beschreibung des Arbeits-

Wer entscheidet, wann eine de-
taillierte und wann eine ,abge-
speckte” Version der Geféahr-
dungsbeurteilung vorzulegen ist
(Arbeitgeber, Unfallversicherungs-
trager)?

tigkeiten mit geringer Gefahr-|bereichs und der konkreten Tatigkeiten ). AuRerdem muss

dung? die Dokumentation Angaben enthalten zum Zeitpunkt der
Erstellung und Uber die Personen, die die Gefahrdungsbe-
urteilung durchgefiihrt haben oder daran beteiligt waren.
Siehe Nr. 8 Abs. 5 der TRGS 400.

c2s3 Die Beurteilung der Arbeitsbedingungen liegt in der Ver-

§ 6 Abs. 8 antwortung des Arbeitgebers. Seine Entscheidung ist aber

durch die Aufsichtsdienste ggf. auch gerichtlich Uberprif-
bar.

c24
86 Abs. 8

Nein. Die Dokumentation der Gefahrdungsbeurteilung ent-
halt weitergehende Informationen als die Betriebsanwei-
sung (z.B. Aussagen zur Ersatzstoffprifung und Ermittlung
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Kann die Betriebsanweisung nach
§ 14 gleichzeitig auch als Doku-
mentation  der  Gefahrdungs-
beurteilung nach § 6 angesehen
werden?

der Expositionshdhe). Die Betriebsanweisung gibt bestimm-
te Ergebnisse und Konsequenzen der Gefahrdungsbeurtei-
lung wieder (z.B. auf den konkreten Arbeitsplatz bezogene
Informationen und Verhaltensregeln).

C 3 FACHKUNDIGE PERSON

Nach 8§ 6 Abs. 9 Satz 1 darf die Gefahrdungsbeurteilung nur von fachkundigen Personen
durchgefuhrt werden. GeméaR 8 6 Abs. 9 Satz 3 kdnnen fachkundige Personen ,insbesondere
der Betriebsarzt und die Fachkraft fir Arbeitssicherheit* sein.

C31
86 Abs. 9

Gilt die Fachkundevorschrift fur
die Gefahrdungsbeurteilung auch
fur die nicht detaillierte Dokumen-
tation, also Tatigkeiten mit gerin-
ger Gefahrdung?

8 6 Abs. 9 GefStoffV trifft hier keine Differenzierung.

C3.2
86 Abs. 9

Wie lasst sich der Begriff fach-
kundige Personen® in Bezug auf
die Erstellung der Gefahrdungs-
beurteilung erlautern?

Die ,fachkundige Person® ist in 8 2 Abs. 12 GefStoffV be-
stimmt.

Die Anforderungen an die fachkundigen Personen nach § 6
Abs. 9 sind in der TRGS 400 Nr. 3.1 Abs. 9 und 10 naher
ausgefuhrt..

Zum Begriff ,Fachkunde“ siehe A 2.6.

C33

Verschiedene Anbieter veranstal-
ten Seminare zur ,Einfihrung in
die Fachkunde flr Gefahrstoffbe-
auftragte” und weisen dabei auf
86 Abs. 9 hin. Welche Anforde-
rungen sind an Veranstaltungen
zu stellen, damit eine Fachkunde
bei einem Teilnehmer angenom-
men werden kann?

Den ,Gefahrstoffbeauftragten” gibt es in der GefStoffV nicht,
dementsprechend auch nicht die ,Fachkunde fir Gefahr-
stoffbeauftragte”.

C 4 GEFAHRSTOFFVERZEICHNIS

Nach § 6 Abs. 10 hat der Arbeitgeber ein Verzeichnis der im Betrieb verwendeten Gefahrstoffe
zu fuhren, in dem auf die entsprechenden Sicherheitsdatenbléatter verwiesen wird. Ausgenom-
men sind Gefahrstoffe, die bei Tatigkeiten nach 8 6 Abs. 11 nur zu einer geringen Gefahrdung

fuhren.
c41 a) Nach § 6 Abs. 10 muss das Gefahrstoffverzeichnis ent-
§ 6 Abs. 10 halten:

a) Welche Angaben soll das Ge-
fahrstoffverzeichnis enthalten?

b) Wie soll der Verweis auf die

1. Bezeichnung des Gefahrstoffes (z.B. Produkt- oder
Handelsname aus dem Sicherheitsdatenblatt),

2. Einstufung des Gefahrstoffes oder Angaben zu den
gefahrlichen Eigenschaften,
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Sicherheitsdatenblatter ausse-
hen?

3. Angaben zu den im Betrieb verwendeten Mengenberei-
chen und
4. Dbetroffene Arbeitsbereiche.

Im Ubrigen siehe Nr. 4.6 der TRGS 400.

b) Das Gefahrstoffverzeichnis muss auf die Sicherheitsda-
tenblatter verweisen. Sinnvolle Angaben sind Archivie-
rungsort, Ersteller und Erstellungsdatum. Die Sicher-
heitsdatenblatter missen im Betrieb vorgehalten wer-
den. Die Sicherheitsdatenblatter konnen in Papierform
oder als elektronisches Dokument z.B. auf einer CD-
Rom aufbewahrt oder im betrieblichen Intranet vor-
gehalten werden. Der Hinweis auf Internetseiten, auf
denen Lieferanten Sicherheitsdatenblatter zur Einsicht
bereithalten, reicht nicht aus.

C4.2
§ 6 Abs. 10

Gibt es bei der Erstellung eines
Gefahrstoffverzeichnisses zu be-
ricksichtigende Mindestmengen?
Missen Kleinstmengen nicht er-
fasst werden?

Eine Mengenschwelle flr die in das Gefahrstoffverzeichnis
aufzunehmenden Gefahrstoffe nennt die GefStoffV nicht.
Entscheidend ist die Geféahrdung bei der konkreten Téatig-
keit mit einem bestimmten Stoff. Ergibt die Gefahrdungsbe-
urteilung fir Stoff und Tatigkeit nur eine geringe Gefahr-
dung (siehe 8 6 Abs. 11), entfallt gemal? § 6 Abs. 10 die
Aufnahme in das Gefahrstoffverzeichnis.

Siehe auch Nr. 4.6 Abs. 1i. V. m. Nr. 6.2 TRGS 400

C 4.3 (neue Frage 2012)

Welche Auswirkungen hat die
CLP-Verordnung auf das Gefahr-
stoffverzeichnis ~ wahrend  der
Ubergangsfristen bis zum
01.06.2015?

Um einen Uberblick tber die im Betrieb eingesetzten Ge-
fahrstoffe zu ermoglichen, muss der Arbeitgeber ein Ge-
fahrstoffverzeichnis nach GefStoffV fiihren und dieses auf
aktuellem Stand halten.

Es wird empfohlen, wahrend der Ubergangszeit bis zum
01.06.2015 im betrieblichen Gefahrstoffverzeichnis die Ein-
stufung sowohl nach altem Recht (RL 67/548/EWG bzw. RL
1999/45/EG) als auch nach neuem Recht (CLP-
Verordnung) aufzuftihren (Nr. 4.2 der BekGS 408). Im Si-
cherheitsdatenblatt sind unter Abschnitt 2 Nr. 2.1 die Ein-
stufungen nach dem alten Recht (nach RL 67/548/EWG
oder 1999/45/EG) anzugeben, auch wenn die Stoffe und
Gemische schon nach neuem Recht gekennzeichnet sind.

C 5 ZUSAMMENARBEIT VERSCHIEDENER FIRMEN

C 5.1 Grundsatze

C 5.1.1 (Aufl. 2008: C 5.1.2)
§ 15 Abs. 4

Welche Qualifikation benétigt der
Koordinator, wer kann diese Auf-
gabe wahrnehmen?

Die GefStoffV fordert keinen Qualifikationsnachweis. Aus
der Aufgabe lassen sich jedoch gewisse Qualifikations-
merkmale ableiten, die erfillt sein sollten: Erfahrungen mit
Tatigkeiten mehrerer Firmen in einem Betrieb, breites tech-
nisches Fachwissen, Kenntnisse auf dem Gebiet der Ar-
beitssicherheit und des Gesundheitsschutzes.

Ein Koordinator nach den Bestimmungen der Baustellen-
verordnung erfllt die Anforderungen der GefStoffV, d.h. in
diesen Fallen muss kein zweiter Koordinator bestellt wer-
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den.

C 5.1.2 (Aufl. 2008: C5.1.3)
8§15 Abs. 4 Satz 1

Muss die Koordinatorenbestellung
schriftlich erfolgen oder wie soll
man sonst darlegen, dass man
einen Koordinator bestellt hat?
(Die Nichtbestellung eines Koor-
dinators ist eine Ordnungswidrig-
keit.)

Wie schon die Fragestellung deutlich macht, hat eine
schriftliche Bestellung Vorteile fir den Normadressaten. Die
Bestellung des Koordinators lasst sich aber auch aus Do-
kumenten seiner Téatigkeit gegenlber den beteiligten Fir-
men ableiten. Wenn der Koordinator nicht tatig wird, gilt
ohnehin: verantwortlicher Adressat der Verordnung bleibt
der Arbeitgeber — dagegen hilft auch eine schriftliche Be-
stellung nichts; er tragt die Organisations- und Kontrollver-
antwortung.

C 5.2 Beispiele

Ch5.21

§15

Auf dem Flughafen werden Be-
schaftigte der Flughafengesell-
schaft auf dem Vorfeld (z.B. Ein-
weiser, Gepdackarbeiter) den Ke-
rosinemissionen der Hilfsaggrega-
te von Flugzeugen verschiedener
Fluggesellschaften ausgesetzt.
Diese Belastung wirde entfallen,
wenn die Moglichkeit zur Versor-
gung der Flugzeuge mit elektri-
schem Strom Uber einen entspre-
chenden Elektroanschluss des
Flughafens genutzt wirde. Dies
wird von den Flughéfen zwar an-
geboten, aber aus Kostengriinden
oft nicht in Anspruch genommen.

Gilt fur dieses Problem die Ge-
fahrstoffverordnung und greift hier
8 15 "Zusammenarbeit verschie-
dener Firmen"?

Generell gilt auch in diesem Fall das Substitutionsgebot
nach 8 7 Abs. 3. Durch die Nutzung von Elektroanschlis-
sen konnen die Beschéftigten vor schadlichen Kerosin-
emissionen geschitzt werden. Falls die Kosten fur die Nut-
zung von Elektroanschlissen wirtschaftlich nicht zumutbar
sein sollten, sind auch organisatorische Malinahmen ge-
maf 8§ 15 zu ergreifen. Es gelten die Anforderungen der
Gefahrstoffverordnung und die Fluggesellschaften sind als
Fremdfirmen auf dem Betriebsgelande der Flughafenge-
sellschaft anzusehen.

C 5.2.2 (Neue Frage 2008)

§ 15 Abs. 1

Baustellen

Im § 15 ist von ,Tatigkeiten ... in
einem Betrieb* und von ,Fremd-
firmen“ die Rede.

Wessen ,Betrieb” ist eine Baustel-
le, welches sind dort die ,Fremd-
firmen“? Oder kann man diese
Regelungen auf Baustellen gar
nicht anwenden?

8 15 Absatz 1 GefStoffvV bezieht sich allgemein auf den
»Arbeitgeber als Auftraggeber”, der Fremdfirmen beauftragt.

Auf Baustellen werden aber sehr haufig verschiedene Ge-
werke nebeneinander tatig. Dafir ist eine Koordinierungs-
pflicht in der Baustellenverordnung festgelegt, wenn Be-
schaftigte mehrerer Arbeitgeber tatig werden. In der Gef-
StoffV wird darauf in § 15 Absatz 4 Bezug genommen. In
Absatz 5 wird dartber hinaus auch auf die Informations-
pflicht durch den Bauherrn verwiesen.

Soweit die Bautatigkeiten im laufenden Betrieb erfolgen,
sind Fremdfirmen alle nicht dem eigentlichen Betrieb zuzu-
rechnenden Firmen/Personen.
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D INFORMATIONSERMITTLUNG

D 1 INFORMATIONSQUELLEN

D1.1
§ 6 Abs. 2 Satz 1

Wie wird der Begriff ,mit zumutba-
rem Aufwand zugéngliche Quel-
len“ konkretisiert?

In Nr. 4.1 Abs. 6 der TRGS 400 werden entsprechende Quel-
len genannt.

Zumutbarer Aufwand bedeutet z. B. eine Internetrecherche bei
der BAUA oder UVT oder bei der ECHA oder eine telefonische
oder schriftliche Ruckfrage beim Lieferanten, Hersteller oder
Importeur durch z. B. die FASI/BA.

D1.2
8§ 6 Abs. 2

Wie wird sichergestellt, dass die
bei der Gefahrdungsbeurteilung
verwendeten  Sicherheitsdaten-
blatter aktuell sind, wie wird der
Zugang zu aktuellen Ausgaben
gewahrleistet?

Die Terminuberwachung fur aktuelle Sicherheitsdatenblatter
fallt in die Sorgfaltspflicht des Arbeitgebers bzw. der fachkun-
digen Person nach 8 9 Abs.6 GefStoffV. Die gilt auch fur den
Zugang zu aktuellen Ausgaben. Im Rahmen der Uberwa-
chungstatigkeit kann dies Bestandteil der Systemkontrolle
sein.

Grundsatzlich besteht fur den Lieferanten (Inverkehrbringer)
der gefahrlichen Stoffe und Gemische die Verpflichtung zur
Lieferung aktueller SDB. Unbeschadet dessen sollte der Ar-
beitgeber bei der Verwendung der Daten und Informationen
aus dem SDB bei der Gefahrdungsbeurteilung darauf achten,
dass die ihm vorliegenden SDB zumindest nicht offensichtlich
(z.B. durch Bezugnahme auf veraltete Vorschriften) veraltet
sind.

Im Zweifelsfall ist eine Ruckfrage beim Lieferanten (Inver-
kehrbringer) erforderlich. Viele Firmen bieten ihre Sicherheits-
datenblatter auch im Internet an, so kann die Aktualitat schnell
Uberpraft werden.

D1.3
8§ 6 Abs. 2 Satz 3

Welche Fallkonstellationen sind
hier gemeint?

Die Verpflichtungen zu Lieferung/Bereitstellung von Sicher-
heitsdatenblattern (SDB) sind in Artikel 31 der REACH-VO
geregelt. Erganzend beinhaltet Artikel 32 der REACH-VO In-
formationspflichten des Lieferanten zu Stoffen/ Zubereitungen,
fur die kein SDB nach Art. 31 geliefert werden muss. Hierauf
nimmt § 6 Abs. 2 Satz 2 Bezug. Diese Informationspflichten
gelten gemal Artikel 2 Abs. 1 und 6 REACH-VO jedoch nicht
fur alle Gefahrstoffe, z. B. nicht fur fertige Arzneimittel. Um fur
die Arbeitgeber das erforderliche, umfassende Informations-
recht sicherzustellen, wurde der Lieferant in 8 6 Abs. 2 Satz 3
GefStoffV verpflichtet, die fur die Gefahrdungsbeurteilung not-
wendigen Informationen Uber die Gefahrstoffe zur Verfligung
zu stellen. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, diese Informationen
einzuholen.

D14
86 Abs. 3

Wann muss der Arbeitgeber Stof-
fe oder Zubereitungen selbst ein-
stufen?

Wie kann er die Einstufung selbst
ermitteln?

Der Arbeitgeber hat im Rahmen der Geféahrdungsbeurteilung
u.a. die gefahrlichen Eigenschaften aller am Arbeitsplatz auf-
tretenden Stoffe und Zubereitungen zu ermitteln. Sind Stoffe
oder Zubereitungen bereits vom Inverkehrbringer als geféahr-
lich eingestuft und gekennzeichnet, kann der Arbeitgeber dies
fur seine Gefahrdungsbeurteilung tbernehmen.

Die Verpflichtung des Arbeitgebers zur Selbsteinstufung von
Stoffen und Zubereitungen greift insbesondere bei
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Wie soll der Arbeitgeber Stoffe/
Zubereitungen selbst einstufen,
wenn der Hersteller diese nicht
eingestuft hat?

e Dbetriebsintern hergestellten und verwendeten Stoffen und
Zubereitungen, z.B. bei chemischen Synthesen, Zwi-
schenprodukten,

o Stoffen oder Zubereitungen, die bei der Bearbeitung von
Stoffen, Zubereitungen oder Erzeugnissen entstehen oder
freigesetzt werden, z.B. Holzstaub, Dieselmotoremissionen
oder

e Stoffen und Zubereitungen, die vom Lieferanten nicht oder
nicht ausreichend gekennzeichnet wurden, z.B. bei Impor-
ten.

Fur die Einstufung und Kennzeichnung bei Tatigkeiten mit
Gefahrstoffen im Betrieb ist die TRGS 201 anzuwenden. Siehe
auch Frage C 1.3.

Weitere unterstitzende Informationen zur Selbsteinstufung,
der Ermittlung der gefahrlichen Eigenschaften oder Gefahr-
dungen am Arbeitsplatz im Rahmen der Gefahrdungsbeurtei-
lung siehe 4.2 und 4.1 Abs. 6 der TRGS 400

Hersteller und Formulierer chemischer Stoffe und Zubereitun-
gen sind sowohl als Eigenverwender (in ihrer Funktion als Ar-
beitgeber) als auch Inverkehrbringer verpflichtet, die von ihnen
hergestellten Chemikalien gemafd CLP-Verordnung einzustu-
fen und zu kennzeichnen.

D1.5
8§ 6 Abs. 3 Satz 2

Was ist damit gemeint, dass ,zu-
mindest aber die von den Stoffen
oder Zubereitungen ausgehenden
Gefahrdungen fur die Beschaftig-
ten zu ermitteln” sind?

Der Arbeitgeber hat - auf der Grundlage der von ihm ermittel-
ten Informationen - die von ihm verwendeten oder hergestell-
ten oder bei einer Tatigkeit freigesetzten Stoffe und Zuberei-
tungen einzustufen und in der Gefahrdungsbeurteilung zu be-
ricksichtigen.

Falls er die hierfur erforderlichen Informationen auch unter
Anwendung von TRGS 201 (siehe Frage D 1.4) nicht ermitteln
kann, hat er zumindest zutreffende standardisierte Arbeitsver-
fahren im Sinne der TRGS 400 bei der Beurteilung der Ge-
fahrdung fur die Beschaftigten zu bertcksichtigen.

Liegen solche Informationen nicht vor, ist er gehalten, mogli-
che Gefahrdungen (d.s. inhalative, dermale und physikalisch-
chemische) unter Beriicksichtigung von 8 6 Abs. 12 GefStoffv
zu unterstellen, um einen Schutz der Beschéftigten zu gewéahr-
leisten.

D 1.6
86 Abs. 3

Ein Arbeitgeber importiert gefahr-
liche Stoffe/Zubereitungen aus
einem Nicht-EU-Land. Die Anga-
ben zu gefahrlichen Stoffeigen-
schaften entsprechen den Vor-
schriften des Exportlandes. Dies
reicht zur Erfillung der hiesigen,
gefahrstoffrechtlichen Anforde-
rungen moglicherweise nicht aus.

Ist der Arbeitgeber gleichzeitig der Einfihrer eines Stoffes
oder einer Zubereitung, ist er damit unmittelbar fir die richtige
Einstufung, Kennzeichnung und — bei Abgabe an andere Ab-
nehmer - das Sicherheitsdatenblatt verantwortlich. Insoweit ist
er - genauso wie alle anderen Einfiuihrer - verpflichtet, selb-
standig Nachforschungen zu den Eigenschaften der Produkte
vorzunehmen.

Auf die Verpflichtungen nach der REACH-VO sowie die dorti-
gen Regelungen zu Alleinvertretern wird hingewiesen.

Siehe auch Frage D 1.4.
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Wie bekommt der Arbeitgeber
dann die bendtigten Informatio-
nen?

D17
86 Abs. 7

Wie ist das ,Ubernehmen* einer
mitgelieferten Gefahrdungsbeur-
teilung hinsichtlich der Verantwor-
tungslage fiur die Gefahrdungsbe-
urteilung zu interpretieren?

Es liegt in der Verantwortung des Arbeitgebers, zu prifen, ob
die bei der mitgelieferten Gefahrdungsbeurteilung zu Grunde
gelegten Voraussetzungen mit den Tatigkeiten und Gegeben-
heiten in seinem Betrieb Gibereinstimmen, denn nur dann kann
er die mitgelieferte Gefahrdungsbeurteilung tbernehmen. Der
Arbeitgeber hat aber auch zu priufen, ob die mitgelieferte Ge-
fahrdungsbeurteilung zuausreichend ist. Ein Ubernehmen mit
Alleinverantwortung des Herstellers/Inverkehrbringers ist nicht
im Sinne der Verordnung. Ubernehmen bedeutet nicht, dass
sich der Arbeitgeber unbesehen auf die Beurteilung verlassen
kann. Die Uberpriifung der Wirksamkeit von Schutzmaflnah-
men verbleibt immer beim Arbeitgeber, ggf. hat er fachkundige
Personen hinzuzuziehen.

Im Einzelnen s. a. Nr. 5.3 und Anlage 2 der TRGS 400.

D18

Muss der Arbeitgeber noch eine
Gefahrdungsbeurteilung durchfiih-
ren, wenn er ein ,sicheres” Expo-
sitionsszenario nach REACH-VO
mitgeliefert bekommt?

Die Pflichten zur Gefahrdungsbeurteilung nach den Arbeits-
schutzvorschriften und der Gefahrstoffverordnung bestehen
weiter. Der Arbeitgeber darf die im Rahmen von Expositions-
szenarien vorgeschlagenen Risikominderungsmalnahmen
nicht ungeprift anwenden. Expositionsszenarien kdnnen je-
doch eine wichtige Hilfe bei der Erfullung der Arbeitgeber-
pflichten sein, insbesondere wenn sie die Erfullung der Anfor-
derungen an die Qualitat mitgelieferter Gefahrdungsbeurtei-
lungen ausweisen (siehe Nr. 5.3 und Anlage 2 der TRGS 400
sowie BekGS 409).

D19
86 Abs. 7

Gilt die Regelung zum ,Uberneh-
men“ nur fur ,komplette* Gefahr-
dungsbeurteilungen oder auch fir
Teile davon, wie z.B. Expositions-
beschreibungen?

Ja, sie gilt auch fur eine teilweise Gefahrdungsbeurteilung. Im
Einzelnen siehe Nr. 5.2 und Anlage 2 der TRGS 400.

D 1.10

8§ 6 Abs. 7

Haben entsprechende Papiere
der Unfallversicherungstrager,

Innungen usw. oder Branchenre-
gelungen die gleiche Stellung wie
Herstellerangaben?

Ja, wenn sie den Anforderungen von Nr. 5.2 und 5.3 der
TRGS 400 entsprechen.

D1.11
8§ 6 Abs. 7

Wie soll sich der landereinheitli-
che Vollzug bezuglich der Qualitat
der ,Ubernommenen“ Hersteller-
beurteilung gestalten?

Aufgabe des Vollzugs ist es, nach Mafigabe von Nr. 5.2 und
5.3 TRGS 400 zu beurteilen, ob ein Arbeitgeber die Gefahr-
dungsbeurteilung berechtigter Weise Gbernommen hat, oder
ob die spezifischen Bedingungen im Betrieb des Arbeitgebers
der Ubernahme entgegenstehen.
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D 1.12 (Aufl. 2008: D 2.1)
8§ 6 Abs. 6

Wie ist mit der Beurteilung der
Wechsel- oder Kombinationswir-
kungen von Gefahrstoffen zu ver-
fahren?

Bei der Beurteilung von Wechsel- und Kombinationswirkungen
wird in der Regel fachliche Beratung oder ein Vorgehen nach
Konventionen erforderlich sein, wie z. B. ein Vorgehen nach
der TRGS 402 Nr. 5.2.1 Abs. 2 bei Stoffen mit AGW oder an-
derem geeigneten Beurteilungsmal3stab.

Einzelne Falle werden in Nr. 4.3 Abs. 4 TRGS 400 benannt.
Fur die Kombinationswirkung bei dermaler Aufnahme gibt die
TRGS 401 Hinweise.

D 2 INFORMATIONSERMITTLUNG BEI STOFFEN OHNE AGW UND TATIGKEITEN
MIT BESONDEREN STOFFGRUPPEN

D 2.1 (Aufl. 2008: D3.1)
86

Wie erfolgt kinftig die Beurteilung
von Arbeitsplatzen, an denen
Stoffe ohne Grenzwert verwendet
werden?

Die TRGS 400 und 402 enthalten Empfehlungen fir die
Beurteilung von Arbeitsplatzen, an denen Stoffe ohne Ar-
beitsplatzgrenzwert verwendet werden oder entstehen. In
Nummer 5.3 der TRGS 402 und Nummer 6.4 der TRGS
400 sind hierfur Beurteilungsmaf3stdbe aufgefihrt, die vom
Arbeitgeber zur Beurteilung der Exposition herangezogen
werden koénnen. Siehe hierzu auch Antwort zu Frage G 1.5

Fur die Beurteilung der Tatigkeiten mit CMR(f) Gefahrstof-
fen ohne AGW hat der Arbeitgeber

1. die stoffspezifischen TRGS, z.B. TRGS 553, TRGS
519,

2. die vom AGS erarbeitete BekGS 910 mit den dort fest-
gelegten stoffspezifischen Akzeptanz- und Toleranz-
konzentrationen,

3. Beurteilungsmalfistabe gemaf 5.3 der TRGS 402

heranzuziehen. Der Arbeitgeber hat die notwendigen Mal3-
nahmen unter Beachtung des Substitutions- und Minimie-
rungsgebotes festzulegen. Dabei ist in jedem Fall der
,Stand der Technik® umzusetzen. Siehe hierzu auch Ant-
wort zu Frage F 1.3.

D 2.2 (Aufl. 2008:D4.1)
8§82 Abs. 3

Gelten flur Zubereitungen weiter-
hin die stoffspezifischen Konzent-
rationsgrenzen aus § 35 der bis
Ende 2004 geltenden Verord-
nung?

Ja.

Die Konzentrationsgrenzen des § 35 der bis Ende 2004
gultigen Verordnung wurden unverdndert in die TRGS 905
Ubernommen (veroffentlicht im Bundesarbeitsblatt Nr. 7,
Juli 2005, zuletzt ge&dndert Mai 2008).

D 2.3 (Aufl. 2008: D4.3)
Anhang | Nr. 2

Sind ,Alt-KMF* generell als krebs-
erzeugend K2 zu bewerten, aul3er
beim Beweis des Gegenteils?

Die Einstufung von KMF ist in der TRGS 905 geregelt. Die
praktische Vorgehensweise wird in der TRGS 521 geregelt,
deren Uberarbeitete Fassung im Februar 2008 verdffentlicht
wurde (s. a. Nr. F 4.1.3).

D 2.4 (Aufl. 2008: D4.4)

Ja, dies ist nach EU-Recht auch ausdricklich zulassig.
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§ 6 Abs. 2 Beispielsweise befinden sich in diesen TRGS Regelungen
zu DME oder zu Holzstaub, die auch in der TRGS 554

Hinsichtlich der CMR-Eigenschaf-| nieselmotoremissionen® bzw. TRGS 553 ,Holzstaub* auf-
ten sind Stoffe z.T. nach EU-|geqrifien werden.

Recht anders eingestuft als nach
der TRGS 905. Ist fur die Gefahr-
dungsbeurteilung weiterhin  die
Einstufung nach der TRGS
905/906 mal3geblich?

E 1 ABGRENZUNG DER , GERINGEN GEFAHRDUNG" 86 ABS. 11
Ergibt sich aus der Gefahrdungsbeurteilung fiir bestimmte Tatigkeiten aufgrund
1. der dem Gefahrstoff zugeordneten Geféhrlichkeitsmerkmale
2. einer geringen verwendeten Stoffmenge
3. einer nach Hohe und Dauer niedrigen Exposition und
4. der Arbeitsbedingungen

insgesamt eine nur geringe Geféahrdung der Beschéftigten und reichen die nach 8§ 8 Abs. 1 bis 8
zu ergreifenden MalRnahmen zum Schutz der Beschéftigten aus, so mussen keine weiteren
Mafl3nahmen nach den 88 9 bis 15 getroffen werden.

E 1.1. Eine Konkretisierung erfolgt in Nr. 6.2 der TRGS 400.

§ 6 Abs. 11 Der Begriff ,geringe Gefahrdung® zielt auf Bagatellfélle.
o ) ] Bezugsmalistab ist das System ohne Schutzmal3nahmen.
Wie ist gler Begriff ,geringe Ge-|pemnach kann keine geringe Gefahrdung angenommen
fahrdung® zu konkretisieren, in|\erden, wenn zum Schutz der Gesundheit der Beschaftig-

Verbindung mit den Begriffen ten technische MaRnahmen oder persénliche Schutzaus-
e  Geféhrlichkeitsmerkmale* ristungen notwendig sind. Die Exposition muss (deutlich)
e Arbeitsbedingungen®, niedriger als der AGW (sofern vorhanden) sein. Eine Ein-

haltung der Hintergrundbelastung kann nicht generell ge-
fordert werden. Mogliche weitere Anhaltspunkte: Expositi-
onsdauer, Haufigkeit, geringer Hautkontakt.

Als Beispiele fiir eine ,geringe Gefahrdung“ nach dem ge-
nannten Maf3stab kénnen genannt werden:

e geringe verwendete Stoff-
menge*,

e _nach Hohe und Dauer niedri-
ge Exposition* (auch: Verhalt-
nis zum AGW, Situation ohne
AGW, Abgrenzung zur Hinter- | Titrationen mit wassrigen Salzlésungen,

grundbelastung)? e Verwendung von Verbraucherprodukten in haushaltsib-

licher Menge und Haufigkeit wie

0 Verwendung von Klebstoff im Biro,

0 Austausch einzelner Tonerkartuschen,
o entkalken von Kaffeemaschinen,

o ausbessern kleiner Lackschaden,

0 nachflllen von Frostschutzmittel.

E 1.2 (Aufl. 2008: E1.3) Im Vordergrund der Gefahrdungsbeurteilung der GefStoffVv
, steht nicht mehr die Einhaltung von Luftgrenzwerten, son-
§6Abs. 111.V.m. §7 Abs. 8 dern die Festlegung und die Uberwachung angemessener
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Wie kann man feststellen, ob die
Maflinahmen des § 8 ausreichend
sind, wenn keine Expositionsmes-
sungen vorliegen?

Schutzmal3nahmen. An dieser Stelle greifen z.B. VSK. Ver-
fahrt der Arbeitgeber entsprechend dieser VSK, kann er
von der Einhaltung der AGW ausgehen.

Auch wenn im Fall der geringen Gefahrdung keine Mess-
pflicht hinsichtlich der Einhaltung von AGW besteht, kann
zur Ermittlung, ob die Dauer und Hohe der Exposition nied-
rig ist, eine orientierende Messung im konkreten Fall doch
ein geeignetes Instrument zur Expositionsermittlung im
Rahmen der Gefahrdungsbeurteilung sein, wenn eine Ein-
schatzung der Exposition auf anderem Wege zu unsicher
scheint. Eine entsprechende Funktion kénnen auch Unter-
suchungen an vergleichbaren Arbeitsplatzen oder Berech-
nungen dbernehmen.

E 1.3 (Aufl. 2008: E1.4)
§ 6 Abs. 11

Ist vom Arbeitgeber zu ermitteln
und zu bewerten, ob eine geringe
Gefahrdung vorliegt?

Ja, die Ermittlung und Bewertung ist vom Arbeitgeber ge-
mafl Nummer 6.1 und 6.2 der TRGS 400 vorzunehmen und
im Rahmen der Gefahrdungsbeurteilung von ihm zu doku-
mentieren.

E 1.4 (neue Frage 2012)
§6 Abs. 1

Wann missen im Rahmen der
Gefahrdungsbeurteilung Bestand-
teile eines Gemisches betrachtet
werden, die unterhalb der Bertick-
sichtigungsgrenzen im  Sicher-
heitsdatenblatt liegen?

Informationen Uber Stoffe unterhalb der Bertcksichtigungs-
grenzen sind dem Arbeitgeber nicht mit zumutbarem Auf-
wand zugénglich und brauchen daher fur die Gefahrdungs-
beurteilung in der Regel nicht erhoben werden.

Liegen dem Arbeitgeber aber Erkenntnisse vor oder sind
mit zumutbarem Aufwand (z. B. aus dem Sicherheitsdaten-
blatt oder dem technischen Regelwerk) Hinweise auf ge-
fahrliche Bestandteile, Zersetzungsprodukte oder Kontami-
nationen zuganglich, so hat der Arbeitgeber diese Informa-
tionen in die Gefahrdungsbeurteilung einzubeziehen.

Z.B. sind sensibilisierende Komponenten in einer Zuberei-
tung auch dann in der Kennzeichnung aufzufiihren, wenn
die Konzentration eine Mindestgrenze erreicht oder Uber-
schreitet (in der Regel 0,1%), aber nicht zu einer Einstufung
des Gemisches als sensibilisierend fiihrt.

E 2 AUSWAHL VON SCHUTZMARNAHMEN

E 2.1 (Aufl. 2008: E3.2)
8 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1:

Wie ist der Begriff ,wenn tech-
nisch nicht moglich® in diesem
Zusammenhang zu konkretisie-
ren?

Die TRGS 600 fuhrt hierzu in Nr. 5.1 Nadheres aus.

E 2.2 (Aufl. 2008: E 3.3)
§11i.V.m. Anh. I Nr. 1

Wie ist in der Praxis der Bereich
Explosionsschutz zu betrachten,
speziell hinsichtlich der Schnitt-
stelle GefStoffV/BetrSichvV?

Die GefStoffV geht hinsichtlich ihrer Regelungen des Exp-
losionsschutzes weit Uber den Anwendungsbereich der
BetrSichV hinaus, da sie alle explosionsfahigen Gemische
betrachtet (8 2 Abs. 10). Die explosionsfahige Atmosphéare
der BetrSichV ist dagegen nur eine Teilmenge der explosi-
onsfahigen Gemische.

Die Beurteilung, ob bei Tatigkeiten mit Stoffen Explosions-
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gefahren bestehen, erfolgt tber § 6 GefStoffV. Durch Mal3-
nahmen nach 88 8, 9, 11 und 12 i.V.m. mit Anh. | Nr.1 sind
mogliche Explosionsgefahren zu verhindern bzw. zu mini-
mieren. Fir den Fall, dass eine explosionsfahige Atmo-
sphére durch vorgenannte Maflinahmen nicht sicher verhin-
dert werden kann, erfolgen die weiteren MaBhahmen nach
der BetrSichV und den dazugehérenden technischen Re-
geln (vgl. 8 3 BetrSichV).

E 2.3 (Aufl. 2008: E 3.4)
§13

Gelten diese Vorschriften auch
bei Tatigkeiten mit geringer Ge-
fahrdung?

Nein.

E 2.4 (neue Frage 2012)
§ 8 Abs. 2

Welche Anforderungen werden an
die innerbetriebliche Kennzeich-
nung gestellt?

Die TRGS 201 ,Einstufung und Kennzeichnung bei Tatig-
keiten mit Gefahrstoffen“ ist anzuwenden.

Erlauterungen hierzu gibt auch Nr. 4.4 der BekGS 408.

E 3 BEISPIELE

E 3.1 (Aufl. 2008: E 4.1)
§ 6 Abs. 11, § 1 Abs. 3

Kann der Verkauf von Gefahrstof-
fen der geringen Gefédhrdung zu-
geordnet werden? Oder gilt hier
die Arbeitsstattenverordnung?

Der Verkauf von Gefahrstoffen ist eine Tatigkeit im Sinne
der Gefahrstoffverordnung. Es ist eine Gefahrdungsbeurtei-
lung durchzufihren. In vielen Fallen durften im Einzelhan-
del beim Verkauf fertig verpackter Waren Mal3nahmen des
§ 8 ausreichend sein. Es sind jedoch auch andere Konstel-
lationen denkbar (z.B. bei eigener Abflllung von Gefahr-
stoffen oder Lagerung und Verkauf entziindlicher Gefahr-
stoffe). Die Malinahmen richten sich nach dem Ergebnis
der Gefahrdungsbeurteilung.

Zur Abgrenzung GefStoffV/ArbStattV siehe auch A 1.6.

E 3.2 (Aufl. 2008: E 4.2)
§ 6 Abs. 11

Kann fur Tatigkeiten mit explosi-
onsgefahrlichen oder leicht ent-
ziundlichen Gefahrstoffen eine
geringe Gefahrdung zugeordnet
werden?

Ergibt die Ermittlung nach § 6 Abs. 6, dass eine Brand- und
Explosionsgefahr besteht, die Mallnhahmen nach 8§ 11 er-
forderlich machen, ist die Tatigkeit nicht der geringen Ge-
fahrdung zuzuordnen, da die MalRhahmen des § 8 allein
nicht ausreichend sind.

Die Gefahrdungsbeurteilung kann aber auch zum Ergebnis
haben, dass trotz Verwendung von Stoffen mit gefahrlichen
physikalisch-chemischen Eigenschaften keine MaRnahmen
nach 8 11 bzw. Anhang | Nr. 1 erforderlich sind, da sie nicht
zu Brand- oder Explosionsgefahren fuhren (Beispiel: Tatig-
keit mit einzelner Klebstofftube mit leicht entzindlichem
Losungsmittel). Dann kdnnen die allgemeinen Schutzmal3-
nahmen des § 8 ausreichen, wenn die Gefahrdungsbeurtei-
lung bezuglich der toxischen Gefahrdung ergeben hat, dass
alle Kriterien fur die geringe Gefahrdung erfillt sind.

Wichtig zu beachten: Das Kriterium ,geringe Menge* fuhrt
in Bezug auf Brand- und Explosionsgefahren haufig nicht
zum Ergebnis ,geringe Gefahrdung®, da z.B. Restmengen
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eines leicht entziindlichen Stoffes in einem Kanister gerade
besonders gefahrlich sein kénnen.

E 3.3 (Aufl. 2008: E 4.3)
8§86

Welche Maflinahmen sind zuzu-
ordnen bei
0 Analyselabors mit

0 Schmelzpunktbestimmung

(Kleinstmengen  T- und
CMR-Stoffe);
o HPLC (Acetonitril, Metha-

nol);
o0 Umgang mit CSB-Klvetten-
tests (Chromat);

0 kurzzeitigen Holzbearbeitungs-
arbeiten (Hartholzer)?

Maf3geblich fir die Gestaltung der Schutzmaflinahmen ist
die Gefahrdungsbeurteilung, die insbesondere auch Aus-
mafd und Dauer der Exposition mit bertcksichtigt (s. a. Nr.
6.6 TRGS 400.)

Grundsatzlich sind die MalRnahmen nach den 88 7, 8, 9
bzw. 10 zu bericksichtigen. Geringe Mengen und Expositi-
onen kénnen dazu fuhren, dass bereits mit MaBhahmen der
88 7 und 8 die Forderungen zur Minimierung der Gefahr-
dung erfillt sind (s. a. Nr. 6.2 TRGS 400).

Bei der Ausgestaltung der Schutzmalinahmen sollen im
Labor die TRGS 526 und bei Holzarbeiten die TRGS 553
Hilfestellungen geben.

E 3.4 (Aufl. 2008: E 4.4)

§6

Ist fur die Festlegung von
SchutzmalBhahmen das gesamte
Labor oder nur die einzelne Téatig-
keit mit CMR(f)-Stoffen zu be-
ricksichtigen?

Die Zuordnung der SchutzmalRnahmen erfolgt fur die jewel-
lige Tatigkeit, nicht fir das gesamte Labor (im Gegensatz
z. B. zum Gentechnikrecht). Nicht immer wird aber zu ge-
wabhrleisten sein, dass benachbarte Arbeitsplatze, an denen
verschiedene Tatigkeiten durchgefihrt werden, so hinrei-
chend voneinander abgetrennt sind, dass eine gegenseitige
Exposition ausgeschlossen werden kann. In solchen Fallen
sind auch diese benachbarten Arbeitsplatze in die Zuord-
nung einzubeziehen.

Entscheidend fur die Einleitung geeigneter Schutzmalf3-
nahmen ist eine tatigkeits- und arbeitsplatzbezogene Ge-
fahrdungsbeurteilung. (s. a. Nr. 6.6 der TRGS 400). Im ge-
nannten Fall ist dabei die TRGS 526 mal3gebend.

F  AUSGESTALTUNG DER SCHUTZMARNAHMEN

F 1 MINIMIERUNGSGEBOT

F 1.1 (Aufl. 2008: F 1.2)

87 Abs. 4

Was ist hier das ,Minimum*“?

Kann die Gefahrdung auch auf ein
Minimum reduziert sein, wenn
aufgrund der technischen Mach-

barkeit der AGW Uberschritten
wird?

Das Wort ,Minimum* beschreibt die niedrigste erreichbare
Gefahrdung. Sie hangt jedoch nicht alleine von der Hohe
der Exposition im Verhdltnis zum AGW ab, sondern auch
von den sonstigen Arbeitsbedingungen.

Entsprechend TRGS 500 Nr. 5.1 ist ,die Gefahrdung auf ein
Minimum reduziert, wenn z. B.

1. der Stand der Technik eingehalten wird,

2. ein AGW eingehalten wird,

3. Hautkontakt verhindert wird,

4. die Bildung explosionsfahiger Atmosphére verhin-
dert wird oder

5. Zundquellen beseitigt sind."

Die Konzentration am Arbeitsplatz, ohne Berlcksichtigung
der Schutzausriistung, darf aber den AGW nur Uberschrei-
ten, wenn nach Gefahrdungsbeurteilung Substitution, ge-
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schlossene Systeme bzw. weitere technische oder organi-
satorische MalRnahmen zur Expositionsminderung nicht
moglich sind.

F 1.2 (Aufl. 2008: F 1.5)

89 Abs. 2,810 Abs. 5
Geschlossenes System, Luftriick-
fihrung

Kann ein geschlossenes System
mit Luftrickfihrung nach § 10
Abs. 5 Satz 2 ausgestattet sein?

Nein, dies kann kein Element eines geschlossenen Sys-
tems sein.

Zur Definition des geschlossenen Systems siehe TRGS
500, Nr. 2 Abs. 1.

F 1.3 (Aufl. 2008 F 1.6)
8§ 9 Abs. 1, § 10 Abs. 4 Satz 1

Bei welcher Exposition sind bei
Tatigkeiten mit krebserzeugen-
den, erbgutverandernden und
fruchtbarkeitsgefahrdenden
(CMR(f))-Stoffen Schutzmalnah-
men ausreichend?

Soweit ein AGW festgelegt ist, kann dieser als Malistab
herangezogen werden. Insbesondere fir die Krebs erzeu-
genden Stoffe der Kategorie 3 und einige mutagene bzw.
fortpflanzungsgefahrdende Stoffe sind AGW in der TRGS
900 genannt (z. B. Naphthalin, Toluol, Bisphenol A, aber
auch fur Kat.2-Stoffe wie Trichlormethan und Isopren).

Fur Tatigkeiten mit bestimmten krebserzeugenden Gefahr-
stoffen ohne AGW, wie z.B. Dieselmotoremissionen,
Schweil3arbeiten, Asbest sind stoffspezifische TRGS erar-
beitet, die Angaben zu Stand der Technik und damit ver-
knipfte Expositionshohen und -dauern sowie die erforderli-
chen Schutzmalinahmen enthalten. Diese TRGS sind fur
die Gefahrdungsbeurteilung, die Festlegung von Schutz-
mafinahmen und die Wirksamkeitskontrolle bevorzugt um-
zusetzen.

Fur die Beurteilung von Tatigkeiten mit anderen krebser-
zeugenden Gefahrstoffen soll der Arbeitgeber nach TRGS
400 die vom AGS erarbeitete Bekanntmachung 910 heran-
ziehen. Die TRGS 400 fuhrt hierzu unter Nr. 6.4 Absatz 5
und Nr. 6.6. Absatz 5 Einzelheiten auf. Die BekGS 910
konkretisiert die Anforderungen an die Gefahrdungsbeurtei-
lung und MaRnahmenfindung nach TRGS 400 fir diese
Stoffe. Mit Hilfe der stoffspezifischen Akzeptanz- bzw. Tole-
ranzkonzentrationen ist die Beurteilung der am Arbeitsplatz
ermittelten Exposition moglich und es kénnen die Risikobe-
reiche identifiziert sowie die erforderlichen Malinahmen
zugeordnet werden. Die Toleranz- und Akzeptanzkonzent-
rationen fur krebserzeugende Stoffe sind in Nr. 3 der
BekGS 910 zusammengestellt. Das Konzept befindet sich
zurzeit in der Erprobungsphase und wird voraussichtlich
2015 in die Gefahrstoffverordnung integriert.

In der Regel sind die SchutzmalBhahmen dann ausrei-
chend, wenn der stoffspezifische Konzentrationswert fir
das Akzeptanzrisiko nach BekGS 910 eingehalten ist bzw.
die Malnahmen der stoffspezifischen TRGS umgesetzt
sind. Bei den CMR(f)-Stoffen ohne stoffspezifische TRGS,
ohne AGW oder Akzeptanzkonzentration gemafl BekGS
910 ist es Aufgabe des Arbeitgebers, im Rahmen der Ge-
fahrdungsbeurteilung die notwendigen Malinahmen unter
Beachtung des Substitutions- und Minimierungsgebotes in
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eigener Verantwortung festzulegen. Siehe hierzu auch
Antwort zu Frage G 1.5. Dabei ist in jedem Fall der ,Stand
der Technik" einzuhalten.

Hinweise zur Bestimmung des Standes der Technik bereitet
der AGS derzeit vor.

F 1.4 (Aufl. 2008: F 1.4)

§ 9 Abs. 2
Geschlossenes System

Welche Anforderungen muss ein
.geschlossenes System* erflllen?
Welche Beispiele gibt es, mog-
lichst auch auf3erhalb von Indust-
rieanlagen?

Im Sinne der GefStoffV wird ein geschlossenes System
dann vorliegen, wenn die dem System angehdrenden Stoff-
strome darin so sicher gehandhabt werden, dass deren
innewohnende (intrinsische) gefahrliche Eigenschaften au-
RBerhalb des Systems nicht bzw. nicht Gber das Ausmal} der
Hintergrundbelastung hinaus wirksam werden. Beschéftigte
sind bei ihren Tatigkeiten in ihrer Gesundheit und Sicherheit
damit nicht unmittelbar gefahrdet.

Als Praxisbeispiel kann der Betrieb von Kleinsterilisatoren
gemal TRGS 513 genannt werden. Auch in der Textilreini-
gung kommen geschlossene Systeme zum Einsatz.

Gegenbeispiel wéaren Einrichtungen zur Teilereinigung mit
Lésungsmitteln, bei denen es sich zwar um schliebare
Behalter handelt, die aber bestimmungsgemal gedffnet
werden missen und dann zu einer Exposition fuhren.

Weiterhin sind in Nummer 2 und Nummer 6.2.1 der TRGS
500 ,SchutzmafRnahmen® detaillierte Angaben zum ,ge-
schlossenen System* finden. Fur Arbeiten im Labor nennt
Nr. 5.1.7 Abs. 2 der TRGS 526 Beispiele.

F 2 BETRIEBSANWEISUNG UND UNTERWEISUNG

F21
§ 14 Abs. 1 Satz 1

Wie erfolgt die Verknupfung zwi-
schen der Gefahrdungsbeurtei-
lung und der Betriebsanweisung?

Die Betriebsanweisung ergibt sich als arbeitsplatzbezogene
Mallnahme aus der Gefahrdungsbeurteilung (s. a. Nr. 2.1
Abs. 6 der TRGS 555).

F22
§14 Abs. 1

Ist das Erstellen von Betriebsan-
weisungen prinzipiell durch die
Unfallversicherungstrager  mog-
lich, da nach § 14 Abs. 1 die Ge-
fahrdungsbeurteilung die Grund-
lage hierfur ist?

Die Betriebsanweisung ist arbeitsplatzbezogen durch den
Arbeitgeber zu erstellen. Allgemeine Vorschlage von Dritten
(z. B. Stoffhersteller, Verband, Unfallversicherungstrager)
kdnnen hierzu eine Hilfe bieten (siehe auch Nr. 2.1 Abs. 13
der TRGS 555).

F2.3
§ 14 Abs. 2

Muss die jahrliche Wiederho-
lungsunterweisung denselben
Umfang haben wie die Erstunter-
weisung? Konnen Vorkenntnisse
beriicksichtigt werden?

Die Art und Weise der Unterweisung richtet sich nach dem
Kenntnisstand der Beschéftigten. Sind spezifische Kennt-
nisse vorhanden, kann die Unterweisung entsprechend
angepasst werden (siehe auch Nr. 4.1 Abs. 5 und 4.3 Abs.
4 der TRGS 555).
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F24 Die GefStoffV nennt keine festen Fristen. Die Unterweisung

der Beschéftigten erfolgt jahrlich anhand der Betriebsan-
§14 Abs. 1 Satz 3 weisung. Nicht mehr zutreffende Inhalte sind in diesem Zu-
Wie lang darf die betriebsinterne|sammenhang zu aktualisieren. Dartiber hinaus ist die Be-
Gultigkeitsdauer einer Betriebs-|triebsanweisung bei jeder mafRgeblichen Veranderung der
anweisung sein? Arbeitsbedingungen zu aktualisieren (s.a. Nr. 2.1 Abs. 8
der TRGS 555 und Pflicht zur Aktualisierung der Gefahr-
dungsbeurteilung nach 8§ 6 Abs. 8 Satze 4 und 5 Gef-
StoffV). Wie dies organisatorisch sichergestellt wird, liegt in
der Verantwortung des Arbeitgebers.

F 2.5 (Aufl. 2008: E 3.5) Eine schriftiche Betriebsanweisung ist nicht gefordert,
§ 14 Abs. 1 wenn fur den Stoff bei der jeweiligen Téatigkeit die Bedin-

' gungen nach 8§ 6 Abs. 11 erfillt sind (geringe Gefahrdung),
Missen far alle Gefahrstoffe |da in diesen Féllen auch die Mal3nahmen nach § 14 entfal-
schriftiche Betriebsanweisungen |len.

erstellt werden? Betriebsanweisungen missen nicht zwingend fiir jeden
Einzelstoff erstellt werden. In geeigneten Fallen sind auch
stoffgruppenbezogene Betriebsanweisungen mdoglich (N&-
heres s. Abschnitt 2.1 der TRGS 555).

Nach § 14 Abs. 2 hat der Arbeitgeber sicherzustellen, dass fur alle Beschaftigten, die Tatigkei-
ten mit Gefahrstoffen durchfihren, eine allgemeine arbeitsmedizinisch-toxikologische Beratung
durchgefuhrt wird. Die TRGS 555 informiert in ihrem Abschnitt 5 ausfihrlich Gber die Inhalte
dieser Beratung.

F 2.6 (Aufl. 2008: F 2.5) Derjenige, der die Unterweisung durchfuhrt. Wenn erforder-
§ 14 Abs. 2 lich, _ist der.Arz_t Zu beteiligen, der mit der Durcthhrung de_r

' arbeitsmedizinischen Vorsorge beauftragt ist. Zur Entschei-
Wer fihrt diese Beratung durch? |dung tber die Beteiligung des Arztes s. auch Nr. 5.2 der
TRGS 5565.

F 2.7 (neue Frage 2012) Die Unterweisung ist vom Arbeitgeber durchzufiihren. Dar-
uber hinaus kann der Arbeitgeber zuverlassige und fach-

§14 Abs. 2 kundige Personen schriftlich damit beauftragen, die ihm

Wer flhrt die Unterweisung|obliegende Aufgabe wahrzunehmen. In der Praxis wird die-

durch? se Aufgabe meistens von den direkten Vorgesetzten wahr-
genommen, da diese auch den engen Bezug zum Arbeits-
platz haben.

F 2.8 (Aufl. 2008: F 2.6) Aufbewahrungsfristen fur Unterweisungsunterlagen sind in

der Gefahrstoffverordnung nicht festgelegt.

Nach Nr. 4.3 Abs. 8 der TRGS 555 sollte der Nachweis der

Welche  Aufbewahrungsfristen|ynterweisung mindestens zwei Jahre aufbewahrt werden.
gelten fur den Unterweisungs-

nachweis? Oder muss der Nach-
weis einer Unterweisung nicht
mehr aufbewahrt werden?

8§ 14 Abs. 2 Satz 7

Verzeichnis der Beschéaftigten bei Tatigkeiten mit krebserzeugenden, erbgutverandernden und
fruchtbarkeitsgefahrdenden Gefahrstoffen der Kategorie 1 oder 2 (CMR(f)-Kat. 1- und Kat. 2-Stoffe).

F 2.9 (Aufl. 2008: F 2.8) Die Form des Verzeichnisses ist nicht vorgegeben. Ent-
scheidend ist die Verknipfung mit der Gefahrdungsbeurtei-
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8§14 Abs. 3Nr. 3

Wie soll das Verzeichnis der Be-
schaftigten bei Tatigkeiten mit
CMR(f)-Kat. 1- u. Kat. 2-Stoffen
mit Expositionsdaten aussehen
und welche Angaben muss das
Verzeichnis mindestens enthal-
ten?

lung.

Verzeichnisse der Beschaftigten sind derzeit schon bei ASI-

Arbeiten mit Asbest erforderlich und in der Regel mit der

Vorsorgekartei verknupft.

Folgende Angaben sollte das Verzeichnis mindestens ent-

halten:

e Personliche Daten (insbes. Name und Geburtsdatum
sowie Betriebszugehdrigkeit des Beschaftigten),

o Ggf. zutreffender Auszug aus dem Gefahrstoffverzeich-
nis,

o Tatigkeit mit CMR(f)-Stoff/Arbeitsbereich,

e Gefahrlicher Stoff,

¢ Angaben zur Exposition:

0 exponiert von.... bis, seit, ggf. Std. pro Wo-
che/Monat/Jahr,

0 inhalativ: H6he und Dauer pro Schicht (nach TRGS
402),

o dermal: Art, Ausmal3, Dauer pro Schicht (nach TRGS
401),

0 besondere Ereignisse mit erhdhter Exposition.

Zur Expositionsbeschreibung s.a. G 2.1

F 2.10 (neue Frage 2012)
§ 14 Abs. 3Nr. 3

Ab wann ist von einer Gefahrdung
auszugehen, die das Fihren des
Verzeichnisses erforderlich
macht?

Da es sich hier um Stoffe handelt, fur die in der Regel kein
Schwellenwert abgeleitet werden kann, sollte davon ausge-
gangen werden, dass bereits mit der Exposition im Sinne
von ,ausgesetzt sein“ von einer Gefahrdung auszugehen
ist.

Sofern eine geringe Gefahrdung nach 8§ 6 Abs. 11 vorliegt,
ist 8§ 14 Abs. 3 Nr. 3 nicht anzuwenden.

Gefahrdung bezeichnet die Moglichkeit eines Schadens
oder einer gesundheitlichen Beeintrachtigung ohne be-
stimmte Anforderungen an deren Ausmal® oder Eintritts-
wahrscheinlichkeit (Abschnitte B der Bundestagsdrucksa-
che 13/3540: Begriindung zum 8§ 4 des Arbeitsschutzgeset-
zes).

F 2.11 (neue Frage 2012)
§ 14 Abs. 3Nr. 3

Wann muss das Verzeichnis ak-
tualisiert werden?

Eine Aktualisierung (im Sinne einer Ergdnzung) ist z. B.
erforderlich bei:

e neue Mitarbeiterin/neuer Mitarbeiter,
e Wechsel des Arbeitsbereiches/der Tatigkeit,

e Anderung bei den unter F 2.9 genannten Inhalten (z. B.
Erganzung von neuen Daten zur Exposition auf Grund
von Messungen, Berechnungen, Anderung des Verfah-
rens/Arbeitsweise usw.).

F 2.12 (neue Frage 2012)
8§14 Abs. 3Nr. 4

Wenn Leiharbeithehmer Tatigkei-
ten mit den genannten Gefahr-
stoffen durchfiihren, wer muss
dann das Verzeichnis aufbewah-

Die GefStoffV trifft keine eigenen Regelungen bezlglich der
Arbeitgeberfunktion gegeniber Leiharbeitnehmern. Hier
kénnen die Bestimmungen des Arbeithehmeriberlassungs-
gesetzes (AUG) herangezogen werden. Entsprechend der
Regelung in § 11 Abs. 6 AUG bestehen Arbeitgeberpflich-
ten nach dem Arbeitsschutzrecht sowohl fur den Entleiher
als auch fir den Verleiher. Dementsprechend hat der Ent-
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ren?

leiher auch Leiharbeitnehmer in das betriebliche Verzeich-
nis nach § 14 Abs. 3 Nr. 3 GefStoffvV aufzunehmen. Da
nach § 14 Abs 1 AUG die ,Leiharbeitnehmer [...] auch wéah-
rend der Zeit ihrer Arbeitsleistung bei einem Entleiher An-
gehorige des entsendenden Betriebs des Verleihers [blei-
ben]®, ist ein entsprechendes Verzeichnis auch von der
Leiharbeitsfirma zu fihren und aufzubewahren. Spéatestens
nach Beendigung der Beschaftigung im Entleihbetrieb hat
der Verleiher auf Grund seiner Funktion als Arbeitgeber die
Angaben aus dem Entleihbetrieb in sein eigenes Verzeich-
nis aufzunehmen.

F 2.13 (neue Frage 2012)
8§14 Abs. 3Nr. 4

Wie ist mit dem Verzeichnis zu
verfahren, wenn der Betrieb im
Laufe der Aufbewahrungszeit
schliel3t?

Die Aufbewahrungspflicht wird durch SchlieBung, Umfirmie-
rung oder Insolvenz eines Betriebes nicht aufgehoben,
sondern besteht weiter. Es wird im Einzelfall zu prufen sein,
wer bei geanderten Besitzverhéltnissen jeweils in die dem
Arbeitgeber obliegende Pflicht eintritt. Soweit Behdrden z.B.
Kenntnis von der Insolvenz eines Unternehmens erlangen,
in dem ein Verzeichnis nach § 14 Abs. 3 Nr. 3 zu fUhren ist,
missten sie den Insolvenzverwalter Uber die damit verbun-
denen Pflichten informieren, um einer Vernichtung von Un-
terlagen vorzubeugen.

F 2.14 (neue Frage 2012)
8§14 Abs. 3Nr. 4

Muss dem Beschaftigten der Aus-
zug aus dem Verzeichnis mit Ex-
positionsbeschreibung ausgehan-
digt werden, wenn jemand inner-
halb des Unternehmens seine
Beschaftigungsstelle wechselt?

Voraussetzung fir die in 8§ 14 Abs. 3 Nr. 4 formulierte
Pflicht ist die ,Beendigung von Beschaftigungsverhaltnis-
sen“. Wenn diese Beendigung bei entsprechender vertrag-
licher Gestaltung eines unternehmensinternen Wechsels
nicht gegeben ist, entfallt auch die Pflicht zur Aushandigung
an den Beschaftigten.

Organisatorisch ist aber sicherzustellen, dass bei einem
spateren Ausscheiden des betreffenden Beschéftigten auch
der die fruhere Téatigkeit innerhalb des Unternehmens be-
treffende Verzeichnisauszug ausgehandigt wird.

F 2.15 (neue Frage 2012)
§ 14 Abs. 3Nr. 3

Die Aufnahme in das Verzeichnis
ist auf diejenigen Beschaftigten
beschrénkt, “die Tatigkeiten aus-
uben, bei denen die Gefahr-
dungsbeurteilung nach 8§ 6 eine
Geféahrdung der Gesundheit oder
der Sicherheit der Beschaftigten
ergibt”.

Wenn (ber technische, organisa-
torische und personliche Schutz-
maflnahmen die Exposition so
gering wie moglich gehalten wird
und Uber Kontrollen gewahrleistet
wird, dass die MaRnahmen wirk-
sam sind, ist dann noch eine Ge-
fahrdung anzunehmen und eine
Aufnahme in das Verzeichnis er-

Bei der Gefahrdungsbeurteilung ist grundsatzlich die Ge-
fahrdung ohne technische, organisatorische und personli-
che SchutzmafRnahmen zu beurteilen. Dementsprechend
ist eine Aufnahme in das Verzeichnis erforderlich, wenn
ohne derartige MalRBhahmen eine Gefahrdung gegeben wé-
re (s.a. E 1.1, Abgrenzung der ,geringen Gefahrdung®).

Die Wirksamkeit der genannten Schutzmal3nahmen schlagt
sich in den Angaben zur Expositionshéhe nieder, die im
Verzeichnis anzugeben sind.
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forderlich?

F 2.16 (Aufl. 2008: F 2.9)
8§14 Abs. 3Nr. 6

Muss dokumentiert werden, dass
die Beschaftigten tatsachlich den
geforderten Zugang zu den sie
personlich betreffenden Angaben
des Verzeichnisses nach § 14
Abs. 3 Nr. 3 haben?

Die GefStoffV fordert hierzu keine Dokumentation.

F 2.17 (neue Frage 2012)

Welche Auswirkungen hat die
CLP-Verordnung auf die Be-
triebsanweisung wahrend der
Ubergangsfristen bis zum
01.06.2015?

In den Betriebsanweisungen nach § 14 GefStoffV kdnnen
die Angaben auf der Grundlage der RL 67/548/EWG und
RL 1999/45/EG weiter verwendet werden. Eine Anpassung
oder Umstellung der Betriebsanweisungen auf die neue
Kennzeichnung nach CLP-Verordnung sollte erfolgen, so-
bald ein Lieferant Produkte mit der neuen Kennzeichnung
liefert, jedoch spatestens zum Ende der Ubergangsfrist am
01.06.2015.

Fur die Umstellung der Betriebsanweisungen ist kein forma-

ler Weg festgelegt, z.B. folgende Mdoglichkeiten kommen in

Frage:

1. Eine Betriebsanweisung mit alten und mit neuen Kenn-
zeichnungselementen;

2. Eine Betriebsanweisung mit alten oder mit neuen
Kennzeichnungselementen und einem Hinweis, dass
abweichende Kennzeichnungen auf dem Gebinde mdg-
lich sind;

3. Parallele Verwendung von zwei Betriebsanweisungen:
eine Ausfertigung mit alten und eine zweite Ausferti-
gung mit neuen Kennzeichnungselementen;

(Nr. 4.3 der BekGS 408).

F 2.18 (neue Frage 2012)
§ 8 Abs. 7

Es wird gefordert, dass Tatigkei-
ten mit giftigen, sehr giftigen,
CMR(f)-Stoffen der Kategorien 1
und 2 sowie mit atemwegs-
sensibilisierenden  Stoffen und
Zubereitungen nur von fachkundi-
gen oder besonders unterwiese-
nen Personen ausgefiihrt werden
dirfen

Wie sieht die Fachkunde oder die
besondere Unterweisung aus?

Mit den genannten Stoffen dirfen nur fachkundige Perso-
nen beschaftigt werden. Diese zeichnen sich durch ausrei-
chende theoretische und praktische Kenntnisse aus, die sie
entweder in Rahmen ihrer Berufsausbildung oder durch
langere Arbeitspraxis (inkl. der zugehérigen gesetzlich er-
forderlichen Schulungen und Unterweisungen) erworben
haben.

Die Beschreibung ,besonders unterwiesene Personen”
zeigt, dass eine allgemeine Unterweisung nach § 14 nicht
ausreichend ist. Zieht man die Kriterien fir die Fachkunde
(Berufsausbildung, Berufserfahrung, spezifische Fortbil-
dung) heran, dann ist zumindest eine umfassende Beschaf-
tigung mit dem Thema sowie langere Erfahrung erforder-
lich. Denkbar wére z. B. auch eine betriebsinterne Weiter-
qualifizierung (Lehrgang) und/oder mehrjahriger Einsatz in
vergleichbaren Bereichen sowie der Erwerb vergleichbarer
Qualifikationen (z. B. bei einem staatlich gepriften Desin-
fektor).
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Der Einsatz von fachunkundigen Leiharbeitnehmern oder
von Hilfskraften auf einem solchen Arbeitsplatz durfte daher
ohne vorherige QualifizierungsmalRnhahme nicht maoglich
sein.

F 3 PERSONLICHE SCHUTZAUSRUSTUNG (PSA)

b)

F3.1
87 Abs. 5

Was ist belastende PSA?
a) Wie wird belastender/nicht

belastender Atemschutz defi-
niert?

Ist auch das Tragen von
Chemikalienschutzhand-
schuhen (mehr als 4 Stun-
den) als belastend anzuse-
hen?

Was ist eine Dauermal3nah-
me, lasst sich hier eine be-
stimmte Tragedauer pro Zeit-
einheit festlegen?

Wann eine PSA belastend wirkt, kann nicht ausschlief3lich
anhand der Gestaltung der PSA selbst beantwortet werden.
Arbeitsbedingungen wie Schwere der Arbeit, Temperatur,
Luftfeuchtigkeit sind stark Einfluss nehmende Belastungs-
faktoren. Das Tragen der PSA darf mdgliche technische
MalRnahmen nicht ersetzen. Es kommt also nur fur Tatigkei-
ten in Betracht, bei denen entweder keine technischen
MaRnahmen getroffen werden kdnnen oder technische
MafRnahmen unverhaltnismafig sind.

a) Belastender/nicht belastender Atemschutz: Zur Orien-
tierung kann derzeit die Berufsgenossenschatftliche In-
formation fur Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit
BGI 504-26 herangezogen werden. Danach gilt ein
Atemschutzgerat grundsatzlich als belastend, wenn es
einer der Gruppen 1, 2 oder 3 zugeordnet werden kann.
Parameter fir die Gruppenzuteilung sind Gerategewicht
und Atemwiderstand.

b) Chemikalienhandschuhe: Wenn  flUissigkeitsdichte
Handschuhe ohne Wechsel Giber mehr als vier Stunden
getragen werden, ist dies als belastend im Sinne von
87 Abs. 5 Satz 2 GefStoffV anzusehen (Nr. 6.4.2 (2)
der TRGS 401). Das Tragen flissigkeitsdichter Hand-
schuhe darf keine standige MalRhahme sein sowie
technische und organisatorische MalRhahmen nicht er-
setzen. Ggf. ist eine Ausnahme bei der zustandigen
Behdrde nach § 19 Abs. 1 erforderlich.

¢) Tragedauer/DauermalRnahme: Eine generelle Festle-
gung, ab welchem Zeitraum von einer standigen Mal3-
nahme/Dauermal3nahme auszugehen ist, ist aufgrund
der unterschiedlichsten Tatigkeiten und dem daraus re-
sultierenden Einsatz der verschiedenen Arten von PSA
nicht allgemein zu bestimmen.

Fur bestimmte Arbeitsbereiche, z.B. Arbeiten in konta-
minierten Bereichen oder Abbruch-, Sanierungs- und
Instandhaltungsarbeiten geben die einschlagigen TRGS
(z.B. TRGS 524, TRGS 519, TRGS 521, TRGS 507)
den Einsatz von PSA als DauermafRnahme vor, wenn
andere SchutzmafRnahmen nicht ausreichend sind. In
diesen TRGS wird auf entsprechende Tragezeitbegren-
zungen hingewiesen.

F 3.2
8§87 Abs. 4 Nr. 3

Welche Kriterien sollen herange-
zogen werden zur Entscheidung,

Die Verordnung enthdlt hierfiir keine Kriterien. Stoff- oder
tatigkeitsspezifische Kriterien kénnen jedoch enthalten sein
in: TRGS, VSK, Handlungsanleitungen der Unfallversiche-
rungstrager und der Lander, Sicherheitsdatenblattern, mit-
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wann und welcher Atemschutz bei
Tatigkeiten mit Stoffen ohne AGW
getragen wird?

gelieferten Gefahrdungsbeurteilungen der Hersteller, Infor-
mationen der Hersteller von Atemschutz, BGR 190 Benut-
zung von Atemschutzgeraten. Anhaltspunkte fir den Ar-
beitgeber kénnen darlber hinaus sein:

e Menge der eingesetzten bzw. frei werdenden Stoffe,
e die Arbeitsbedingungen,

o die HOhe der zu erwartenden Exposition,

e Expositionsspitzen,

e relevante Stoffeigenschaften (z.B. Gefahrlichkeits-
merkmale, Aggregatzustand),

e auslandische Grenzwerte,
e Vergleich mit anderen Arbeitsplatzen.

F 4 EINZELMARNAHMEN

F4.0.1

Kann fir Tatigkeiten mit Gefahr-
stoffen ohne AGW die Festlegung
von Schutzmafllhahmen beispiel-
haft erlautert werden?

Der Arbeitgeber hat nach 8 6 - unabhéngig von der Exis-
tenz eines AGW - eine Gefahrdungsbeurteilung vorzuneh-
men und nach den 88 7 bis 12 die erforderlichen Schutz-
mafnahmen festzulegen. Diese Anforderungen werden u.
a. in den TRGS 400 und 500 n&her erlautert.

Darlber hinaus geben z.B. spezifische TRGS oder das
"Einfache Mal3nahmenkonzept" der BAUA mit den dazu
entwickelten Schutzleitfaden Hinweise fiir die Ableitung der
notwendigen Schutzmaflinahmen bei Gefahrstoffen ohne
Grenzwert, ebenso Handlungshilfen der gesetzlichen Un-
fallversicherungstrager (z.B. Stoffmanager des IFA) und der
Landeraufsichtsbehdrden.

F 4.1 Staubbelastung

F4.1.1
Anhang | Nr. 2.3 Abs. 4

Bedeutet ,Staubausbreitung ver-
hindern®“, dass auf Baustellen Fo-
lienabschottung des Arbeitsberei-
ches und Zugang Uber Einkam-
merschleuse gefordert sind?

Nicht in jedem Fall. Anhang | Nr. 2.3 Abs. 4 lasst mehrere
Moglichkeiten zu, die Ausbreitung des Staubs auf unbelas-
tete Arbeitsbereiche zu verhindern. Die beschriebene Mal3-
nahme stellt eine der Mdglichkeiten dar.

F4.1.2

Anhang I Nr. 2.3 Abs. 8 Satz 4,
8§ 9 Abs. 5

Wann sind den Beschaftigten ge-
trennte  Aufbewahrungsmaglich-
keiten fur Arbeits- und Straf3en-
kleidung und Waschraume zur
Verfligung zu stellen?

Bei staubintensiven Tatigkeiten und bei Uberschreitungen
der Allgemeinen Staubgrenzwerte sind den Beschaftigten
getrennte Aufbewahrungsmdéglichkeiten fur Arbeits- und
StralRenkleidung und Waschraume zur Verfiigung zu stel-
len.

Unabhéngig von der Regelung in Anhang | Nr. 2.3 nennt
89 Abs. 5 getrennte Aufbewahrungsmoglichkeiten fur Ar-
beits-/ Schutzkleidung und Strafl3enkleidung als Maflinahme,
wenn die allgemeinen Schutzmalnahmen nach § 8 nicht
ausreichen. Dies ist gegeben, wenn eine Kontamination der
StraRenkleidung durch mit Gefahrstoffen verunreinigte Ar-
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beits-/Schutzkleidung moglich ist.

F4.1.3
88 8 bis 11, Anh. I Nr. 2

Kann die TRGS 521 ,Abbruch-
Sanierungs- und Instandhaltungs-
arbeiten mit alter Mineralwolle*
sinngemafl weiter angewendet
werden?  Gilt weiterhin das
Schutzstufenkonzept der TRGS
521 mit den Stufen S1 (geringe
Belastung), S2 (Einhaltung des
Luftgrenzwertes gewabhrleistet)
und S3 (Einhaltung des Luft-
grenzwertes ist nicht gewéhrleis-
tet)? Welche Malinahmen bleiben
erforderlich, speziell in Bezug auf
Arbeiten mit Alt-KMF/Anlage 47

Die TRGS 521 (2008) behandelt nur noch ASI-Arbeiten mit
Mineralwollen, die vor 1996 verbaut wurden. In der Neufas-
sung entféllt insbesondere das Anzeigeerfordernis, da die
VO keine Grundlage mehr bietet. Es gibt weiterhin ein nach
Expositionshohe gestaffeltes Konzept fir die Festlegung
von SchutzmaRnahmen (,Konzept der Expositionskatego-
rien”), das aber wegen des entfallenen TRK keinen Bezug
auf Grenzwerte nimmt. Vielmehr wird ausdriicklich festge-
stellt, dass auch in der untersten Expositionskategorie ein
Krebsrisiko nicht ausgeschlossen werden kann. Tatigkeiten
werden den Expositionskategorien 1, 2 oder 3 zugeordnet,
wobei fur Tatigkeiten nach Kategorie 1 eine Exposition un-
ter 50.000 Fasern/m3 angenommen wird, fir Kategorie 2
zwischen 50.000 und 250.000 Fasern/m3 und fur Kategorie
3 Uber 250.000 Fasern/ma.

s. zum Thema KMF auch D 2.3

F 4.2

Dieselmotoremissionen

Auch nach Ausschépfung der Substitutionsmdglichkeiten werden weiterhin Dieselfahrzeuge im
Einsatz sein. Setzt ein Arbeitgeber Dieselfahrzeuge ein, so hat er dies in seiner Gefahrdungs-
beurteilung sowie ggf. nach § 15 beim Zusammenwirken mit anderen Arbeitgebern bei der
Durchfiihrung der Gefahrdungsbeurteilung zu berticksichtigen und hinsichtlich der durch DME
entstehenden Belastungen die GefStoffV anzuwenden. Beispiel wéare der Betrieb von Diesel-

fahrzeugen in einer Lagerhalle, durch den Beschéftigte gegeniiber DME exponiert werden.

Es gilt das Minimierungsgebot.

F4.21
87 Abs. 4

Kann beim Betrieb von Diesel-
fahrzeugen grundsatzlich  der
Stand der Technik gefordert wer-
den, also alle Filter etc., um der
Minimierungsforderung gerecht zu
werden?

Ja, wenn die MalRBnahme verhéaltnismalig ist.

F4.22
§7 Abs. 4

Ist es moglich, auch ohne Mes-
sung (die oftmals eine Belastung
unterhalb von Werten, wie sie an
befahrenen StralRen Ublich sind,
ergaben) einen Partikelfilter zu
fordern?

Die MalRnahme richtet sich nach der Belastung im Einzel-
fall. MaR3stab ist ggf. die Hintergrundbelastung (s.a. A 2.8),
wobei auch die Dauer des betrachteten Vorganges zu be-
ricksichtigen ist. Generell sind die Emissionen von DME
nach dem Stand der Technik entsprechend der GefStoffv
und den Regelungen der TRGS 554 ,Dieselmotoremissio-
nen" zu minimieren. Stand der Technik kann je nach An-
wendungsfall Partikelfilter oder Abgasabsaugung sein.

F4.2.3
87 Abs. 4

Wie ist in den Werkstéatten fur
Abgasuntersuchungen zu verfah-
ren? Abgasfilter kdnnen hier auf-

Die Emissionen von DME sind nach dem Stand der Technik
entsprechend der GefStoffV und den Regelungen der
TRGS 554 "Dieselmotoremissionen” zu minimieren. Stand
der Technik ist in diesem Fall eine Abgasabsaugung mit
Erfassungstrichter, s.a. EGU-Empfehlungen "Kraftfahr-
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grund der technischen Erforder-
nisse nicht eingesetzt werden.

zeughauptuntersuchung in Prifstellen”.

F4.2.4

§ 10 Abs. 3Nr. 2

Wo sind beim Fahren eines die-
selbetriebenen Staplers in einer
Halle Warn- und Sicherheitskenn-
zeichen anzubringen?

Es sind die Maflinahmen nach der TRGS 554 zu treffen. Die
Kennzeichnung der Arbeitsplatze ist in der Neufassung der
TRGS 554 zu regeln.

F 4.3 Begasungen

F4.3.1
Anh. I Nr. 4.1
In der Aufzdhlung von Bega-

sungsmitteln in Anh. | Nr. 4.1
Abs. 1 ist Methylbromid nicht
mehr aufgefuhrt. Bedeutet das,
dass Begasungen mit Methylbro-
mid durch die Gefahrstoffverord-
nung verboten sind?

Nein, nicht unmittelbar.
Die Frage der Zulassigkeit stellt sich komplizierter dar.

Die Aufzéhlung von Begasungsmitteln mit ihren chemi-
schen Wirkstoffnamen in Anhang | Nr. 4 GefStoffV ist nicht
abschlieBend. Dies wird auch durch die Offnungsklausel in
Nr. 4.1 Abs. 3 (biozid- oder pflanzenschutzrechtliche Zulas-
sung) deutlich.

Die Zulassung von Begasungsmitteln (Verkehrsfahigkeit)
richtet sich nach den Vorgaben des Pflanzenschutz- oder
Biozidrechtes. Im Einzelfall kbnnen internationale Regelun-
gen die Verkehrsfahigkeit einschranken. Durch die VO (EG)
Nr. 1005/2009 wird z.B. die Verwendung von Methylbromid
erheblich beschrénkt. Die Durchsetzung von Forderungen
dieser spezialgesetzlichen Regelungen bleibt von den Be-
stimmungen der GefStoffV unberihrt.

Allerdings verbietet Anh. | Nr. 4.2 Abs. 7 Satz 1 Begasun-
gen mit sehr giftigen oder giftigen Stoffen und Zubereitun-
gen, die nicht in Nr. 4.1 Abs. 1 oder 2 genannt oder durch
die Offnungsklausel im Abs. 3 erfasst sind. Ohne biozid-
oder pflanzenschutzrechtliche Zulassung ware demnach
eine Begasung mit Methylbromid auch nach der GefStoffV
verboten und misste etwa bei einer entsprechenden An-
zeige unter Bezug auf Anh. | Nr. 4.2 Abs. 7 Satz 1 unter-
sagt werden. Ein Verstol3 wéare nach 8§ 24 Abs. 2 Nr. 4 ein
Straftatbestand.

Da der biozid- oder pflanzenschutzrechtliche Zulassungs-
status eines potenziellen Begasungsmittels im gefahrstoff-
rechtlichen Vollzug nicht immer ohne weiteres beurteilt
werden kann (z.B. bei befristeter Zulassung fur besondere
Anwendungszwecke nach Pflanzenschutzrecht), schreibt
Anh. | Nr. 4.2 Abs. 7 Satz 2 vor, dass ein Nachweis fir die
Zulassigkeit der Verwendung vorgelegt werden muss.

F4.3.2
Anh. I Nr. 4.1 Abs. 5

Gibt es bereits ein solches VSK,
so dass die Ausnahme in An-
spruch genommen werden kann?

Ja.

Im Juli 2008 wurde ein solches VSK als Anlage 5 zur TRGS
513 verdffentlicht und in den Anhang zur TRGS 420 aufge-
nommen worden.
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Anhang | Nr. 4.4.4 Abs. 4 enthalt eine Regelung, die das Offnen begaster Transportbehalter
unter Aufsicht einer fachkundigen Person regelt:

,Steht fur die erforderliche Offnung begaster Fahrzeuge, Waggons, Container, Tanks oder an-
derer begaster Transportbehdlter keine sachkundige Person zur Verfligung, so dirfen sie nur
unter Aufsicht einer fachkundigen Person gedffnet werden, die in der Lage ist, mogliche Ge-
fahrdungen von Beschéftigten oder anderen Personen zu ermitteln und zu beurteilen sowie die

erforderlichen SchutzmalRnahmen zu veranlassen.”

F4.3.3

Anh. I Nr. 4.4.4 Abs. 4

Wie ist die geforderte Fachkunde
inhaltlich zu beschreiben?

Fur Tatigkeiten zum Offnen begaster Transporteinheiten
wird die in 8§ 2 Absatz 12 der GefStoffV definierte Fachkun-
de durch die Ausfihrungen in TRGS 512 Nr. 2 Absatz 6
erganzt. DarUber hinaus ist auf die TRGS 400 Nr. 3.1 zu
verweisen. Darin sind weitere Einzelheiten zur Fachkunde
fur Personen festgelegt, die Gefahrdungsbeurteilungen
vornehmen.

F4.3.4
Anh. I Nr. 4.4.4 Abs. 4

Durfen diese ,fachkundigen Per-
sonen“ dann auch die Freigabe
durchfuhren?

Grundsatzlich nein. Die Freigabe bellfteter und vormals
begaster Transporteinheiten muss von einer mindestens
durch nach Anlage 1c der TRGS 512 ausgebildeten sach-
kundigen Person erfolgen.

Im Ubrigen muss nach Nr. 13.3 der TRGS 512 stets ein
Sachkundiger hinzugezogen werden, wenn bei Messungen
durch fachkundige Personen ein Uberschreiten der Nach-
weisgrenze festgestellt wurde.

Hinweis: Die Regelungen nach Anhang | Nr. 4 beziehen
sich auch hinsichtlich der Freigabe von Importcontainern
nur auf Begasungsmittel. Die Problematik der Belastung
von Containern oder Waren mit anderen Chemikalien ist
vom Arbeitgeber im Rahmen der Gefahrdungsbeurteilung
gesondert zu berlicksichtigen.

F4.35
Anh. I Nr. 445 Abs. 1

Die Empfehlungen der IMO fir die
Anwendung von Schadlingsbe-
kampfungsmitteln auf Schiffen
sind zu beachten.

Wo bekomme ich diese Empfeh-
lungen?

Die Empfehlungen werden vom Maritime Safety Committee
(MSC) als MSC Circulars bekannt gemacht (hier:
MSC.1/Circ. 1264, MSC.1/Circ. 1265). Die MSC Circulars
sind Uber die Website der IMO (www.imo.org) frei zugang-
lich. Das Bundesverkehrsministerium (BMVBS) hat die
Empfehlungen 2009 im Verkehrsblatt bekannt gegeben
(MSC.1/Circ. 1264: VKBI. 24/2008 Nr. 174 S. 677,
MSC.1/Circ. 1265: VKBI. 2/2009 Nr. 9 S. 30).

F 4.4 Verschiedenes

F44.1
8§ 8 Abs. 4

Hier wird als Forderung zur siche-
ren Lagerung, Handhabung und
Beforderung ausschlieRlich auf
dicht verschliel3bare Behélter ab-
gestellt. Weitere Forderungen
(z.B. bruchsichere Gefal3e in Ab-
hangigkeit von der Gebindegrdl3e

Es geht nicht um eine ausschliel3liche Forderung.

Das dichte VerschlieRen stellt nur eine (wenn auch die vor-
rangige) MalRnahme dar. Die Forderung nach bruchsiche-
ren GefalRen konnte bei bestimmten Téatigkeiten begrindet
sein (z.B. bei Tatigkeiten, die keine sichere Handhabung
erlauben). Der mdgliche Bruch des Gefalies ist bei der Ge-
fahrdungsbeurteilung zu bertcksichtigen.
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und vom Gefahrstoff - insbeson-
dere fUr die Beférderung) werden
nicht erhoben. Sichere Handha-
bung ausschliel3lich durch dicht
schlieRende Gebinde?

F4.4.2
§ 8 Abs. 2

Wie miussen Chemikaliengefalie
in Laboratorien und Apotheken
gekennzeichnet werden, wenn der
Platz fur ein Gefahrenetikett nicht
ausreicht?

Nach § 8 Abs. 2 Satz 1 ist fur Gefahrstoffe innerbetrieblich
eine Kennzeichnung vorgeschrieben, die wesentliche In-
formationen zur Einstufung, zu den mit ihrer Handhabung
verbundenen Gefahren und zu den zu beachtenden Si-
cherheitsmaflinahmen enthalt. Was wesentlich ist, muss im
Rahmen der Geféahrdungsbeurteilung festgelegt werden.

Die TRGS 201 ,Einstufung und Kennzeichnung bei Tatig-
keiten mit Gefahrstoffen” ist anzuwenden.

F4.4.3
§9 Abs. 7
Was sind zusatzliche Schutzmalf3-

nahmen bei Alleinarbeit? Was ist
eine ,angemessene Aufsicht"?

Eine ,angemessene Aufsicht” soll im Gefahrenfall erreich-
bar sein und sofort Hilfe herbeirufen kdnnen. Anknipfen
lasst sich an Regelungen zur Alleinarbeit im Regelwerk der
Unfallversicherungstrager. Beispielsweise kann die Aufsicht
durch VideolUberwachung, automatische Meldesysteme
oder Personeniiberwachungsgerate geschehen. Organisa-
torische MalRnahmen, wie regelmaliige Meldung oder
Sichtkontrolle, sind ebenfalls mdglich.

F4.4.4

Anzeigepflichten: Muss nach der
Gefahrstoffverordnung die Ver-
wendung anderer krebserzeugen-
der Gefahrstoffe als Asbest (z.B.
bei Abbruch/Sanierung) angezeigt
werden?

Nein.

Eine Anzeigeverpflichtung bei Herstellung oder Verwen-
dung krebserzeugender Gefahrstoffe besteht nicht, auch
die speziellen Regelungen zur Anzeige bei ASI-Arbeiten mit
anderen Stoffen als Asbest sind bereits 2004 entfallen.

F4.45
§7 Abs. 3

Substitutionspflicht:  Muss  bei
gartnerischen Arbeiten (Motorsa-
ge, Freischneider, Rasenmaéaher)
benzolfreier Kraftstoff eingesetzt
werden?

Ja, wenn die Gerate fir den Betrieb mit benzolfreiem Kraft-
stoff geeignet sind.

Im Falle der nicht mdglichen Substitution ist § 9 Abs. 3 zu
beachten.

F4.4.6
8§13 Abs. 1
Wie oft sind Sicherheitsibungen

im Sinne ,regelm&Riger Abstande
durchzufiihren?

Die Haufigkeit richtet sich nach den betrieblichen Verhalt-
nissen. Im Rahmen der Gefahrdungsbeurteilung sind Inter-
valle fur die regelméfige Durchfihrung von Sicherheits-
Ubungen festzulegen.

Ubungen sind auch dann erforderlich, wenn sich die be-
trieblichen Verhaltnisse geandert haben (Alarmierung,
Fluchtwege, Sammelplatz, neues Personal).

G UBERPRUFUNG DER WIRKSAMKEIT VON SCHUTZMARNAHMEN
G 1 WIRKSAMKEITSPRUFUNG NACH 8 7 ABS. 7 GEFSTOFFV
Der Arbeitgeber hat im Rahmen der Geféahrdungsbeurteilung nach 8§ 6 GefStoffV u.a. Art und
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Ausmal der Exposition unter Beriicksichtigung aller Expositionswege und die Wirksamkeit der
ergriffenen oder zu ergreifenden Schutzmaf3nahmen zu beurteilen. Hierzu hat er nach § 7 Ab-
satz 8 und 9 GefStoffV zu ermitteln, ob der Arbeitsplatzgrenzwert eingehalten wird oder — bei
Stoffen ohne Arbeitsplatzgrenzwert — ob die ergriffenen technischen Maf3hahmen wirksam sind.
Die Ergebnisse dieser Ermittlungen hat der Arbeitgeber gemaR § 6 Absatz 8 Nummer 6 zu do-
kumentieren. Nach § 7 Abs. 7 Satz 1 GefStoffV hat er die Funktion und Wirksamkeit der festge-
legten technischen SchutzmalRnahmen regelmé&Rig, mindestens jedoch jedes 3. Jahr, zu Uber-
prufen und das Ergebnis zu dokumentieren. Festlegungen zur Uberpriifung der Wirksamkeit
von Schutzmaflinahmen treffen Abschnitt 7 der TRGS 400 sowie die TRGS 500. Zur Ermittlung
und Beurteilung der inhalativen Exposition siehe TRGS 402 und zur Ermittlung und Beurteilung
der Gefahrdung durch Hautkontakt siehe TRGS 401.

G111 Die Uberprufung der Effektivitat der getroffenen oder zu
§7 Abs. 7 Satz 1 treffenden SchutzmafRnahmen kann durch messtechnische

) S ] ~{und nicht messtechnische Ermittlungsmethoden erfolgen.
Wie kann hinsichtlich der inhalati- | jierzu zahlen u.a.:

ven Belastung die Wirksamkeits-

priifung durchgefahrt werden? » Messung der Konzentration in der Luft am Arbeitsplatz

vor und nach dem Treffen von SchutzmalRnahmen,
Nach welchen Mal3staben konnen| . Einhaltung der Anforderungen eines VSK, oder einer

ergriffene Malnahmen wie ,ge- stoffspezifischen TRGS,

eignete Arbeitsmittel* oder ,an- - .
gemessene HygienemaRnahmen® Einhaltung der Maflinahmen einer Branchenregelung

oder ,geeignete Arbeitsmethoden g.ur Verrmgerung der G?fahrstoffbelastung, )
und Verfahren® tberwacht wer-| ® Uberprufung der Luftstromung durch Rauchréhrchen,

den? = Uberpriifung der Absaugleistung,

» Einsatz von Maschinen, die im Hinblick auf die Absaug-
leistung geprft worden sind,

= Dichtigkeitsprifungen.

Die Sicherstellung der Wirksamkeit der getroffenen
Schutzmal3nahmen Uber die Dauer der Tatigkeiten kann
z.B. durch folgende MalRnahmen erfolgen:

= Ermittlung der Exposition, z.B. durch regelméaRige Mes-
sungen der Exposition,

= Uberpriifung, ob die Kriterien eines VSK bei den Téatig-
keiten eingehalten werden,

= wiederkehrende Prifungen zur Sicherstellung der Wirk-
samkeit von technischen Schutzmaflinahmen entspre-
chend dem fortschreitenden Stand der Technik unter
Berucksichtigung der Angaben der Hersteller und der
Anforderungen des Produktsicherheitsgesetzes
(ProdSG),

= regelmaRige Uberpriifung technischer Parameter, wie
z.B. Luftgeschwindigkeit von Absaugungen, Luftwech-
selrate,

» regelmafRiger Filterwechsel,

= regelmaRige Uberpriifung, z.B. durch Rauchréhrchen,
ob die Absaugungen richtig positioniert sind,

* regelmaflige Wartungen zur Aufrechterhaltung der
Funktion und Wirksamkeit der technischen Anlagen,

= Kontrolle, ob die technischen Anlagen richtig eingesetzt,
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gereinigt und gewartet werden,
= Dichtigkeitsprifungen.
Hinsichtlich der Uberprifung der Wirksamkeit von techni-
schen Schutzmanahmen und der HygienemalRhahmen
sind die Angaben im Sicherheitsdatenblatt unter Abschnitt 8
.Begrenzung und Uberwachung der Exposition/personliche
Schutzausristungen” zu beachten.

Die Pflicht des Arbeitgebers zur regelmaRigen Uberpriifung
der Wirksamkeit organisatorischer und hygienischer
SchutzmalBhahmen ergibt sich aus § 3 Abs. 1 Satz 2
ArbSchG. Fir deren Durchfihrung sind allerdings keine
bestimmten Methoden und auch keine zeitlichen Intervalle
vorgesehen. Dies bleibt in der Verantwortung des Arbeitge-
bers. In der betrieblichen Praxis kann die Uberpriifung der
Wirksamkeit von ArbeitsschutzmalRnahmen z.B. auch im
Rahmen der Anwendung von Arbeitsschutzmanagement-
systemen oder Qualitdtsmanagementsystemen, bei denen
der Arbeitsschutz ein Teilaspekt ist, erfolgen (siehe hierzu:
Arbeitsschutzgesetz — Kommentar Koll/Janning/Pinter Ver-
lag W.Kohlhammer 11. Ergéanzungslieferung 2010).

G1l.2
87 Abs. 7

Was ist eine regelmaRige Uber-
prifung der Wirksamkeit der
technischen Schutzmaflinahmen
nach 8 7 Abs. 7? Welcher Umfang
muss geprift werden? Womit geht
der Arbeitgeber auf Nummer si-
cher?

Die Methoden, der Zeitpunkt und die Haufigkeit regelmafi-
ger Priufungen der technischen Schutzmaflinahmen hat der
Arbeitgeber in Abhéngigkeit der betrieblichen Bedingungen
in der Gefahrdungsbeurteilung festzulegen. Hierbei kann er
sich z.B. an den Angaben der Hersteller und den Anforde-
rungen des ProdSG orientieren. Eine Uberpriifung hat je-
doch spéatestens nach 3 Jahren zu erfolgen. Die Dokumen-
tation hat im Rahmen der Gefahrdungsbeurteilung zu erfol-
gen.

Vorzugsweise sind einfache technische Methoden der
Wirksamkeitstiberprifung, wie z. B. Funktionsprifungen
oder Prufung des Ansprechverhaltens von Warn- oder
Steuereinrichtungen vorzusehen. Sind solche nicht verfiig-
bar oder nicht ausreichend, miissen regelmafRige Ermitt-
lungen der Expositionshdhe erfolgen.

G 1.3 (Aufl. 2008: G 1.2, Aus-
zZug)

Koénnen Abstande von Kontroll-
messungen der Exposition auch
deutlich kirzer sein als 3 Jahre,
z. B. 16/32/64 Wochen entspre-
chend den Intervallen der DIN EN
689?

Ja. Die Festlegung des zeitlichen Abstandes zwischen den
Kontrolimessungen erfolgt in Abhéngigkeit der Hohe der
jeweils zuletzt erhaltenen Messergebnisse. Hinweise zur
Durchfihrung, Haufigkeit und zum Verzicht auf Kontroll-
messungen enthalt die TRGS 402 (Ausgabe Januar 2010),
die auch auf die DIN EN 689 Bezug nimmt.

G 1.4 (neue Frage 2012)

87 Abs. 7

Sind die in der TRGS 402 Nr. 6
genannte Befundsicherung und
die Wirksamkeitstiberprifung
(Uberpriifung der Funktion und
Wirksamkeit der festgelegten

Ja, die Wirksamkeitsiiberprifung technischer Schutzmal3-
nahmen im Hinblick auf die inhalative Exposition erfolgt im
Rahmen der Befundsicherung gem. Nummer 6 TRGS 402.
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technischen SchutzmalRnahmen)
gleichzusetzen?

G 1.5 (Aufl. 2008: G1.3)
8§ 7 Abs. 7 bis 9

Der Arbeitgeber soll die Geféahr-
dung der Gesundheit und der Si-
cherheit der Beschaftigten bei
Tatigkeiten mit  Gefahrstoffen
durch die in 88 aufgelisteten
MalRnahmen beseitigen oder auf
ein Minimum reduzieren. Welche
BezugsgroRRe ist bei Stoffen ohne
AGW heranzuziehen?

Fur Tatigkeiten mit bestimmten Gefahrstoffen ohne AGW,
(z.B. Dieselmotoremissionen, Schweil3arbeiten) enthalten
stoffspezifische TRGS Angaben zum Stand der Technik
und damit verknipfte Expositionshéhen und -dauern sowie
erforderliche SchutzmalRnahmen.

Fur Tatigkeiten mit Stoffen ohne AGW hat der Arbeitgeber
andere Mal3stdbe zur Beurteilung der Exposition heranzu-
ziehen und in eigener Verantwortung festzulegen. Diese
Mafstabe sollten mdgliche akute und chronische Schaden
der Gesundheit bertcksichtigen oder Informationen zum
Stand der Technik liefern. Sie sind in Nummer 5.3 der
TRGS 402 und 6.4 der TRGS 400 genannt:

e Grenzwertvorschlage der DFG-Senatskommission zur
Prifung gesundheitsschadlicher Arbeitsstoffe,

e Arbeitsplatz-Richtgrenzwerte (Indicative Occupational
Exposure Limits) nach Richtlinie 98/24/EG,

e Grenzwertvorschlage fur chemische Belastungen am
Arbeitsplatz anderer wissenschaftlicher Expertenkom-
missionen (z.B. ausléndische Grenzwerte).

Das IFA und andere haben hierzu im Internet verfiigbare
Datenbanken aufgebaut.

e Umsetzung der Risikomanagementmalnahmen, die im
Expositionsszenario des erweiterten Sicherheitsdaten-
blattes fur dort genannte Verwendungen beschrieben
sind, sofern diese die Anforderungen an eine mitgelie-
ferte Geféahrdungsbeurteilung erfillen (TRGS 400
Nummer 5.3). Siehe auch BekGS 409,

e Einhaltung von im erweiterten Sicherheitsdatenblatt
genannten DNEL, siehe hierzu auch Bekanntmachung
409.

Zur Beurteilung von Tatigkeiten mit krebserzeugenden Ge-
fahrstoffen ohne AGW soll der Arbeitgeber die BekGS 910,
die ein Beurteilungs- und Schutzmafnahmenkonzept mit-
tels Expositions-Risiko-Beziehungen enthalt, anwenden.
Fur relevante krebserzeugende Gefahrstoffe werden Risi-
kobereiche Uber stoffspezifische Akzeptanz- und Toleranz-
konzentrationen beschrieben. Ein Vergleich der Expositi-
onshohe, der die Beschéftigten ausgesetzt sind, mit den
abgeleiteten Konzentrationswerten entscheidet Uber Not-
wendigkeit und Dringlichkeit zusatzlicher Malinahmen nach
dem gestuften MaRnahmenkonzept der BekGS 910. Bei
krebserzeugenden Gefahrstoffen kann auch bei Einhaltung
der Werte noch ein Krebsrisiko bestehen. Weitergehende
Maflinahmen zur Minimierung der Exposition sind daher
anzustreben.

G 1.6 (neue Frage 2012)
§ 7 Abs. 8

Nein.

Der DNEL ist kein Grenzwert im Sinne der Gefahrstoffver-
ordnung. Die GefStoffV enthélt noch keine konkreten Er-
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Muss die Einhaltung eines DNEL
messtechnisch Uberwacht wer-
den?

mittlungspflichten zur Einhaltung eines DNEL, eine mess-
technische Uberwachung ist damit nicht vorgeschrieben.

Er kann jedoch nach TRGS 400 und 402 als MalR3stab fur
die Beurteilung der inhalativen Exposition und Festlegung
der notwendigen SchutzmalRnahmen herangezogen wer-
den, soweit kein AGW existiert. Hinweise zur Vorgehens-
weise bei der Beurteilung enthélt die TRGS 402.

In Anhang | Nr. 2 enthalt der Verordnungstext ergdnzende Schutzmafnahmen und Anforderun-
gen fur Tatigkeiten mit partikelférmigen Gefahrstoffen. Fir Tatigkeiten mit Exposition gegentiber
einatembaren Stauben ist fur die Uberpriifung der Funktionsfahigkeit der Einrichtungen abwei-
chend von § 7 Abs. 7 eine kirzere Frist von 1 Jahr festgelegt.

G 1.7 (Aufl. 2008: G 1.4)
Anhang I Nr. 2.3 Abs. 7

Wie ist die Prufung (z.B. fir eine
Absaugkabine, ein abgesaugtes
Gerét) durchzufuhren? Gibt es
neben Messungen noch andere
Methoden?

Es miissen nicht zwingend Messungen zur Uberpriifung
der Wirksamkeit durchgefiihrt werden. Der Nachweis,

1. ob die MaRnahmen wirksam sind,

2. ob die AGW eingehalten sind und

3. ob die Funktionsfahigkeit der Schutzeinrichtungen ge-
wabhrleistet ist,

kann ggf. auch durch andere geeignete Ermittlungsmetho-
den und Prifungen erfolgen.

Einzelheiten zu anderen geeigneten Ermittlungsmethoden
sind in der TRGS 402 beschrieben.

G 2 GEEIGNETE ERMITTLUNGSMETHODEN NACH 8 7 ABS. 8 SATZ 2,87 ABS. 9

ODER § 10 ABS.3NR. 1

Die Ermittlung der Einhaltung des AGW kann gemafl3 § 7 Abs. 8 Satz 2 GefStoffV durch Ar-
beitsplatzmessungen oder durch geeignete Ermittlungsmethoden erfolgen. Entsprechendes gilt
nach § 10 Abs. 3 Nr. 1 fur die Bestimmung der Exposition der Beschéftigten mit krebserzeu-
genden, erbgutverdndernden und fruchtbarkeitsgefahrdenden Stoffen der Kategorie 1 oder 2.

Fur Tatigkeiten mit Gefahrstoffen

ohne Grenzwert kann der Arbeitgeber gemal 8 7 Abs. 9

GefStoffV die Wirksamkeit der getroffenen Schutzmafinahmen durch geeignete Ermittlungsme-
thoden, zu denen auch Arbeitsplatzmessungen gehdren kénnen, nachweisen.

G 2.1 (aus Aufl. 2008: G 4.1, 6.1)

8§ 7 Abs. 8 Satz 2, 8 7 Abs. 9 und
§ 10 Abs. 3Nr. 1

Was sind ,geeignete Ermittlungs-
methoden“?

Dies konnen nicht messtechnische oder messtechnische
Ermittlungsmethoden sein, mit denen eine qualifizierte Aus-
sage Uber die Hohe der vorhandenen Exposition getroffen
und die Exposition von Beschaftigten bei Tatigkeiten mit
Gefahrstoffen beurteilt werden kann, wie z.B.

o Stoffspezifische TRGS der 500er Reihe,

o Verfahrens- und Stoffspezifische Kriterien geman
TRGS 420,

e Berechnungen der Gefahrstoffkonzentration (qualifizier-
te Expositionsabschéatzung) siehe auch Nr. 4.4 i. V. m.
Anlage 2 der TRGS 402,

e Messungen, die einen indirekten Schluss auf die Ge-
fahrstoffbelastung ermdglichen, z.B. mit Hilfe von Leit-
komponenten,

e Ubertragung von Ergebnissen vergleichbarer Arbeits-
platze, siehe Anlage 5 der TRGS 402,
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e RegelmaRige Durchfuhrung technischer oder organisa-
torischer Vorgaben, die sich auf festgelegte MalRnah-
men beziehen,

e Stationare, insbesondere kontinuierliche Messverfahren
oder Daueriiberwachungseinrichtungen mit automati-
scher Alarmeinrichtung bei Uberschreitung des Grenz-
wertes,

¢ Messungen an der Emissionsquelle,

e Messungen oder Berechnungen der Menge des freige-
setzten Gefahrstoffes,

¢ Umsetzung von branchen- oder tatigkeitsspezifischen
Handlungshilfen (siehe G 2.2).

Ebenso wie Arbeitsplatzmessungen dirfen die anderen
geeigneten Beurteilungsmethoden nur von Personen
durchgefihrt werden, die fachkundig sind und tber die er-
forderlichen Einrichtungen verfiigen.

Voraussetzung fur die Anwendung anderer geeigneter Me-
thoden ist es, dass damit

e bei Stoffen mit AGW die Einhaltung des AGW (8 7 Abs.
8 Satz 1) oder

e bei Stoffen ohne AGW die Wirksamkeit der ergriffenen
technischen Schutzmaflinahmen (8 7 Abs. 9) oder

e bei krebserzeugenden Gefahrstoffen die Hohe der Ex-
position (8§ 10 Abs. 3 Nr. 1)

beurteilt werden kann. Liegen keine geeigneten Ermitt-
lungsmethoden vor, so sind Arbeitsplatzmessungen erfor-
derlich.

G 2.2 (aus Aufl. 2008: G 4.1) Insbesondere bei Tatigkeiten mit Stoffen ohne AGW, ohne
§7 Abs. 8 Satz 2, . § 7 Abs. 9 und V__SK nach TRG_S 420 oder ohng stoffspezifischg_TRGS
§ 10 Abs. 3 NI. 1 kopnen zur Ermittlung und Beurteilung der Exposition ge-
maf Nummer 5.3.2 Absatz 5 der TRGS 402 und Nummer 5
Welche branchen- und tatigkeits- |der TRGS 400 geeignete branchen- und tatigkeitsspezifi-
bezogenen Handlungshilfen kon- |sche Hilfestellungen zur Beurteilung herangezogen werden,
nen als andere Ermittlungsmetho- |wie z. B.
de zur Beurteilung von Arbeits-
platzen im Rahmen der Gefahr-
dungsbeurteilung herangezogen
werden?

o Beschreibungen des Standes der Technik in Merkblat-
tern der Unfallversicherungstrager,

e Positivlisten von Geréaten,

e Expositionsbeschreibungen, Empfehlungen zur Ge-
fahrdungsermittlung der L&nder oder Unfallversiche-
rungstrager (z.B. LASI-Vertffentlichungen, BG/BGIA-
Empfehlungen), siehe hierzu auch BIA-Report 6/99, der
Hilfestellungen zur Beurteilung der Gefahrstoffbelastung
von Stoffen ohne Grenzwerte gibt.

e Produkt-Codes,
e Branchenregelungen,
¢ Handlungsanleitungen zur guten Arbeitspraxis,

e Einfaches Malinahmenkonzept Gefahrstoffe (EMKG)
der BAUA
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Einzubeziehen sind in diesem Zusammenhang zum Bei-
spiel die Einhaltung bestimmter technischer Leistungskrite-
rien wie etwa Luftvolumenstréme einer Absaugung, Filter-
rickhaltevermoégen oder Dichtheit von Anlagenkapselun-
gen, die durch Wirksamkeitsmessungen uberprift werden
kénnen (z.B. Luftwechselraten, Dampfdriicke, Dichtigkeit,
Temperatur usw.).

Bevor der Arbeitgeber eine branchen- und tatigkeitsspezifi-
sche Handlungshilfe im Rahmen seine Gefahrdungsbeurtei-
lung anwendet, hat er an Hand der Anlage 2 der TRGS 400
zu prufen, welche Angaben in der Handlungshilfe enthalten
sind und welche er zusétzlich selbst zu ermitteln hat. Be-
zuglich der Wirksamkeit der getroffenen oder zu treffenden
Maflnahmen sollten konkrete Aussagen (z.B. zur Einhal-
tung der AGW oder Hohe der zu erwartenden Exposition)
sowie konkrete KontrollmalBnahmen zur Sicherstellung der
angegebenen Expositionshéhe vorhanden sein. Die Hand-
lungshilfen sollten eine gute Arbeitspraxis beschreiben,
Aussagen zu den Gesundheitsrisiken enthalten, die trotz
der angefuihrten MalRnahmen fir die Beschéftigten beste-
hen. Siehe hierzu auch Antwort zu G 1.5.

G 2.3 (Aufl. 2008: G 3.2) Nein.

Ist mit ,anderen geeigneten Er-|Biomonitoring ist grundsatzlich kein Ersatz fir Arbeits-
mittlungsmethoden* gemaR § 7 |Platzmessungen oder andere geeignete Ermittlungsmetho-
Abs. 8 Satz 2, § 7 Abs. 9 oder|den gemal § 7 Abs. 8 Satz 2 oder § 10 Abs. 3 Nr.1 zur
§ 10 Abs. 3 Nr. 1 auch Biomonito-|Uberwachung, ob der Arbeitplatzgrenzwert eingehalten
ring gemeint? wird. Biomonitoring gestattet (unter Berticksichtigung stren-
ger Rahmenbedingungen) Ruckschlisse auf

o die Gefahrstoffmengen, die vom Beschaftigten durch
Einatmung (inhalativ), Uber die Haut (dermal) oder
durch Verschlucken (oral) aufgenommen werden,

e spezifische biochemische und biologische Effekte einer
Gefahrstoffbelastung,

¢ individuelle Unterschiede bei der Verstoffwechselung
von Gefahrstoffen,

o die Wirksamkeit technischer und personlicher Schutz-
maf3nahmen,

¢ die individuelle Hygiene beim Umgang mit Gefahrstof-
fen.

Die TRGS 710 (aufgehoben Januar 2012, Neufassung als
Arbeitsmedizinische Regel in Arbeit) enthielt Regeln fiir die
Ermittlung der Konzentration von Gefahrstoffen, ihrer Meta-
boliten oder anderer Indikatoren in biologischem Material
der Beschaftigten sowie deren arbeitsmedizinische Beurtei-
lung anhand von Beurteilungskriterien, wie z.B. BGW
(TRGS 903), Empfehlungen der MAK-Kommission oder
Referenzwerten fir die Allgemeinbevdlkerung. Die Ergeb-
nisse des Biomonitoring sind vom Betriebsarzt zu bewerten
und durfen nur in anonymisierter Form an den Arbeitgeber
weitergeleitet werden. Sie liefern fur die Beurteilung ergan-
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zende Hinweise fir die Gefahrdungsbeurteilung, die Uber-
wachung von Arbeitsplatzen und die Beurteilung der Wirk-
samkeit von SchutzmalRnahmen gemal § 7 Abs. 8 Satz 2,
8 7 Abs. 9 oder § 10 Abs. 3 Nr.1.

Erganzend siehe auch Bek. des BMAS v. 02.08.2010, Be-
kanntmachung von Empfehlungen fir Biomonitoring bei
Tatigkeiten mit krebserzeugenden Gefahrstoffen, GMBI
2010 Nr. 62, S. 1257.

G 2.4 (Aufl. 2008: G 4.3)
87 Abs. 9

Sind damit stoffspezifische Ar-
beitsplatzmessungen gemeint?

Nicht nur. Hinsichtlich der verschiedenen Mdéglichkeiten der
Wirksamkeitsprifung siehe Antwort auf Frage G 1.1

G 2.5 (Aufl. 2008: G 4.4)

8§87 Abs. 9

Dienen die Arbeitsplatzmessun-
gen nur der Registrierung des Ist-
Zustandes, ggf. zum Beleg fur
eine  erfolgreiche  technische
MaRnahme (Wirksamkeit)?

Sie haben beide Funktionen. Der Vorher/Nachher-Vergleich
ist fur das Ausmalf3 der Wirksamkeit der SchutzmafZnahmen
bedeutsam. Der Ist-Zustand, d.h. die Hohe der Gefahrstoff-
exposition kann ggfs. an Hand eines Beurteilungsmalf3stabs
(siehe Antwort G 1.7) bewertet werden und ist in jedem
Falle in der Gefahrdungsbeurteilung sowie im Verzeichnis
nach § 14 Abs. 3 Nr. 3 zu dokumentieren.

G 2.6 (Aufl. 2008: G 4.5)
87 Abs. 9

Was mache ich, wenn es kein
Messverfahren gibt?

Messungen zur Ermittlung der Konzentration von Stoffen
oder Stoffgemischen am Arbeitsplatz kdnnen nur durchge-
fuhrt werden, wenn fir die Stoffe bzw. Stoffgemische ein
Messverfahren vorliegt. Auch bei Einsatz nicht validierter
Messverfahren ist die Durchfiihrung der Probenahme und
der Bestimmung so zu dokumentieren, dass auch zu einem
spateren Zeitpunkt die Qualitat der Messung beurteilt wer-
den kann. Im Ubrigen s.a. G 2.4.

G 3 VORAUSSETZUNGEN FUR MESSTECHNISCHE ERMITTLUNGEN, 8 9 ABS. 6

G 3.1 (Aufl. 2008: G 5.1)
§ 7 Abs. 10 Satz 2

Wer ist fur die Akkreditierung von
Messstellen fir Arbeitsplatzmes-
sungen zustandig und wo erhalte
ich Informationen, fiir welche Stof-
fe diese Messstellen akkreditiert
sind?

Seit 2010 ist die Deutsche Akkreditierungsstelle GmbH
(DAKKS) fur die Akkreditierung von Messstellen fiir Arbeits-
platzmessungen zustandig. Die dort akkreditierten Mess-
stellen erfillen die Anforderungen nach 8 7 Abs. 10 GefS-
toffV. Die Akkreditierung erfolgt auf Grundlage der TRGS
402.

Informationen zu akkreditierten Stellen werden auf den In-
ternetseiten der DAKKS gegeben
http://www.dakks.de/content/verzeichnisse-akkreditierter-
stellen.

Ein Verzeichnis der akkreditierten Messstellen fur Arbeits-
platzmessungen findet sich auf den Internetseiten des IFA
unter

http://www.dquv.de/ifa/de/fac/luft/messstell/index.jsp

G 3.2 (Aufl. 2008: G 5.2)
8 7 Abs. 10 Satz 2
Akkreditierte Messstelle: Kénnen

Die Akkreditierungsrichtlinien der Lander (LV 2.2) wurden
inzwischen aufgehoben.

Grundsatzlich missen inner- und aul3erbetriebliche Mess-
stellen fur Arbeitsplatzmessungen Uber die notwendige
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die Akkreditierungsrichtlinien der
Lander als ein das Thema Ar-
beitsplatzmessungen konkretisie-
rendes Modul inhaltlich i.V.m.
EN ISO/IEC 17025 angewen-
det/gefordert werden (die Norm
l&sst ein solches Modul zu)?

Welche Anforderungen missen
nicht akkreditierte Messstellen
erfillen, wenn ein Arbeitgeber
eine solche beauftragt hat?

Fachkunde und die erforderlichen Einrichtungen verfuigen.
Die Anforderungen sind in der TRGS 402 insbesondere
Anlage 1 festgehalten.

Eine Akkreditierung durch die Deutsche Akkreditierungs-
stelle GmbH (DAKkS) bestatigt den Messstellen die not-
wendige Fachkunde und die einwandfreie Anwendung aller
erforderlichen Einrichtungen. Dies sind Messstellen, die auf
der Grundlage der DIN EN ISO/IEC 17025 und der TRGS
402 fur die Ermittlung und Beurteilung der Konzentration
von Gefahrstoffen in der Luft an Arbeitsplatzen akkreditiert
sind.

Bei nicht akkreditierten Messstellen sollte darauf geachtet
werden, dass ein Nachweis der Fachkunde und der erfor-
derlichen Einrichtungen gemald Anlage 1 der TRGS 402
vorliegt.

G 4 MESS- UND ERMITTLUNGSVERPFLICHTUNG NACH 8§ 10 ABS. 3NR. 1

Bei Tatigkeiten mit krebserzeugenden, erbgutverdndernden und fruchtbarkeitsgefahrdenden
Gefahrstoffen (CMR(f)-Stoffe) der Kategorie 1 und 2 besteht nach § 10 Abs. 3 Nr. 1 die Pflicht
.die Exposition der Beschéftigten durch Arbeitsplatzmessungen oder durch andere Ermitt-
lungsmethoden zu bestimmen, auch um erhéhte Expositionen infolge eines unvorhersehbaren
Ereignisses oder eines Unfalles schnell erkennen zu kénnen®”.

G 4.1 (Aufl. 2008: G 7.1)
8§10 Abs. 3Nr. 1

Wie kann die Mess- oder Ermitt-
lungspflicht konkretisiert werden?
Ist eine Dauerliberwachung vor-
zusehen?

Die Mess- oder Ermittlungspflichten sind gemaR TRGS 402
zu erfullen (siehe auch Antwort zu G 2.1).

Messungen nach validierten Verfahren an exemplarischen
Arbeitspléatzen koénnen berticksichtigt werden. Die Messun-
gen muissen nach Mdglichkeit so angelegt werden, dass
auch eine Beurteilung von Expositionssituationen z.B. bei
Betriebsstdrungen (Leckagen 0.4.) moglich ist.

Wenn jedoch fir eine Minimierung der Gefahrdung z.B.
eine DauerUberwachung mit Warnfunktion erforderlich ist,
muss diese durchgefiihrt werden. Die Entscheidung hier-
Uber wird abhéangig vom Ergebnis der Gefahrdungsbeurtei-
lung getroffen.

G 4.2 (Aufl. 2008: G 7.2)
§ 10 Abs. 3

Es werden Messungen ,auch um
erhohte Expositionen schnell er-
kennen zu koénnen..." gefordert.
“Auch” bedeutet, dass es noch
eine Stufe darunter gibt. Wie ist
hiermit umzugehen?

Die ,Auch-Regelung” dient lediglich der beispielhaften Her-
vorhebung, dass die Hohe der Expositionen in Betriebszu-
standen mit erhhten Expositionen zusétzlich zur Belastung
bei Normalbetrieb zu ermitteln sind. Auf die Ausfihrungen
in G 4.1 wird verwiesen.

G 4.3 (Aufl. 2008: G7.3)

§ 10 Abs. 3

Was verbirgt sich hinter der Ver-
pflichtung, immer zu messen oder
zu ermitteln, auch wenn eine Be-
zugsgrolRe oder Moglichkeit der

Die Mess- und Ermittlungspflicht bei CMR(f)-Stoffen dient
der Dokumentation der Gefahrstoffbelastung bei chronisch
schadigenden Gefahrstoffen mit hohem Gefahrdungspoten-
tial (s.a. F 2.9). Zur Beurteilung von Tatigkeiten mit krebs-
erzeugenden Gefahrstoffen ohne AGW soll der Arbeitgeber
die BekGS 910, die ein Beurteilungs- und Schutzmaf3nah-
menkonzept mittels Expositions-Risiko-Beziehung enthalt,
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Bewertung der Mess-
/Ermittlungsergebnisse fehlen?

anwenden (siehe G 1.5). Messungen bei Tatigkeiten mit
Gefahrstoffen ohne AGW sind ein Mittel, die Wirksamkeit
von SchutzmalRnahmen zu Uberprifen (zum Beispiel durch
Vorher/Nachher-Messungen). Fir eine solche Beurteilung
sind keine Grenzwerte erforderlich.

G 4.4 (Aufl. 2008: G7.4)

§ 10 Abs. 3

Besteht eine Messverpflichtung
auch, wenn kein validiertes Mess-
verfahren existiert (Beispiel: Zy-
tostatika)?

Siehe hierzu G 2.6.

G 4.5 (Aufl. 2008: G7.5)

8§10 Abs. 3Nr. 1

Sind Messungen auch dann
durchzufiihren, wenn z.B. auf-
grund der geringen Fluchtigkeit
des Stoffes und der Arbeitsbedin-
gungen keine Exposition zu er-
warten ist?

Soweit aufgrund der Ermittlung im Rahmen der Gefahr-
dungsbeurteilung verfahrens- und/oder stoffbedingt keine
oder nur geringe oder vernachlassigbare Expositionen zu
erwarten sind, sind gemals Nummer 4.4 der TRGS 402 kei-
ne Messungen der Exposition erforderlich.

G 4.6 (Aufl. 2008: G7.6)
8 10 Abs. 3

Sind Messungen im Freien oder
bei ASI-Arbeiten vorgeschrieben?

Messungen sind nicht vorgeschrieben.

Aber auch fir solche Arbeitsplatze sind Ermittlungen der
inhalativen Exposition erforderlich.

Die Durchfihrung reprasentativer Messungen/Ermittlungen
kann sehr schwierig oder sehr aufwéndig sein. Die Ausfih-
rungen in Nr. 4.4 und Anlage 5 der TRGS 402 sind ein-
schlagig.

G 4.7 (Aufl. 2008: G7.7)
§ 10 Abs. 3

Sollen in Kfz-Werkstatten Mes-
sungen gefordert werden?

Nicht zwingend. Es kénnen auch andere geeignete Ermitt-
lungsmethoden zur Ermittlung der Gefahrstoffbelastung
eingesetzt werden. Auch in KFZ-Betrieben gilt die unter G
4.1 beschriebene Vorgehensweise.

G 4.8 (Aufl. 2008: G7.8)
8§10 Abs. 1:

Wie ist bei CMR(f)-Stoffen bis zur
Erstellung von AGW oder VSK zu
verfahren, gelten dann generell

§ 10 Abs. 2 bis 4?

Ja. Zu Messungen bzw. Ermittlungen s. a. G 4.1.

G 5 AUFBEWAHRUNG VON MESSERGEBNISSEN

G 5.1 (Aufl. 2008: G8.1)
§ 7 Abs. 8, § 10 Abs. 3

Wie lange missen die Arbeitge-
ber die Ermittlungsergebnisse
aufbewahren?

Bei Tatigkeiten mit krebserzeugenden, erbgutverdndernden
oder fruchtbarkeitsgefdhrdenden Gefahrstoffen der Katego-
rie 1 oder 2 bzw. 1A und 1B nach CLP-Verordnung missen
Aufzeichnungen Uber Dauer und Hohe der Exposition, der
die Beschaftigten bei Tatigkeiten mit diesen Stoffen ausge-
setzt waren, nach 8 14 Abs. 3 GefStoffV 40 Jahre aufbe-
wahrt werden (siehe auch F 2.9).
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Feste Aufbewahrungsfristen fur Ermittlungsergebnisse sind
in der Gefahrstoffverordnung im Ubrigen nicht enthalten.
Gemal Nr. 8 Abs. 7 der TRGS 400 wird empfohlen, die
Dokumentation der Ermittlungsergebnisse als Teil der Do-
kumentation der Gefahrdungsbeurteilung langfristig aufzu-
bewahren.

Bei Durchfiihrung von verpflichtenden arbeitsmedizinischen
Vorsorgeuntersuchungen nach ArbMedVV hat der Arbeit-
geber eine Vorsorgekartei zu fuhren, in der neben dem Er-
gebnis der arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersuchung
auch der Anlass der Untersuchung angegeben werden
muss. Diese Vorsorgekartei ist bis zur Beendigung des Ar-
beits- oder Beschaftigungsverhaltnisses aufzubewahren.
Danach ist dem Beschéftigten der ihn betreffende Auszug
aus der Kartei als Kopie auszuh&ndigen.

G 5.2 (Aufl. 2008: G8.2)
8§ 7 Abs. 8, 8 10 Abs. 3

Ist geplant, Aufbewahrungsfristen
fur Messergebnisse in einer
Technischen Regel vorzugeben?

Aufbewahrungsfristen in TRGS verbindlich zu regeln ist
nicht mdglich. Empfehlungen hierzu kénnen in TRGS je-
doch gegeben werden. In der TRGS 402 Nr. 7 (3) wird
empfohlen, die Dokumentation der Gefahrdungsbeurteilung
langfristig aufzubewahren, inshesondere bei Tatigkeiten mit
CMR-Stoffen der Kat. 1 und 2. In Bezug auf diese Stoffe
sind auch die Aufbewahrungspflichten flr das Beschéftig-
tenverzeichnis nach § 14 Abs. 3 zu beriicksichtigen (s.a.
G 5.1und F 2.9).

G 5.3 (Aufl. 2008: 1 5.2)
8§ 14 Abs. 3

Ist die Mitteilung der Einhaltung
von Luftgrenzwerten an den Arzt
eine freiwillige Dienstleistung der
Arbeitgeber?

Nach 8 3 Abs. 2 ArbSchG hat der Arbeitgeber fir eine ge-
eignete Organisation des Arbeitsschutzes zu sorgen. Er hat
bei der Gefahrdungsbeurteilung fachkundige Personen, so
auch den Betriebsarzt hinzu zu ziehen.

Nach 8§ 14 Abs. 3 Nr. 5 muss der Arbeitgeber dem Be-
triebsarzt alle relevanten Informationen zur Erfillung seiner
Aufgaben zur Verfligung stellen.

Auch nach 8§ 3 Abs. 2 Satz 3 ArbMedVV sind dem mit der
arbeitsmedizinischen Vorsorge beauftragten Arzt die erfor-
derlichen Auskinfte Uber die Arbeitsplatzverhéltnisse zu
erteilen.

Bei der Gefahrdungsbeurteilung werden alle vorliegenden
Erkenntnisse zum Arbeitsplatz u.a. auch aus dem Luft- und
ggf. Biomonitoring bertcksichtigt und auch durch den Arzt
mit bewertet.

G 6 VERFAHRENS- UND STOFFSPEZIFISCHE KRITERIEN (VSK)

G 6.1 (Aufl. 2008: G 9.2)
8 7 Abs. 8 Satz 3, 810 Abs. 2 Nr.2
Gibt es auch VSK ohne AGW?

Die Verordnung schlief3t solche VSK nicht aus.

Kriterien fir solche VSK sind in der TRGS 420 (Fassung
vom Februar 2010) definiert.

G 6.2 (Aufl. 2008: G 9.4)
8 7 Abs. 8 Satz 3

Nein.
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Bei Tatigkeiten entsprechend VSK
kann der Arbeitgeber von einer
Einhaltung des AGW ausgehen.
Gibt es VSK mit dem Befund
,Uberschreitung AGW*?

G 6.3 (Aufl. 2008: G 9.5)
§ 7 Abs. 8 Satz 3, § 10 Abs.2 Nr.2

Soll die TRGS 526 ,Laboratorien”
als VSK anerkannt werden?

Nein.

Die im Februar 2008 vertffentlichte Neufassung der TRGS
526 enthalt keine VSK, gibt jedoch einen Satz von Schutz-
malRnahmen an, bei deren Befolgung eine Minimierung der
Exposition nach dem Stand der Technik erreicht wird.

Die in der TRGS 526 beschriebenen Anforderungen kén-
nen im Rahmen der Gefahrdungsbeurteilung als ,vorgege-
bene MaRRnahme* i. S. der Nr. 5 der TRGS 400 genutzt
werden.

G 6.4 (Aufl. 2008: G 9.6)
8 7 Abs. 8 Satz 3, § 10 Abs.2 Nr.2

Wer stellt fest, wann an einem
Arbeitsplatz ein VSK erflllt ist?

Der Arbeitgeber muss im Rahmen der Gefahrdungsbeurtei-
lung prifen, ob die in den VSK beschriebenen Tatigkeiten
in seinem Betrieb durchgefihrt und ob die festgelegten ver-
fahrenstechnischen und stoffspezifischen Bedingungen fir
diese Tatigkeiten beachtet und eingehalten werden. Sind
die Voraussetzungen in seinem Betrieb erfiillt, kann der
Arbeitgeber das Ergebnis fir seine Gefahrdungsbeurteilung
Ubernehmen. Die Anwendung des VSK hat der Arbeitgeber
im Rahmen seiner Gefahrdungsbeurteilung zu dokumentie-
ren und die Wirksamkeit der festgelegten Mal3Bhahmen ent-
sprechend den Vorgaben in den VSK zu Uberprifen.

H GRENZWERTE

Bei der Novellierung Ende 2004 wurde bei den Grenzwerten in der Gefahrstoffverordnung Vie-
les verandert. Verbindlich nach Gefahrstoffverordnung sind seitdem nur noch Arbeitsplatz-
grenzwert (AGW) und Biologischer Grenzwert (BGW), die in der TRGS 900 bzw. 903 veroffent-
licht sind oder in anderer Form vom BMAS bekannt gemacht wurden. AGW und BGW sind ar-
beitsmedizinisch-toxikologisch begriindet, sie dienen der Verhinderung gesundheitlicher Beein-
trachtigungen. Technische Grenzwerte (vor 2005: TRK) sind im System der Verordnung nicht
mehr vorgesehen.

H1 a) Nach Wegfall von TRK in der Verordnung sind TRGS-
. Regelungen, die sich auf TRK beziehen, nicht mehr an-
ggrr:r\:\?grdLEK noch herangezo- wendbar. Bei Qberarbeitung des Technischen R_egelwerks
wurde auch die TRGS 402 entsprechend bereinigt (Aus-

a) bei der Beurteilung nach| gabe:Januar 2010).
TRGS 402? b) Wo die neue Verordnung den AGW als Bezugs- oder Be-
b) bei Entscheidungen nach wertungsgroRe nennt, ist dessen gesundheitsbasierter

neuer GefStoffV, die auf den
AGW Bezug nehmen?

Charakter von entscheidender Bedeutung. Ein technikba-
sierter Wert kann hier nicht herangezogen werden.

c) wenn andere Rechtsvor- c) Auch im Mutterschutzrecht ist inhaltlich der Bezug auf eine
schriften auf Grenzwerte gesundheitlich begriindete Grof3e geboten (ergénzt durch
Bezug nehmen (z.B. Bedin- Y- und Z-Klassierung), ein Bezug auf alte TRK kommt
gung ,Einhaltung des nicht in Betracht.

Grenzwertes" im  Mutter-
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schutzrecht)?

H2

Die Gefahrstoffverordnung be-
inhaltete vor 2005 TRK als ein
Instrument, um die Einhaltung
des Standes der Technik zu
Uberprifen. Kénnen TRK als
Merkmale des Standes der
Technik im Sinne von z.B. 8 9
Abs. 2 Satz 2 weiter verwendet
werden?

Grundsatzlich nein.

Wenn der Arbeitgeber bei seiner Gefahrdungsbeurteilung alte
TRK-Werte oder Begrindungen zu diesen verwendet, hat er
die Heranziehung in der Gefahrdungsbeurteilung zu begrin-
den.

Dabei ist auch zu bertcksichtigen, dass seit 2004 keine TRK
mehr aufgestellt oder aktualisiert wurden, so dass eine Wei-
terentwicklung des Standes der Technik in den letzten Jahren
stets gesondert zu prifen ist.

H3

Wodurch werden die TRK er-
setzt?

Fur die Beurteilung der Tatigkeiten mit krebserzeugenden Ge-
fahrstoffen ist vom AGS die BekGS 910 erarbeitet worden.
Diese soll der Arbeitgeber nach TRGS 400 bei der Geféahr-
dungsbeurteilung heranziehen (siehe auch D 2.1 und G 1.5).

H4

Welche Bedeutung haben an-
dere Grenzwerte, z.B. MAK-
Werte der DFG oder auslandi-
sche Grenzwerte?

Soweit kein verbindlicher Grenzwert veroffentlicht ist, kénnen
als Beurteilungsmaf3stab auch — in eigener Verantwortung des
Arbeitgebers - andere geeignete Grenzwerte herangezogen
werden (s. a. TRGS 400 Nr. 6.4 und 402 Nr. 5.3). Das IFA und
andere haben hierzu im Internet verfugbare Datenbanken auf-
gebaut. Bei der Anwendung solcher Grenzwerte ist es emp-
fehlenswert, den Betriebsarzt hinzuzuziehen.

H5

Welche Bedeutung haben
DNEL (,,Derived-no-effect-
level“), die im Rahmen von
REACH abzuleiten sind, im
Vergleich zu Arbeitsplatz-
grenzwerten (AGW)?

Die AGW nach TRGS 900 sind die flir den Arbeitgeber in
Deutschland rechtsverbindlichen Grenzwerte. DNELs haben
fur den Arbeitgeber nicht den Charakter eines verbindlich ein-
zuhaltenden nationalen Grenzwerts.

DNEL sind nach Nr. 6.4 der TRGS 400 und Nr. 5.3.2 der
TRGS 402 eine Hilfestellung fir die Beurteilung, ob die
SchutzmalRnahmen ausreichen, wenn kein AGW zur Verfii-
gung steht.

Existieren fur denselben Stoff sowohl DNEL als auch AGW,
muss der AGW eingehalten werden (BekGS 409 Nr. 3). Ist der
DNEL strenger als der AGW, obliegt es dem AGS, den AGW
zu Uberprifens:

H6

Fur manche Stoffe ohne AGW
gibt es einen europdaischen
Grenzwert. Ist dieser heranzu-
ziehen, wenn die GefStoffV
den AGW als Bezugsgrofie
nennt? Welche Bedeutung ha-
ben die europaischen Grenz-
werte generell?

Grundsatzlich sind die européischen Grenzwerte in nationales
Recht umzusetzen. Dies geschieht durch Verdffentlichung des
BMAS als AGW oder BGW im Technischen Regelwerk oder
Bekanntmachung an anderer Stelle. So sind z.B. folgende
Werte entsprechend der Veréffentlichung des BMAS vom 1.
Mérz 2006 anzuwenden:

Gefahrstoffe
Nationale Umsetzung verbindlicher EU-
Arbeitsplatzgrenzwerte
Bekanntmachung des BMAS vom 1. Marz 2006 — IlIb3-
35125-5
Auf EU-Ebene wurden folgende verbindliche Arbeitsplatz-
grenzwerte gesetzt:
e flr anorganisches Blei als Luftgrenzwert und einen Blut-
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bleiwert als biologischer Grenzwert gemald Artikel 3 Abs. 4
der RL 98/24/EG (Anhang | RL 98/24/EG),

e flr Benzol, Vinylchlorid und Hartholzstdube gemaf Artikel 5
Nr. 4 der RL 2004/37/EG (Anhang Il RL 2004/37/EG) so-
wie

o flr Asbest gemaR Artikel 8 der RL 83/477/EWG in der Fas-
sung der RL 2003/18/EG

Die nationale Umsetzung der Grenzwerte erfolgt durch den

gleitenden Verweis gemall § 9 Abs. 7 der Gefahrstoffverord-

nung vom 23. Dezember 2004 (BGBI. | S. 3758) auf die ge-
nannten Richtlinien. Der Ausschuss fur Gefahrstoffe (AGS) wird

im technischen Regelwerk zur Gefahrstoffverordnung Konkreti-

sierungen zu den genannten Grenzwerten vornehmen. Hin-

weis: Der gleitende Verweis auf die genannten Richtlinien ist in
der Neufassung der Gefahrstoffverordnung vom 26. November

2010 (BGBI. | S. 1643) in § 7 Abs. 11 aufgefihrt.

Ergdnzende Erlauterungen:

1. Verbindliche Arbeitsplatzgrenzwerte der EU — Binding
Occupational Exposure Limit Values (BOELV)

BOELV sind keine Arbeitsplatzgrenzwerte im Sinne des 8§ 2
Abs. 7 GefStoffV, weshalb sie auch nicht in der TRGS 900
gefuhrt werden. Sie sind nur bezuglich der Obergrenze fir
eine Grenzwertsetzung in den Mitgliedstaaten bindend und
konnen durch niedrigere nationale Grenzwerte ergéanzt wer-
den. Bisher konnten aber keine gesundheitsbasierten Werte
abgeleitet werden.

Eine ,Ausl6sefunktion® kann den BOELVY zukommen, wenn
Pflichten in der Gefahrstoffverordnung mit einer AGW-
Uberschreitung verknupft sind, ohne dass es fur den betref-
fenden Stoff einen AGW gibt. Allerdings hat das BMAS flr
einige der BOELV-Stoffe bereits im Technischen Regelwerk
Beurteilungsmal3stabe (keine AGW) veroffentlicht, die an Stel-
le des BOELYV diese ,Ausldsefunktion” ibernehmen (fiir Blei in
der TRGS 505, fur Asbest in den TRGS 517 und 519, fir
Holzstaub in der TRGS 553

Auch bei Einhaltung der BOELYV ist dafiir zu sorgen, dass die
Gefahrdung bzw. Exposition nach dem Stand der Technik
soweit wie mdglich verringert wird (8 9 Abs. 2 GefStoffV). Das
in Deutschland erreichte Expositionsniveau liegt oft niedriger
als die BOELV. So enthielt bis Ende 2004 die TRGS 900 eini-
ge technisch begriindete Grenzwerte, die niedriger als die
entsprechenden BOELV waren. Diese alten Grenzwerte muis-
sen bei Einhaltung des Standes der Technik mindestens un-
terschritten sein. Aber Vorsicht: Es handelt sich nur um eine
Obergrenze, von deren Einhaltung nicht umgekehrt auf die
Einhaltung des Standes der Technik geschlossen werden
kann.

2. Empfehlungswerte der EU - Indicative Occupational
Exposure Limit Values (IOELV)

Diese Werte sind nicht unmittelbar vom Arbeitgeber anzuwen-
den. Unter Beriicksichtigung dieser Werte sind vielmehr die
Mitgliedstaaten verpflichtet, nationale Grenzwerte festzulegen.
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Soweit diese Umsetzung noch nicht erfolgt ist, kann ein IOELV
aber zur Information im Rahmen der Gefahrdungsbeurteilung
dienen bzw. bei der Festlegung eines Mal3stabs zur Beurtei-
lung der Wirksamkeit von SchutzmalRnahmen (s. a. Nr. 5.3 der
TRGS 402).

H7 (neue Frage 2012) AEL werden im Rahmen der Prifung von Biozid-Wirkstoffen
(8 12 h ChemG) durch den berichterstattenden Nationalstaat

Welche Bedeutung haben AEL vorgeschlagen und ggf. im Biocides Technical Meeting disku-
(-Acceptable Exposure Level®), |iert.

die im Rahmen des Biozid-
Verfahrens abgeleitet werden,
im Vergleich zu Arbeitsplatz-
grenzwerten (AGW)?

AEL haben fir den Arbeitgeber nicht den Charakter eines ver-
bindlich einzuhaltenden nationalen Grenzwerts wie die Ar-
beitsplatzgrenzwerte nach der TRGS 900.

AEL konnen nach Nr. 5.3.2 der TRGS 402 als Hilfestellung fur
die Beurteilung, ob die SchutzmalRnahmen ausreichend sind,
herangezogen werden.

Existieren fur denselben Stoff sowohl ein AEL als auch ein
AGW, muss der AGW eingehalten werden. Entsprechendes
gilt, wenn ein BOELYV vorliegt oder ein verbindlicher Beurtei-
lungsmalistab in einer spezifischen TRGS genannt ist.

| ASBEST

Erganzend zur Gefahrstoffverordnung stehen zum Thema ,Asbest* die 2007 neu gefasste
TRGS 519 sowie die TRGS 517 zur Verfigung. Die TRGS 519 konkretisiert z.B. Anforderungen
des Anhangs | Nr. 2.4, auch hinsichtlich der nach Anh. | Nr. 2.1 Satz 3 moéglichen Abweichun-
gen bei Tatigkeiten mit geringer Exposition (Hinweis: die TRGS 517 und die TRGS 519 befin-
den sich derzeit (2012) in der Uberarbeitung.)

| 1 ALLGEMEINES, ANWENDUNGSBEREICH

| 1.1 (Aufl. 2008: J1.1) a) Arbeitgeber: GefStoffV in vollem Umfang, inkl. An-

W it bei Tat d hange | und II.
as gilt bei Tatigwerden von b) Unternehmer ohne Beschéftigte: Stets anzuwen-
a) Arbeitgebern mit Beschaftig- den sind § 16 und Anhang Il Nr. 1. Wenn andere
ten, Beschéftigte oder Personen gem. § 1 Abs. 3 Satz 2

durch die Tatigkeit gefahrdet werden kdnnen, sind
die Mallnahmen der Abschnitte 3 und 4 der Ver-
ordnung einschlie3lich des Anhangs | anzuwenden.
c) Privatpersonen Gefahrdete Personen kénnen z.B. auch Familien-
angehorige des betreffenden Unternehmers sein,
die durch Verschleppung von Asbestfasern auf-
grund unzureichender HygienemalBhahmen ge-
fahrdet werden. Auch Unternehmer ohne Beschaf-
tigte bendtigen daher z.B. die erforderliche Sach-
kunde und mussen die entsprechenden Arbeiten
der Behdrde mitteilen.

c) Privatpersonen: 8 16 und Anhang Il Nr. 1
Allerdings gelten auch fur Privatpersonen bei ASI-
Arbeiten mit Asbest Anforderungen zum Schutze
Dritter, sei es durch Regelungen zum ,Schutz der
Sicherheit und Ordnung“, Baurecht oder auch Im-

b) Unternehmern ohne Beschaf-
tigte,

bei einer ASI-MalRhahme mit Asbest?
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missionsschutzrecht. Beim Vollzug dieser Rege-
lungen werden die technischen Standards des Ge-
fahrstoffrechts in vielen Fallen angewendet.

1 1.2 (Aufl. 2008: J 1.2)

Anhang | Nr. 2.1

Ist jede Asbestfaserkonzentration im
Arbeitsbereich oberhalb der Hinter-
grundbelastung eine ,Asbestexpositi-
on“?

Ja.

Fur Tatigkeiten mit mineralischen Rohstoffen und dar-
aus hergestellten Zubereitungen und Erzeugnissen,
sind in der TRGS 517 wegen der erfahrungsgemaf zu
erwartenden messtechnischen Problemen besondere
Vorgaben zur Ermittlung der Asbestfaserexposition
aufgefiuhrt.

|2 ANHANGINR. 2.4

1 2.1 (Aufl. 2008: J 2.1)

Anhang | Nr. 2.4.2

Ist nach GefStoffV eine unterneh-
mensbezogene Anzeige (Mitteilung)
moglich?

Ja.

Die TRGS 519 enthalt hierzu differenzierte Vorgaben
(s. dortige Nr. 3.2'i. V. m. Anlage 1.1). Sie konkretisiert
hiermit die in Anhang | Nr. 2.1 Satz 3 genannte Abwei-
chungsmadglichkeit von den Vorschriften nach Anh. |
Nr. 2.4.2.

1 2.2 (Aufl. 2008: J 2.2)

Anhang I Nr. 2.4.2 Abs. 3 Satz 3

Ist bei Tatigkeiten mit geringer Exposi-
tion ein Nachweis der Sachkunde
auch durch nicht anerkennungsbe-
diurftige Sachkundelehrgange mog-
lich?

Ja.

Die TRGS 519 (s. dortige Nr. 2.7) enthalt hierzu diffe-
renzierte Vorgaben. Sie konkretisiert hiermit die in An-
hang | Nr. 2.1 Satz 3 genannte Abweichungsmaoglich-
keit von den Vorschriften nach Nr. 2.4.2.

Nach Anhang | Nr. 2.4.3 Abs. 7 sind
techniken zu entfernen.

asbesthaltige Materialien vor Anwendung von Abbruch-

| 2.3 (Aufl. 2008: J 2.3)
Anhang | Nr. 2.4.3 Abs. 7

Wie ist zu verfahren, wenn die gefor-
derte Entfernung technisch nicht
mdglich ist, weil z.B. Asbestzement-
Materialien erst im Verlauf des Ab-
bruchs zuganglich werden?

Anhang | Nr. 2.4.3 Abs. 7 konkretisiert das Minimie-
rungsgebot der Verordnung in Bezug auf Asbestfasern
bei Abbrucharbeiten. Sofern diese Maligabe in der
Praxis nicht umsetzbar ist, sind andere Abbruchtechni-
ken unter Beachtung der Anforderungen der TRGS 519
anzuwenden.

| 2.4 (Aufl. 2008: J 2.4)

Diurfen andere Problemstoffe, wie

PAK-haltige Dichtungsschichten,
PCB-haltige = Fugenvergussmassen,
KMF-haltige Isolierungen, holz-

schutzmittelhaltige Balken im Geb&u-
de verbleiben und Bestandteil eines
Abrisshaufens werden?

Weitere Gefahrstoffe, die neben Asbest bei Abbruchar-
beiten relevant sein kbnnen, wie PCB, PAK oder KMF,
sind nicht Regelungsgegenstand des Anhangs | Nr.
2.4.

In der Gefahrdungsbeurteilung muss der Arbeitgeber
feststellen, ob zur Minimierung der Gefahrdung die Ent-
fernung bestimmter Gefahrstoffe vor Beginn des Ab-
bruchs geboten ist. Einzelheiten dazu befinden sich in
der TRGS 524 "SchutzmalRnahmen fur Tatigkeiten in
kontaminierten Bereichen"

Weiterhin sind die Bestimmungen des Abfall- und Bau-
rechts sowie der Verordnung des Européischen Parla-
ments und des Rates Uber persistente organische
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Schadstoffe (POP-Verordnung), die beispielsweise
Festlegungen Uber PCB, polychlorierte Dibenzodioxine
und -furane und Lindan trifft, zu beachten.

| 3 ANHANG Il NR. 1 - HERSTELLUNGS- UND VERWENDUNGSBESCHRANKUNGEN

| 3.1 (Aufl. 2008: J 3.1)
Anhang Il Nr. 1 Abs. 1

Ist die Installation einer Solaranlage
auf ein bestehendes Asbestzement-
dach verboten, bendtigt man eine
behoérdliche Ausnahme?

Die Montage von Solaranlagen auf Asbestzement-
dachern ist verboten.

Daruber hinaus besteht basierend auf der Gefahrstoff-
verordnung ein generelles Uberdeckungsverbot von As-
bestzementdédchern, von dem es seit Dezember 2010
keine Ausnahme mehr gibt. Dieses Verbot soll sicher-
stellen, dass die fur Mensch und Umwelt gefahrlichen
Asbestmaterialien dem Wirtschaftskreislauf langfristig
entzogen und ordnungsgeman entsorgt werden.

1 3.2 (Aufl. 2008: J 3.2)

Anhang Il Nr. 1 Abs. 1 i.V.m. An-
hang Il Nr. 1 Abs. 2

Bei ca. 25 % aller untersuchten
Frasbaustellen im StralRenbau wur-
den Asbestfasern in der Luft festge-
stellt. Bei ca. 10 % der Baustellen
war die Konzentration grof3er 15.000
Fasern pro m3. Welche Vorgehens-
weise ist erforderlich, wenn das
Frasmaterial in einer Recyclinganla-
ge fir eine weitere Verwendung
aufbereitet wird?

Die Mdoglichkeit des Auftretens von Asbestexpositionen
im Rahmen von Recyclingtatigkeiten sind im Rahmen
der Gefahrdungsbeurteilung gem. § 6 Abs. 2 GefStoffv
Zu berucksichtigen. Dabei ist die TRGS 517 zu beach-
ten.

Das Verwendungsverbot ab einem Massengehalt ober-
halb von 0,1 % ist zu beachten (Anhang Il Nr. 1 Abs. 1
i.V.m. Anhang Il Nr. 1 Abs. 2).

Auch die abfallrechtlichen Bestimmungen sind hier zu
bertcksichtigen.

I 3.3 (neue Frage 2012)

Anhang Il Nr. 1 Absatz 1 Pkt. 2 ver-
weist auf emissionsarme Verfahren,
die behordlich oder von den Tragern
der gesetzlichen Unfallversicherung
anerkannt sind. Wo sind diese aner-
kannten Verfahren beschrieben?

Die BGI 664 ,Verfahren mit geringer Exposition gegen-
Uber Asbest bei Abbruch-, Sanierungs- und Instandhal-
tungsarbeiten* beschreibt die von den Tréagern der ge-
setzlichen Unfallversicherung auf der Grundlage der
TRGS 519 anerkannten emissionsarmen Verfahren (sie-
he: http://www.dqguv.de/ifa/de/pra/asbest/index.jsp).

Darluber hinaus nennt die BGI 664 die Kriterien fir die
Anerkennung. An diesen Kriterien orientieren sich auch
die Behorden, falls eine behordliche Anerkennung im
Einzelfall ausgesprochen werden soll. Eine Auflistung
dieser behordlichen Anerkennungen existiert nicht.

| 3.4 (neue Frage 2012)
Anhang Il Nr. 1 Abs. 1

Bei einem Haus mit asbesthaltiger
Fassadenverkleidung soll das Dach
repariert werden. Daflir muss ein
Gerust aufgestellt und in der Wand
verankert werden. Ist das nach den
jetzigen Regelungen zu Asbest noch
erlaubt?

Ja.

Die Anbringung von Gerustankern wird entsprechend
den Ausfuhrungen der TRGS 519 als ,Nebenarbeiten®
den Instandhaltungsarbeiten zugerechnet. Wenn dabei
Bohrarbeiten durchgefiihrt werden, ist fir diese nach
Anhang Il Nr. 1 Abs. 1 Nr. 2 ein anerkanntes emissions-
armes Verfahren einzusetzen. Anerkannte emissionsar-
me Verfahren sind in der BGI 664 beschrieben (siehe:
http://www.dguv.de/ifa/de/pra/asbest/index.jsp ).

| 3.5 (neue Frage 2012)

Hier muss im Einzelfall entschieden werden, ob es sich
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Anhang Il Nr. 1 Abs. 1

Fur die groRflachige Entfernung
asbesthaltiger Schichten von Bau-
werken kommen in vielen Fallen
oberflachenabtragende  Verfahren
zum Einsatz. Nicht immer stehen
dabei emissionsarme Verfahren zur
Verflgung. Sind solche MaRhahmen
jetzt rechtlich nicht mehr zul&ssig?

um eine Sanierungs-/Instandhaltungsmafnahme oder
um eine Abbruchmafnahme handelt.

Mafinahmen, die die vollstandige und dauerhafte Entfer-
nung eines asbesthaltigen Bauteils/Materials zum Ge-
genstand haben, werden in vielen Fallen den Abbruch-
arbeiten nach Anhang Il Nr. 1 Abs. 1 Nr. 1 zuzurechnen
sein. Fur diese gilt das Verbot des Abtrags der Oberfla-
che nicht. Unberihrt bleiben selbstverstandlich die An-
forderungen nach Anhang | Nr. 2.4.

Sanierungs- und Instandhaltungsarbeiten, die zu einem
Abtrag der Oberflache von Asbestprodukten fiihren, sind
hingegen nur zuléssig, wenn es sich um emissionsarme
Verfahren handelt, die behérdlich oder von den Tragern
der gesetzlichen Unfallversicherung anerkannt sind (An-
hang Il Nr.1 GefStoffV). Anerkannte emissionsarme
Verfahren sind in der BGI 664 beschrieben (siehe:
http://www.dguv.de/ifa/de/pra/asbest/index.jsp).

| 4 MESSUNGEN

1 4.1 (Aufl. 2008: J 4.1)

Muss man tatsachlich bei allen Ar-
beiten mit Asbest Messungen durch-
fuhren?

Messungen sind nach Mal3gabe der TRGS 519 bzw. 517
durchzufihren.
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J ABKURZUNGSVERZEICHNIS

AEL

AGS
AGW
ArbSchG
ArbStattV
ASIG
AUG
BAUA
BekGS
BetrSichV
BetrVG
BGI

BGR
BGV
BGW
BioStoffV
BMAS

BMWA

BOELV

ChemG
CLP-VO

CMR

DAKKS
DFG
DNEL
ERB
EGU

Acceptable Exposure Level (fiir Biozide)
Ausschuss fiir Gefahrstoffe
Arbeitsplatzgrenzwert
Arbeitsschutzgesetz
Arbeitsstéattenverordnung
Arbeitssicherheitsgesetz
Arbeitnehmeriberlassungsgesetz
Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin
Bekanntmachungen zu Gefahrstoffen
Betriebssicherheitsverordnung
Betriebsverfassungsgesetz
Berufsgenossenschaftliche Informationen
Berufsgenossenschaftliche Regeln
Berufsgenossenschaftliche Vorschriften
Biologischer Grenzwert
Biostoffverordnung

Bundesministerium fur Arbeit und Soziales (seit Herbst 2005 zusténdiges Bun-
desministerium fir die Gefahrstoffverordnung)

Bundesministerium fir Wirtschaft und Arbeit (bis Herbst 2005 zustandiges Bun-
desministerium fur die Gefahrstoffverordnung)

Binding Occupational Exposure Limit Value (z. T. auch verkurzt BLV — Binding
Limit Value)

Chemikaliengesetz

Europdische Verordnung zur Einstufung, Kennzeichnung und Verpackung
(VO (EG) Nr. 1272/2008)

krebserzeugend (carcinogen), erbgutverandernd (mutagen), reproduktionsto-
xisch (Untergliederung: R(f): fruchtbarkeitsgefahrdend, R(e): das Kind im Mut-
terleib schadigend, fruchtschadigend)

Deutsche Akkreditierungsstelle

Deutsche Forschungsgemeinschaft

Derived No-Effect Level, Begriff der REACH-Verordnung
Exposition-Risiko-Beziehung

Empfehlungen Geféahrdungsermittiung der Unfallversicherungstrager (friher:
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GDL
GefStoffV
GESTIS
GISBAU
IFA
IOELV

ISI

KMK
LASI
MAK

MuSchArbvV
PAK
PNEC
ProdSG
PSA
REACH
SDB
TRGS
TRK
uvT
uvwv
VSK

BG/BGIA-Empfehlungen fur die Gefahrdungsbeurteilung nach der Gefahrstoffver-
ordnung

Gefahrstoffdatenbank der Lander

Gefahrstoffverordnung

Gefahrstoffinformationssystem der Unfallversicherungstrager
Gefahrstoffinformationssystem der Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft
Institut flr Arbeitsschutz der Deutschen gesetzlichen Unfallversicherung

Indicative Occupational Exposure Limit Value (z. T. auch verkirzt ILV — Indica-
tive Limit Value)

Informationsstelle fur Sicherheitsdatenblatter
Kultusministerkonferenz
Landerausschuss flr Arbeitsschutz und Sicherheitstechnik

Maximale Arbeitsplatzkonzentration (Begriff der GefStoffV bis Ende 2004, zu-
dem von der Senatskommission der DFG veroffentlichte Werte)

Verordnung zum Schutze der Mitter am Arbeitsplatz

Polyzyklische Aromatische Kohlenwasserstoffe

Predicted No-Effect Concentration, Begriff der REACH-Verordnung
Produktsicherheitsgesetz

Personliche Schutzausriistung

Européische Chemikalienverordnung (VO (EG) Nr. 1907/2006)
Sicherheitsdatenblatt

Technische Regeln fur Gefahrstoffe

Technische Richtkonzentration (Begriff der GefStoffV bis Ende 2004)
Unfallversicherungstrager

Unfallverhitungsvorschriften

Verfahrens- und Stoffspezifische Kriterien
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K  UBERSICHT DER LASI-VEROFFENTLICHUNGEN (RY))

LASI Verdffentlichen stehen auf der LASI Homepage http://lasi.osha.de
unter Publikationen > LASI Veréffentlichungen zum download zur Verfiigung.

LV-Nr.

Titel

Herausgabe
aktuelle Auflage

Leitlinien des Arbeitsschutzes in der Wertstoffsortierung
(wird nicht mehr verdéffentlicht - ersetzt durch LV 15)

Juli 1995

Richtlinien fiir die Akkreditierung von Messstellen zum Vollzug des Ge-
fahrstoffrechts gemaf § 18 Abs. 2 Gefahrstoffverordnung
(wird nicht mehr verdéffentlicht - ersetzt durch LV 2.1)

September 1995

2.1

Richtlinien fiir die Akkreditierung von Messstellen zum Vollzug des Ge-
fahrstoffrechts geméaR 8§ 18 Abs. 2 Gefahrstoffverordnung
(wird nicht mehr verdéffentlicht - ersetzt durch LV 2.2)

Oktober 1999

2.2

Handlungsanleitung ,Grundsatzliche Anforderungen an akkreditierte
Messstellen zum Vollzug des Gefahrstoffrechts*
(wird nicht mehr veroffentlicht — zurlick gezogen)

September 2005

Musterleitfaden zur Umsetzung der Gefahrstoffverordnung und der
TRGS 553 ,Holzstaub* zum Schutz vor Gefahren durch Holzstaub
(wird nicht mehr veréffentlicht — zurlick gezogen)

Februar 1996

Qualitatssicherungs-Handbuch (QSH)
(wird nicht mehr ver6ffentlicht — zurlick gezogen)

Marz 1996

ArbeitsschutzmaflRnahmen bei Ozonbelastung am Arbeitsplatz
(wird nicht mehr verdéffentlicht — zuriick gezogen)

Juli 1996

Leitfaden fur den sicheren Umgang mit Mikroorganismen der Risiko-
gruppe 3**
(wird nicht mehr verdffentlicht — ersetzt durch TRBA 105)

August 1996

Leitfaden zur Ermittlung und Beurteilung der Konzentration von Bakteri-
en und Pilzen in der Luft in Arbeitsbereichen
(wird nicht mehr veréffentlicht — ersetzt durch TRBA 405 und 430)

September 1996

Mehlstaub in Backbetrieben

Handlungsanleitung der Landerarbeitsschutzbehorden und der Berufs-
genossenschaft Nahrungsmittel und Gaststatten

(wird nicht mehr verdéffentlicht — zuriick gezogen)

November 1996

Handlungsanleitung zur Beurteilung der Arbeitsbedingungen beim He-
ben und Tragen von Lasten
(4. Uberarbeitete Auflage)

April 2001

10

Umsetzung der Gleichwertigkeitsklausel bei Uberwachungsbediirftigen
Anlagen

Februar 1997

11

Schutz schwangerer Frauen vor Benzolexposition in Verkaufsraumen
von Tankstellen und an anderen Arbeitsplatzen
(wird nicht mehr verdéffentlicht — zuriick gezogen)

Juli 1997

12

Leitfaden ,Ersatzstoffe und Verwendungsbeschrankungen in der Reini-
gungstechnik im Offsetdruck”
(wird nicht mehr verdéffentlicht —zurlick gezogen)

Juli 1997

13

Leitlinien flr den Arbeitsschutz in biologischen Abfallbehandlungsanla-
gen
(wird nicht mehr verdffentlicht — ersetzt durch TRBA 214)

Oktober 1997
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Herausgabe

LV-Nr. i

Titel aktuelle Auflage

14 Handlungsanleitung zur Beurteilung der Arbeitsbedingungen bei der Mai 1998
Bildschirmarbeit
(2. Auflage)

15 Leitlinien des Arbeitsschutzes in Abfallbehandlungsanlagen November 1998
(wird nicht mehr veroffentlicht — ersetzt durch TRBA 214)

16 KenngréRen zur Beurteilung raumklimatischer Grundparameter September 2011
(1. Uberarbeitete Auflage)

17 Leitfaden ,Kunstliche Mineralfasern* - Handlungsanleitung fur die Beur- | April 1999
teilung von und den Umfang mit Mineralfaserprodukten
(wird nicht mehr verdéffentlicht — zuriick gezogen)

18 Leitfaden ,Schutz vor Latexallergien“ Mai 1999
(wird nicht mehr verdéffentlicht — zuriick gezogen)

19 Beschichten von IndustriefuBbdden und anderen groRen Flachen in September 1999
Innenrdumen mit Methylmethacrylat (MMA)-Harzen
(wird nicht mehr verdéffentlicht — zuriick gezogen)

20 Handlungsanleitung zur Beurteilung der Arbeitsbedingungen an Kas- Oktober 1999
senarbeitsplatzen

21 Arbeitsschutzmanagementsysteme Mérz 2006
Spezifikation zur freiwilligen Einfihrung, Anwendung und Weiterentwick-
lung von Arbeitsschutzmanagementsystemen (AMS)

(3. Uberarbeitete Auflage)

22 Arbeitsschutzmanagementsysteme Mai 2006
Handlungsanleitung zur freiwilligen Einfiihrung und Anwendung von
Arbeitsschutzmanagementsystemen (AMS) fur kleine und mittlere Un-
ternehmen (KMU) (2. Uberarbeitete Auflage)

23 Leitlinien zur Biostoffverordnung September 2008
(3. Uberarbeitete Auflage)

24 Umgang mit Losemitteln im Siebdruck Mérz 2009
(3. Uberarbeitete Auflage)

25 Ersatzstoffe in der Metallreinigung September 2001
(wird nicht mehr verdéffentlicht —zuriick gezogen)

26 Umgang mit Gefahrstoffen beim Recycling von Kraftfahrzeugen April 2002
(wird nicht mehr verdéffentlicht —zurlick gezogen)

27 Umgang mit Gefahrstoffen bei der manuellen Zerlegung von Bildschirm- | April 2002
und anderen Elektrogeraten
(wird nicht mehr verdéffentlicht —zuriick gezogen)

28 Konzept zur Ermittlung psychischer Fehlbelastungen am Arbeitsplatz Juni 2002
und zu Mdglichkeiten der Pravention

29 Handlungsanleitung zur Beurteilung der Arbeitsbedingungen beim Zie- September 2002
hen und Schieben von Lasten

30 Arbeitszeitgestaltung in Krankenh&usern — Neufassung 2009 Juni 2009

31 Handlungsanleitung fur die Arbeitsschutzverwaltungen der Lander zur Mai 2003
Ermittlung psychischer Fehlbelastungen am Arbeitsplatz und zu
Mdoglichkeiten der Prévention
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Herausgabe

LV-Nr. i

Titel aktuelle Auflage

32 Kunststoffverwertung — Umgang mit Gefahrstoffen und biologischen Oktober 2004
Arbeitsstoffen bei der werkstofflichen Verwertung von Kunststoffen
(wird nicht mehr verdéffentlicht — zuriick gezogen)

33 Grundsétze der Behdrdlichen Systemkontrolle Juli 2003
(Teil A wird zuriickgezogen und durch LV 54 ersetzt,
Teil B wird zurzeit Uberarbeitet)

34 Gegen Mobbing — Handlungsanleitung fiir die Arbeitsschutzverwaltun- Oktober 2012
gen der Lander
(1. tberarbeitete Auflage)

35 Leitlinien zur Betriebssicherheitsverordnung (BetrSichV) August 2008
(3. Uberarbeitete Auflage)

36 Handlungsanleitung firr die Ausfiihrung der Marktiiberwachung in November 2008
Deutschland (2. Uberarbeitete Auflage)

37 Handlungsanleitung fir den Umgang mit Arbeits- und Schutzgeristen Juni 2011
(3. Uberarbeitete Auflage)

38 Handlungsanleitung fur die Beurteilung von Arbeiten in sauerstoffredu- April 2005
zierter Atmosphére fur die Arbeitsschutzverwaltungen der Lander

39 Reinigung und Innenpriifung von Heizélverbrauchertanks Mai 2005

40 Leitlinien zur Arbeitsstattenverordnung Méarz 2009

41 Handlungsanleitung zur Beleuchtung von Arbeitsstatten Februar 2005
Gesicherte arbeitswissenschaftliche Erkenntnisse fiir Tageslicht in Ge-
bauden, kiinstliches Licht in Gebauden und im Freien, Sicherheitsbe-
leuchtung (wurde bisher nicht gedruckt)

42 Handlungsanleitung ,Schutzmanahmen zur Minimierung der Gefahr- September 2005
stoffexposition beim Schutzgasschwei3en*

43 Handlungsanleitung ,Spritzlackieren von Hand bei der Holzbe- und - September 2005
verarbeitung”

44 Handlungsanleitung zur Beurteilung von Uberwachungsbedirftigen An- | Méarz 2006
lagen nach 8 1 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 Betriebssicherheitsverordnung fir
entziindliche wasserldsliche Flussigkeiten

45 Leitlinien zur Gefahrstoffverordnung November 2012
(3. Uberarbeitete Auflage)

46 Leitlinien zum Gerate- und Produktsicherheitsgesetz September 2007
(2. Uberarbeitete Auflage)

47 Anforderungen an Anlagen fur bioethanolhaltige Kraftstoffe Mérz 2007

48 BuR3- und Verwarnungsgeldkataloge zum Fahrpersonalrecht Juni 2012
(1. tberarbeitete Auflage)

49 Qualitat der gutachterlichen AuRerung im Rahmen des Erlaubnisverfah- | August 2008
rens nach 8§ 13 Betriebssicherheitsverordnung

50 Bewegungsergonomische Gestaltung von andauernder Steharbeit — Marz 2009
Eine Handlungsanleitung zur Beurteilung der Arbeitsbedingungen
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Herausgabe

LV-Nr. i

Titel aktuelle Auflage

51 Handlungsanleitung fir die Umsetzung der REACH-Verordnung im Marz 2009
Arbeitsschutz

52 Integration psychischer Fehlbelastungen in die Beratungs- und Uberwa- | Oktober 2009
chungspraxis der Arbeitsschutzbehdrden der Lander

53 Handlungsanleitung fir die Marktiberwachung im Bereich 11. GPSGV - | Juni 2010
Hinweise fir die Beteiligten am Marktgeschehen

54 Grundsatze der behérdlichen Systemkontrolle Méarz 2011

55 Handlungsanleitung fur die Umsetzung der Bekanntmachung 910 November 2012
(BekGS 910)

L KONTAKTADRESSEN DER OBERSTEN LANDESBEHORDEN

Auskunfte zu Fragen des Arbeitsschutzes erteilen die zustandigen obersten Landesbehorden bzw.
deren nachgeordneten Behorden

Stand: Juni 2012

Ministerium fir Umwelt, Klima
und Energiewirtschaft des
Landes Baden-Wirttemberg
Kernerplatz 9

70182 Stuttgart

Senatsverwaltung fiir Gesund-
heit, Umwelt und Verbraucher-
schutz des Landes Berlin
Oranienstraf3e 106

10969 Berlin

Behorde fir Gesundheit und
Verbraucherschutz der Freien
und Hansestadt Hamburg
BillstraRe 80

20539 Hamburg

Niedersachsisches Ministerium
fur Soziales, Frauen, Familie,
Gesundheit und Integration
Gustav-Bratke-Allee 2

30169 Hannover

Ministerium fir Umwelt, Land-
wirtschaft, Ernahrung, Weinbau
und Forsten des Landes
Rheinland-Pfalz
Kaiser-Friedrich-StralRe 1
55116 Mainz

Ministerium flr Arbeit und
Soziales des Landes
Sachsen-Anhalt
Turmschanzenstral3e 25
39114 Magdeburg

Ministerium flr Arbeit und
Sozialordnung, Familie,
Frauen und Senioren des
Landes Baden-Wirttemberg
Schellingstral3e 15

70174 Stuttgart

Ministerium fir Arbeit, Sozia-
les, Frauen und Familie des
Landes Brandenburg
Heinrich-Mann-Allee 103
14473 Potsdam

Hessisches Sozialministerium
Dostojewskistral3e 4
65187 Wiesbaden

Ministerium fUr Arbeit, Integra-
tion und Soziales des Landes
Nordrhein-Westfalen
Farstenwall 25

40219 Dusseldorf

Ministerium fir Umwelt
und Verbraucherschutz
des Saarlandes
KeplerstralRe 18

66117 Saarbriicken

Ministerium fur Soziales,
Gesundheit, Familie und
Gleichstellung des Landes
Schleswig-Holstein
Adolf-Westphal-Stral3e 4
24143 Kiel

Bayerisches Staatsministerium
fur Arbeit und Sozialordnung,
Familie und Frauen
Winzerstralle 9

80792 Miinchen

Die Senatorin fur Bildung, Wis-
senschaft und Gesundheit

der Freien Hansestadt Bremen
Rembertiring 8-12

28195 Bremen

Ministerium fur Arbeit, Gleich-
stellung und Soziales des Lan-
des Mecklenburg Vorpommern
Werderstral3e 124

19055 Schwerin

Ministerium fiir Arbeit, Soziales,
Gesundheit und Demografie des
Landes Rheinland-Pfalz
Bauhofstralie 9

55116 Mainz

Sachsisches Staatsministerium
far Wirtschaft, Arbeit und
Verkehr

Wilhelm-Buck-Strale 2

01097 Dresden

Thuringer Ministerium fir Sozia-
les, Familie und Gesundheit
Werner-Seelenbinder-StralRe 6
99096 Erfurt
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	C 5.1 Grundsätze
	C 5.2 Beispiele
	Der Verkauf von Gefahrstoffen ist eine Tätigkeit im Sinne der Gefahrstoffverordnung. Es ist eine Gefährdungsbeurteilung durchzuführen. In vielen Fällen dürften im Einzelhandel beim Verkauf fertig verpackter Waren Maßnahmen des § 8 ausreichend sein. Es sind jedoch auch andere Konstellationen denkbar (z.B. bei eigener Abfüllung von Gefahrstoffen oder Lagerung und Verkauf entzündlicher Gefahrstoffe). Die Maßnahmen richten sich nach dem Ergebnis der Gefährdungsbeurteilung.
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